Deutscher Bundestag 

16. Wahlperiode 


Drucksache 16/1108 


31 . 03 . 2006 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Vertrag vom 27. Mai 2005 

zwischen dem Königreich Belgien, der Bundesrepublik Deutschland, 
dem Königreich Spanien, der Französischen Republik, 
dem Großherzogtum Luxemburg, dem Königreich der Niederlande 
und der Republik Österreich 

über die Vertiefung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, 
insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus, 
der grenzüberschreitenden Kriminalität und 
der illegalen Migration 


A. Problem und Ziel 

Mit dem am 27. Mai 2005 in Prüm/Eifei Unterzeichneten Vertrag 
zwischen dem Königreich Beigien, der Bundesrepubiik Deutschiand, 
dem Königreich Spanien, der Französischen Republik, dem Großher- 
zogtum Luxemburg, dem Königreich der Niederiande und der Repu- 
blik Österreich wird das Ziei verfoigt, die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus, der 
grenzüberschreitenden Kriminalität und der illegalen Migration zu ver- 
tiefen. Der Vertrag steilt dabei eine intensivierung der Zusammenar- 
beit im Rahmen der bestehenden bi- und multiiateralen Rechtsbezie- 
hungen sowie der Übereinkommen und Rechtsakte im Rahmen der 
Europäischen Union dar. 

B. Lösung 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf soiien die Voraussetzungen 
nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes für die Ratifizierung 
des Vertrags vom 27. Mai 2005 geschaffen werden. Neben diesem 
Vertragsgesetz bedarf es ferner eines hiervon getrennten Umset- 
zungsgesetzes. 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Im Zusammenhang mit den Datenübermittlungen werden beim Bun- 
deskriminalamt für die Bereiche der DNA-Daten und der daktyloskopi- 
schen Daten voraussichtlich Kosten entstehen, deren Höhe derzeit 
nicht bezifferbar ist. 

In Bezug auf die Abrufe der anderen Vertragsstaaten aus dem Zentra- 
len Fahrzeugregister des Kraftfahrt-Bundesamtes nach Artikel 12 
Abs. 1 des Prümer Vertrags entstehen keine Kosten beim Kraftfahrt- 
Bundesamt. Sollten beim Kraftfahrt-Bundesamt Mehrkosten entste- 
hen, werden diese durch entsprechende Einsparungen im Einzel- 
plan 12 ausgeglichen. 

Soweit im Rahmen der strafrechtlichen Zusammenarbeit Sach- und 
Personalkosten entstehen, betreffen sie vor allem die Länder. Dem 
Bund entstehen durch den Vollzug des Gesetzes insoweit keine zu- 
sätzlichen Kosten. Soweit die Zusammenarbeit in strafrechtlichen 
Angelegenheiten zu einem erhöhten Arbeitsanfall beim Generalbun- 
desanwalt führt, kann die Mehrbelastung jedenfalls mit dem vorhan- 
denen Personal aufgefangen werden. 

E. Sonstige Kosten 

Sonstige Kosten, insbesondere für die Wirtschaft und die sozialen 
Sicherungssysteme, entstehen nicht. Auswirkungen auf die Einzel- 
preise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis- 
niveau, sind nicht zu erwarten, da Kosten für die private Wirtschaft 
und private Verbraucher nicht entstehen. 
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Bundesrepublik Deutschland 


Berlin, den . März 2006 


DIE Bundeskanzlerin 

An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 27. Mai 2005 zwischen 
dem Königreich Belgien, der Bundesrepublik Deutschland, dem 
Königreich Spanien, der Französischen Republik, dem Großherzogtum 
Luxemburg, dem Königreich der Niederlande und der Republik 
Österreich über die Vertiefung der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit, insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus, der 
grenzüberschreitenden Kriminalität und der illegalen Migration 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend sind das Bundesministerium des Innern und das Bundesministerium 
der Justiz. 

Der Gesetzentwurf ist dem Bundesrat am 8. März 2006 als besonders eilbedürftig 
zugeleitet worden. 

Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf sowie die Auffassung 
der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates werden unverzüglich 
nachgereicht. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 27. Mai 2005 

zwischen dem Königreich Belgien, der Bundesrepublik Deutschland, 
dem Königreich Spanien, der Französischen Republik, 
dem Großherzogtum Luxemburg, dern Königreich der Niederlande 

und der Republik Österreich 

über die Vertiefung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, 
insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus, 
der grenzüberschreitenden Kriminalität und der illegalen Migration 


Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Prüm/Eifel am 27. Mai 2005 von der Bundesrepublik Deutschland 
Unterzeichneten Vertrag zwischen dem Königreich Belgien, der Bundesrepublik 
Deutschland, dem Königreich Spanien, der Französischen Republik, dem Groß- 
herzogtum Luxemburg, dem Königreich der Niederlande und der Republik 
Österreich über die Vertiefung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, 
insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus, der grenzüberschreitenden Kri- 
minalität und der illegalen Migration, den Anlagen 1 und 2 sowie der Gemein- 
samen Erklärung der Vertragsparteien vom 27. Mai 2005 wird zugestimmt. Der 
Vertrag, die Anlagen 1 und 2 und die Gemeinsame Erklärung der Vertragspar- 
teien werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Die Grundrechte auf Leben und der körperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes), der Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 
Satz 2 des Grundgesetzes), der Freiheit der Versammlung (Artikel 8 des Grund- 
gesetzes), des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 des Grund- 
gesetzes) und der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgeset- 
zes) werden nach Maßgabe dieses Gesetzes eingeschränkt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 50 Abs. 1 für die Bun- 
desrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu 
geben. 


Drucksache 16/1108 


- 6 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikei 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
erforderlich, da der Vertrag im Bereich der polizeilichen Gefahrenabwehr auch 
das Verwaltungsverfahren von Landesbehörden regelt. Darüber hinaus bedarf 
das Vertragsgesetz auch wegen der in Artikel 40 Abs. 1 Satz 3 des Vertrags ent- 
haltenen Regelung des Staatshaftungsrechts der Zustimmung des Bundesrates 
(Artikel 74 Abs. 2 des Grundgesetzes). 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 geht auf die neuere Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
zum Zitiergebot des Artikels 19 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes zurück. Wäh- 
rend das Zitiergebot nach der früheren Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts eher eng auszulegen war, hat das Gericht den Anwendungsbe- 
reich des Artikels 19 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes mit seiner Entscheidung 
vom 27. Juli 2005 zum Niedersächsischen Gesetz über die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung (1 BvR 668/04) tendenziell eher weit verstanden und die Berück- 
sichtigung des Zitiergebotes bei jeder Veränderung der Eingriffsvoraussetzun- 
gen gefordert, die zu neuen Grundrechtsbeschränkungen führt. Auch soweit 
durch den vorliegenden Vertrag der Kreis der zum Eingriff befugten Personen 
erweitert wird, erscheint die Berücksichtigung des Zitiergebotes angezeigt. 
Damit wird der Warn- und Besinnungsfunktion des Zitiergebotes für den 
Gesetzgeber, auf die das Bundesverfassungsgericht ausdrücklich hingewiesen 
hat, Rechnung getragen. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der 
Vertrag nach seinem Artikel 50 Abs. 1 für die Bundesrepublik Deutschland in 
Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkungen 

Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das 
Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten, da Kosten für die private Wirt- 
schaft und private Verbraucher nicht entstehen. 
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Vertrag 

zwischen dem Königreich Belgien, der Bundesrepublik Deutschland, 
dem Königreich Spanien, der Französischen Republik, 
dem Großherzogtum Luxemburg, dem Königreich der Niederlande 
und der Republik Österreich 

über die Vertiefung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, 
insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus, der grenz- 
überschreitenden Kriminalität und der illegalen Migration 


Traite 

entre le Royaume de Belgique, la Republique föderale d’Allemagne, 
le Royaume d’Espagne, la Republique franqaise, 
le Grand-Duche de Luxembourg, le Royaume des Pays-Bas et la Republique d’Autriche 
relatif ä l’approfondissement de la Cooperation transfrontaliere, 
notamment en vue de lütter contre le terrorisme, 
la criminalite transfrontaliere et la migration illegale 


Die hohen Vertragsparteien dieses Vertrags, Mitgiiedstaaten 
der Europäischen Union - 

in der Erwägung, dass es in einem Raum des freien Personen- 
verkehrs wichtig ist, dass die Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union ihre Zusammenarbeit verstärken, um Terrorismus, grenz- 
überschreitende Kriminaiität und iilegaie Migration wirksamer zu 
bekämpfen, 

in dem Bestreben, zur Fortentwickiung der Europäischen 
Zusammenarbeit unbeschadet des Vertrags über die Europäi- 
sche Union und des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft eine Vorreiterroiie bei der Erreichung eines mög- 
iichst hohen Standards in der Zusammenarbeit, vor aiiem durch 
einen verbesserten Austausch von informationen, insbesondere 
in den Bereichen der Bekämpfung des Terrorismus, der grenz- 
überschreitenden Kriminaiität sowie der iliegaien Migration, ein- 
zunehmen und ailen anderen Mitgiiedstaaten der Europäischen 
Union die Teiinahme an dieser Zusammenarbeit zu eröffnen, 

in dem Bestreben, die Regeiungen des voriiegenden Vertrags 
in den Rechtsrahmen der Europäischen Union zu überführen, 
um eine unionsweite Verbesserung des Austauschs von Infor- 
mationen, insbesondere in den Bereichen der Bekämpfung des 
Terrorismus, der grenzüberschreitenden Kriminaiität sowie der 
iilegaien Migration, zu erreichen und hierfür die notwendigen 
rechtiichen und technischen Voraussetzungen zu schaffen, 

unter Beachtung der Grundrechte, wie sie sich aus der Char- 
ta der Grundrechte der Europäischen Union, der Europäischen 


Les Hautes Parties contractantes du present Traite, Etats 
membres de i’Union europeenne, 

Considerant qu’il est important, dans un espace de iibre cir- 
cuiation des personnes, que les Etats membres de l’Union euro- 
peenne renforcent leur Cooperation afin de iutter pius efficace- 
ment contre le terrorisme, ia criminaiite transfrontaiiere et la 
migration iiiegale, 

Desireuses de jouer un röie pionnier dans ie but d’atteindre, 
dans ie cadre de i’ameiioration de la Cooperation en Europe et 
Sans prejudice des dispositions du Traite sur i’Union europeen- 
ne et du Traite instituant ia Communaute europeenne, un niveau 
aussi eieve que possibie dans ieur Cooperation, en premier iieu 
par ie biais d’un meiileur echange d’informations, notamment 
dans les domaines lies ä ia lutte contre ie terrorisme, ia crimina- 
lite transfrontaiiere et ia migration iiiegaie, et de permettre ä tous 
les autres Etats membres de l’Union europeenne de participer ä 
cette Cooperation, 

Desireuses de traduire ies dispositions du present Traite dans 
le cadre juridique de l’Union europeenne afin d’aboutir ä une 
ameiioration de l’echange d’informations au sein de l’Union 
europeenne dans son ensembie, notamment dans ies domaines 
touchant ä la lutte contre le terrorisme, ia criminaiite transfronta- 
liere et la migration iilegaie, ainsi qu’ä en creer ies bases juridi- 
ques et techniques necessaires, 

Dans le respect des droits fondamentaux teis qu’iis decoulent 
de ia Charte des Droits fondamentaux de i’Union europeenne. 
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Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreihei- 
ten sowie den gemeinsamen Verfassungstraditionen der betei- 
ligten Staaten ergeben, insbesondere in dem Bewusstsein, 
dass die Übermittlung personenbezogener Daten an eine ande- 
re Vertragspartei die Gewährleistung eines angemessenen 
Datenschutzniveaus durch die empfangende Vertragspartei 
voraussetzt, 

in der Erwägung, dass unbeschadet des derzeit geltenden 
innerstaatlichen Rechts geeignete gerichtliche Überprüfungen 
der in diesem Vertrag vorgesehenen Maßnahmen beibehalten 
und vorgesehen werden müssen, 

in der Bereitschaft, diesen Vertrag durch weitere Überein- 
künfte zu ergänzen, um den automatisierten Abruf von Daten 
aus weiteren geeigneten Datenbanken zu ermöglichen, soweit 
dies zur Vertiefung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
notwendig und verhältnismäßig ist - 

sind wie folgt übereingekommen: 


Kapitel 1 
Allgemeiner Teil 

Artikel 1 
Grundsätze 

(1) Die Vertragsparteien bezwecken mit diesem Vertrag die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit, insbesondere den 
Informationsaustausch, untereinander zu vertiefen. 

(2) Diese Zusammenarbeit berührt nicht das Recht der Euro- 
päischen ünion und steht nach Maßgabe dieses Vertrags jedem 
Mitgliedstaat der Europäischen ünion zum Beitritt offen. 

(3) Die Zusammenarbeit im Rahmen dieses Vertrags zielt auf 
die Entwicklung von Initiativen zur Förderung der europäischen 
Zusammenarbeit in den in diesem Vertrag bezeichneten Berei- 
chen ab. 

(4) Spätestens drei Jahre nach Inkrafttreten dieses Vertrags 
wird auf der Grundlage einer Bewertung der Erfahrungen bei 
der Durchführung des Vertrags in Abstimmung mit der Europäi- 
schen Kommission beziehungsweise auf Vorschlag der Euro- 
päischen Kommission unter Berücksichtigung des Vertrags 
über die Europäische ünion und des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft eine Initiative für die Überführung 
der Regelungen dieses Vertrags in den Rechtsrahmen der Euro- 
päischen ünion unterbreitet. 

(5) Die Vertragsparteien berichten regelmäßig gemeinsam 
dem Rat der Europäischen ünion und der Europäischen Kom- 
mission über den Fortgang der Zusammenarbeit. 

Kapitel 2 
DNA-Profile, 

daktyloskopische Daten und sonstige Daten 

Artikel 2 
Einrichtung 

von nationalen DNA-Analyse-Dateien 

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, zum Zweck der 
Verfolgung von Straftaten nationale DNA-Analyse-Dateien zu 
errichten und zu führen. Die Verarbeitung der in diesen Dateien 
gespeicherten Daten aufgrund dieses Vertrags erfolgt vorbe- 
haltlich der sonstigen Bestimmungen des Vertrags nach Maß- 
gabe des für den Verarbeitungsvorgang geltenden innerstaatli- 
chen Rechts. 


de la Convention europeenne de sauvegarde des Droits de 
l’Homme et des Libertes fondamentales ainsi que des traditions 
constitutionnelles communes des Etats concernes, notamment 
conscientes du fait que la transmission de donnees ä caractere 
personnel ä une autre Partie contractante presuppose un niveau 
adequat de protection des donnees de la part de la Partie con- 
tractante destinataire, 

Considerant qu’il convient - sans prejudice du droit national 
actuellement en vigueur dans les pays concernes - de maintenir 
et de prevoir un contröle judiciaire approprie des mesures pre- 
vues par le present Traite, 

Disposees ä completer le present Traite par d’autres accords 
permettant une consultation automatisee de donnees dans 
d’autres bases de donnees appropriees pour autant que cela 
seit necessaire et proportionnel aux fins de l’approfondisse- 
ment de la Cooperation transfrontaliere, 

sont convenues de ce qui suit: 


Chapitre 1 
Generalites 

Article 1®'' 

Principes 

(1) Par le present Traite, les Parties contractantes visent ä 
intensifier la Cooperation transfrontaliere entre eiles, en particu- 
lier l’echange d’informations. 

(2) Cette Cooperation ne porte pas atteinte au droit de 
l’ünion europeenne et reste ouverte ä l’adhesion de tout Etat 
membre de l’ünion europeenne en vertu des dispositions du 
present Traite. 

(3) La Cooperation dans le cadre du present Traite vise ä 
developper des initiatives favorisant la Cooperation europeenne 
dans les domaines decrits dans le present Traite. 

(4) Au plus tard trois ans apres l’entree en vigueur du present 
Traite, une initiative sera presentee en vue de la transcription 
des dispositions du present Traite dans le cadre juridique de 
l’ünion europeenne sur la base d’une evaluation de l’expe- 
rience acquise dans le cadre de la mise en ceuvre du present 
Traite, en concertation avec la Commission europeenne ou sur 
proposition de la Commission europeenne, en tenant compte 
des dispositions du Traite sur l’ünion europeenne et du Traite 
instituant la Communaute europeenne. 

(5) Les Parties contractantes informent regulierement et 
conjointement le Conseil de l’ünion europeenne et la Commis- 
sion europeenne de l’evolution de la Cooperation. 

Chapitre 2 

Profils ADN, donnees 
dactyloscopiques et autres donnees 

Article 2 

Creation 

de fichiers nationaux d’analyse ADN 

(1) Les Parties contractantes s’engagent ä creer et ä gerer 
des fichiers nationaux d’analyse ADN en vue de la poursuite 
des infractions penales. Le traitement des donnees enregistrees 
dans ces fichiers en vertu du present Traite s’effectuera, sous 
reserve des autres dispositions du present Traite, conforme- 
ment au droit national applicable au processus de traitement en 
question. 
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(2) Für die Zwecke der Durchführung dieses Vertrags ge- 
währleisten die Vertragsparteien, dass Fundstellendatensätze 
zum Bestand der nationalen DNA-Analyse-Dateien nach Ab- 
satz 1 Satz 1 vorhanden sind. Fundstellendatensätze enthalten 
ausschließlich aus dem nicht codierenden Teil der DNA ermittel- 
te DNA-Profile*) und eine Kennung. Fundstellendatensätze dür- 
fen keine den Betroffenen unmittelbar identifizierenden Daten 
enthalten. Fundstellendatensätze, die keiner Person zugeord- 
net werden können (offene Spuren), müssen als solche erkenn- 
bar sein. 

(3) Bei Flinterlegung der Ratifikations-, Annahme-, Genehmi- 
gungs- oder Beitrittsurkunde benennt jede Vertragspartei die 
nationalen DNA-Analyse-Dateien, auf die die Artikel 2 bis 6 
Anwendung finden, sowie die Bedingungen für den automati- 
sierten Abruf nach Artikel 3 Absatz 1 . 


Artikel 3 

Automatisierter Abruf von DNA-Profilen 

(1) Die Vertragsparteien gestatten den nationalen Kontakt- 
stellen nach Artikel 6 der anderen Vertragsparteien zum Zweck 
der Verfolgung von Straftaten den Zugriff auf die Fundstellenda- 
tensätze ihrer DNA-Analyse-Dateien mit dem Recht, diese auto- 
matisiert mittels eines Vergleichs der DNA-Profile abzurufen. 
Die Anfrage darf nur im Einzelfall und nach Maßgabe des inner- 
staatlichen Rechts der abrufenden Vertragspartei erfolgen. 

(2) Wird im Zuge eines automatisierten Abrufs eine Überein- 
stimmung eines übermittelten DNA-Profils mit einem in der 
Datei der empfangenden Vertragspartei gespeicherten DNA- 
Profil festgestellt, so erhält die anfragende nationale Kontakt- 
stelle automatisiert die Information über das Vorliegen eines 
Treffers und die Kennung. Kann keine Übereinstimmung festge- 
stellt werden, so wird dies automatisiert mitgeteilt. 


Artikel 4 

Automatisierter Abgleich von DNA-Profilen 

(1) Die Vertragsparteien gleichen im gegenseitigen Einver- 
nehmen über ihre nationalen Kontaktstellen die DNA-Profile 
ihrer offenen Spuren zur Verfolgung von Straftaten mit allen 
DNA-Profilen aus Fundstellendatensätzen der anderen nationa- 
len DNA-Analyse-Dateien ab. Die Übermittlung und der 
Abgleich erfolgen automatisiert. Die Übermittlung zum Zwecke 
des Abgleichs der DNA-Profile der offenen Spuren erfolgt nur in 
solchen Fällen, in denen diese nach dem innerstaatlichen Recht 
der ersuchenden Vertragspartei vorgesehen ist. 

(2) Stellt eine Vertragspartei beim Abgleich nach Absatz 1 
fest, dass übermittelte DNA-Profile mit denjenigen in ihrer DNA- 
Analyse-Datei übereinstimmen, so übermittelt sie der nationa- 
len Kontaktstelle der anderen Vertragspartei unverzüglich die 
Fundstellendatensätze, hinsichtlich derer eine Übereinstim- 
mung festgestellt worden ist. 

Atiikel 5 

Übermittlung weiterer 

personenbezogener Daten und sonstiger Informationen 

Im Fall der Feststellung einer Übereinstimmung von DNA- 
Profilen im Verfahren nach den Artikeln 3 und 4 richtet sich die 
Übermittlung weiterer zu den Fundstellendatensätzen vorhan- 
dener personenbezogener Daten und sonstiger Informationen 
nach dem innerstaatlichen Recht einschließlich der Vorschriften 
über die Rechtshilfe der ersuchten Vertragspartei. 


*) Für die Bundesrepublik Deutschland sind DNA-Profile im Sinne dieses 
Vertrags DNA-Identlflzierungsmuster. 


(2) En vue de la mise en ceuvre du present Traite, les Parties 
contractantes garantissent que des donnees indexees se refe- 
rant au contenu des fichiers nationaux d’analyse ADN vises au 
paragraphe 1®^, fere phrase, sont disponibles. Ces donnees 
indexees ne contiennent que les profils ADN*) issus de la partie 
non codante de l’ADN ainsi qu’une reference. Les donnees 
indexees ne doivent contenir aucune donnee permettant l’iden- 
tification directe de la personne concernee. Les donnees 
indexees qui ne peuvent etre attribuees ä aucune personne (tra- 
ces ouvertes) doivent etre reconnaissables en tant que telles. 

(3) Lors du depöt de l’instrument de ratification, d’accepta- 
tion, d’approbation ou d’adhesion, chaque Partie contractante 
designe les fichiers nationaux d’analyse ADN auxquels les arti- 
cles 2 ä 6 s’appliquent, ainsi que les conditions regissant la 
consultation automatisee sur la base de l’article 3, paragraphe 

Article 3 

Consultation automatisee de profils ADN 

(1) Les Parties contractantes autorisent les points de contact 
nationaux des autres Parties contractantes, vises ä l’article 6, ä 
acceder, en vue de poursuivre des infractions penales, aux don- 
nees indexees de leurs fichiers d’analyse ADN, et ce avec le 
droit de proceder ä une consultation automatisee ä l’aide d’une 
comparaison des profiis ADN. La consultation ne peut s’operer 
qu’au cas par cas et dans le respect du droit national de la Par- 
tie contractante qui effectue ladite consultation. 

(2) Si, dans le cadre d’une consultation automatisee, une 
concordance entre un profil ADN transmis et un profil ADN 
enregistre dans le fichier de la Partie contractante destinataire 
est constatee, le point de contact national ayant lance la con- 
sultation est informe par voie automatisee de l’existence d’une 
concordance et de la reference. Si aucune concordance ne 
peut etre constatee, communication en est faite de maniere 
automatisee. 

Article 4 

Comparaison automatisee de profils ADN 

(1) Les Parties contractantes comparent, par l’intermediaire 
de leurs points de contact nationaux et d’un commun accord, 
les profils ADN de leurs traces ouvertes avec tous les profils 
ADN provenant des donnees indexees des autres fichiers natio- 
naux d’analyse ADN en vue de poursuivre des infractions pena- 
les. La transmission et la comparaison s’operent de maniere 
automatisee. La transmission visant ä comparer des profils 
ADN des traces ouvertes ne s’opere que dans les cas oü une 
teile transmission est prevue par le droit national de la Partie 
contractante requerante. 

(2) Si, lors de la comparaison prevue au paragraphe 1®L une 
Partie contractante constate que des profils ADN transmis cor- 
respondent ä ceux contenus dans son propre fichier d’analyse 
ADN, eile communique sans delai au point de contact national 
de l’autre Partie contractante les donnees indexees pour les- 
quels une concordance a ete constatee. 

Article 5 

Transmission d’autres donnees 
ä caractere personnel et d’autres informations 

En cas de constatation de concordance de profils ADN dans 
le cadre de la procedure prevue aux articles 3 et 4, la transmis- 
sion d’autres donnees ä caractere personnel se rapportant aux 
donnees indexees ainsi que d’autres informations s’opere en 
vertu du droit national de la Partie contractante requise, y com- 
phs les dispositions relatives ä l’entraide judiciaire. 


*) Pour l’Allemagne les profils ADN en vertu du present Traite s'appellent 
Identifizierungsmuster (modeles d'identification ADN). 
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Artikel 6 

Nationale Kontaktstelle und Durchführungsvereinbarung 

(1) Zur Durchführung der Datenübermittlungen nach den 
Artikeln 3 und 4 benennt jede Vertragspartei eine nationale Kon- 
taktstelle. Die Befugnisse der nationalen Kontaktstelle richten 
sich nach dem für sie geltenden innerstaatlichen Recht. 

(2) Die Einzelheiten der technischen Ausgestaltung der in 
den Artikeln 3 und 4 beschriebenen Verfahren werden in einer 
Durchführungsvereinbarung nach Artikel 44 geregelt. 

Artikel 7 

Gewinnung molekulargenetischen 
Materials und Übermittlung von DNA-Profilen 

Liegt im Zuge eines laufenden Ermittlungs- oder Strafverfah- 
rens kein DNA-Profil einer im Hoheitsgebiet einer ersuchten 
Vertragspartei aufhältigen bestimmten Person vor, so leistet die 
ersuchte Vertragspartei Rechtshilfe durch die Gewinnung und 
Untersuchung molekulargenetischen Materials von dieser Per- 
son sowie durch die Übermittlung des gewonnenen DNA-Pro- 
fils, wenn 

1 . die ersuchende Vertragspartei mitteilt, zu welchem Zweck 
dies erforderlich ist, 

2. die ersuchende Vertragspartei eine nach ihrem Recht erfor- 
derliche Untersuchungsanordnung oder -erklärung der zu- 
ständigen Stelle vorlegt, aus der hervorgeht, dass die 
Voraussetzungen für die Gewinnung und Untersuchung 
molekulargenetischen Materials vorlägen, wenn sich die 
bestimmte Person im Hoheitsgebiet der ersuchenden Ver- 
tragspartei befände, und 

3. die Voraussetzungen für die Gewinnung und Untersuchung 
molekulargenetischen Materials sowie die Voraussetzungen 
für die Übermittlung des gewonnenen DNA-Profils nach 
dem Recht der ersuchten Vertragspartei vorliegen. 

Artikel 8 

Daktyloskopische Daten 

Für die Zwecke der Durchführung dieses Vertrags gewähr- 
leisten die Vertragsparteien, dass Fundstellendatensätze zum 
Bestand der zum Zweck der Verhinderung und Verfolgung von 
Straftaten errichteten nationalen automatisierten daktyloskopi- 
schen Identifizierungssysteme vorhanden sind. Fundstellenda- 
tensätze enthalten ausschließlich daktyloskopische Daten und 
eine Kennung. Fundstellendatensätze dürfen keine den Betrof- 
fenen unmittelbar identifizierenden Daten enthalten. Fundstel- 
lendatensätze, die keiner Person zugeordnet werden können 
(offene Spuren), müssen als solche erkennbar sein. 


Artikel 9 

Automatisierter Abruf von daktyloskopischen Daten 

(1) Die Vertragsparteien gestatten der nationalen Kontaktstel- 
le nach Artikel 1 1 der anderen Vertragsparteien zur Verhinde- 
rung und Verfolgung von Straftaten den Zugriff auf die Fundstel- 
lendatensätze ihrer zu diesen Zwecken eingerichteten automa- 
tisierten daktyloskopischen Identifizierungssysteme mit dem 
Recht, diese automatisiert mittels eines Vergleichs der daktylo- 
skopischen Daten abzurufen. Die Anfrage darf nur im Einzelfall 
und nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts der abrufenden 
Vertragspartei erfolgen. 

(2) Die endgültige Zuordnung eines daktyloskopischen 
Datums zu einem Fundstellendatensatz der Datei führenden 
Vertragspartei erfolgt durch die abrufende nationale Kontakt- 
stelle anhand der automatisiert übermittelten Fundstellendaten- 
sätze, die für die eindeutige Zuordnung erforderlich sind. 


Article 6 

Point de contact national et accord d’execution 

(1) Chaque Partie contractante designe un point de contact 
national pour la transmission de donnees en vertu des articles 3 
et 4. Les competences du point de contact national sont regies 
par le droit national qui lui est applicable. 

(2) Un accord d’execution au sens de l’article 44 regle les 
details techniques des procedures decrites aux articles 3 et 4. 


Article 7 

Prelevement de materiel 
genetique et transmission de profils ADN 

Si, dans le cadre d’une procedure d’enquete ou d’une proce- 
dure judiciaire en cours, le profil ADN d’une personne deter- 
minee qui se trouve sur le territoire de la Partie contractante 
requise fait defaut, cette derniere accorde l’entraide judiciaire 
en prelevant et en analysant le materiel genetique de cette per- 
sonne ainsi qu’en transmettant le profil ADN obtenu, lorsque: 

1. la Partie contractante requerante communique le but pour 
lequel cette procedure est necessaire; 

2. la Partie contractante requerante presente une ordonnance 
ou un acte d’enquete, emis par l’autorite competente, 
requis en vertu de son droit national, faisant ressortir que les 
conditions pour le prelevement et l’analyse du materiel 
genetique seraient reunies dans l’hypothese oü la personne 
en question se trouverait sur le territoire de la Partie con- 
tractante requerante et 

3. les conditions prealables au prelevement et ä l’analyse du 
materiel genetique ainsi qu’ä la transmission du profil ADN 
obtenu sont reunies en vertu du droit de la Partie con- 
tractante requise. 

Article 8 

Donnees dactyloscopiques 

En vue de la mise en oeuvre du present Traite, les Parties con- 
tractantes garantissent que des donnees indexees soient dis- 
ponibles concernant le contenu des systemes automatises 
nationaux d’identification dactyloscopique crees en vue de la 
prevention et de la poursuite des infractions penales. Ces don- 
nees indexees ne contiennent que des donnees dactyloscopi- 
ques et une reference. Les donnees indexees ne doivent conte- 
nir aucune donnee permettant l’identification directe de la per- 
sonne concernee. Les donnees indexees qui ne peuvent etre 
attribuees ä aucune personne (traces ouvertes) doivent etre 
reconnaissables en tant que telles. 

Article 9 

Consultation automatisee de donnees dactyloscopiques 

(1) Les Parties contractantes autorisent le point de contact 
national des autres Parties contractantes, vise ä l’article 11, ä 
acceder, en vue de prevenir et de poursuivre des infractions 
penales, aux donnees indexees de leurs systemes automatises 
d’identification dactyloscopique crees ä cette fin, et ce avec le 
droit de proceder ä une consultation automatisee ä l’aide d’une 
comparaison des donnees dactyloscopiques. La consultation 
ne peut s’operer qu’au cas par cas et dans le respect du droit 
national de la Partie contractante qui effectue ladite consulta- 
tion. 

(2) L’etablissement definitif d’un lien entre une donnee dacty- 
loscopique et une donnee indexee de la Partie contractante 
gestionnaire du fichier est realise par le point de contact natio- 
nal de la Partie ayant realise la consultation sur la base des don- 
nees indexees transmises en mode automatise et necessaires ä 
une attribution univoque. 
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Artikel 10 

Übermittlung weiterer 

personenbezogener Daten und sonstiger Informationen 

Im Fall der Feststellung einer Übereinstimmung von dakty- 
loskopischen Daten im Verfahren nach Artikel 9 richtet sich die 
Übermittlung weiterer zu den Fundstellendatensätzen vorhan- 
dener personenbezogener Daten und sonstiger Informationen 
nach dem innerstaatlichen Recht einschließlich der Vorschriften 
über die Rechtshilfe der ersuchten Vertragspartei. 


Artikel 1 1 

Nationale Kontaktstelle und Durchführungsvereinbarung 

(1) Zur Durchführung der Datenübermittlungen nach Artikel 9 
benennt jede Vertragspartei eine nationale Kontaktstelle. Die 
Befugnisse der nationalen Kontaktstelle richten sich nach dem 
für sie geltenden innerstaatlichen Recht. 

(2) Die Einzelheiten der technischen Ausgestaltung des in 
Artikel 9 beschriebenen Verfahrens werden in einer Durchfüh- 
rungsvereinbarung nach Artikel 44 geregelt. 


Artikel 12 

Automatisierter Abruf 
von Daten aus den Fahrzeugregistern 

(1) Die Vertragsparteien gestatten den nationalen Kontakt- 
stellen nach Absatz 2 der anderen Vertragsparteien zum Zweck 
der Verhinderung und Verfolgung von Straftaten sowie der Ver- 
folgung von solchen Verstößen, die bei der abrufenden Ver- 
tragspartei in die Zuständigkeit der Gerichte oder Staatsanwalt- 
schaften fallen, und der Abwehr von Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit den Zugriff auf folgende Daten aus den nationalen 
Fahrzeugregistern mit dem Recht, diese automatisiert im Ein- 
zelfall abzurufen: 


1 . Eigentümer- beziehungsweise Flalterdaten und 

2. Fahrzeugdaten. 

Die Anfrage darf nur unter Verwendung einer vollständigen 
Fahrzeugidentifizierungsnummer oder eines vollständigen 
Kennzeichens erfolgen. Die Anfrage darf nur nach Maßgabe des 
innerstaatlichen Rechts der abrufenden Vertragspartei erfolgen. 

(2) Zur Durchführung der Datenübermittlungen nach Ab- 
satz 1 benennt jede Vertragspartei eine nationale Kontaktstelle 
für eingehende Ersuchen. Die Befugnisse der nationalen Kon- 
taktstelle richten sich nach dem für sie geltenden innerstaatli- 
chen Recht. Die Einzelheiten der technischen Ausgestaltung 
des Verfahrens werden in einer Durchführungsvereinbarung 
nach Artikel 44 geregelt. 


Artikel 13 

Übermittlung nicht-personenbezogener Informationen 

Zum Zweck der Verhinderung von Straftaten und zur Abwehr 
einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung im 
Zusammenhang mit Großveranstaltungen mit grenzüberschrei- 
tendem Bezug, insbesondere im Bereich des Sports oder der 
Tagungen des Europäischen Rates, übermitteln die Vertrags- 
parteien einander sowohl auf Ersuchen als auch aus eigener Ini- 
tiative nach dem innerstaatlichen Recht der übermittelnden Ver- 
tragspartei nicht-personenbezogene Informationen, die hierzu 
erforderlich sein können. 


Article 10 

Transmission d’autres donnees 
ä caractere personnel ainsi que d’autres informations 

En cas de constatation de concordance de donnees in- 
dexees dans le cadre de la procedure prevue ä l’article 9, la 
transmission d’autres donnees ä caractere personnel se 
rapportant aux donnees indexees ainsi que d’autres 
informations s’opere en vertu du droit national de la Partie 
contractante requise, y compris les dispositions relatives ä 
l’entraide judiciaire. 


Article 11 

Point de contact national et accord d’execution 

(1) Chaque Partie contractante designe un point de contact 
national pour la transmission de donnees en vertu de l’article 9. 
Les competences du point de contact national sont regies par 
le droit national qui lui est applicable. 

(2) ün accord d’execution au sens de l’article 44 regle les 
details techniques de la procedure decrite ä l’article 9. 


Article 12 

Consultation automatisee de donnees 
dans les registres d’immatriculation de vehicules 

(1) En vue de prevenir et de poursuivre des infractions pöna- 
les, en vue de poursuivre des faits penalement punissables rele- 
vant, sur le territoire de la Partie contractante effectuant la con- 
sultation, de la competence des tribunaux ou du ministere 
public, et en vue de maintenir l’ordre et la securite publics, les 
Parties contractantes autorisent les points de contact natio- 
naux des autres Parties contractantes, mentionnes au para- 
graphe 2, ä acceder aux donnees suivantes dans les registres 
nationaux des vehicules, et ce avec le droit de proceder ä une 
consultation automatisee au cas par cas: 

1. les donnees relatives aux proprietaires ou, selon le cas, 
detenteurs ainsi que 

2. les donnees relatives aux vehicules. 

La consultation ne doit s’operer qu’en utilisant un numero com- 
plet d’identification du vehicule ou un numero complet de pla- 
que mineralogique. La consultation ne saurait s’operer que 
dans le respect du droit national de la Partie contractante 
effectuant la consultation. 

(2) Chaque Partie contractante designe un point de contact 
national pour les demandes qui lui sont adressees en vue de la 
transmission de donnees qui est prevue au paragraphe 1er. Les 
competences du point de contact national sont regies par le 
droit national qui lui est applicable, ün accord d’execution au 
sens de l’article 44 regle les details techniques de la procedure. 


Article 13 

Transmission de donnees ä caractere non-personnel 

En vue de prevenir des infractions penales et de maintenir 
l’ordre et la securite publics lors de manifestations de grande 
envergure ä dimension transfrontaliere, en particulier dans le 
domaine sportif ou en rapport avec des reunions du Conseil 
europeen, les Parties contractantes se transmettent mutuelle- 
ment des donnees ä caractere non-personnel qui peuvent etre 
necessaires ä cet effet, aussi bien sur demande que de leur pro- 
pre initiative et dans le respect du droit national de la Partie 
contractante transmettant les donnees. 


Drucksache 16/1108 


- 12 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Artikel 14 

Übermittlung personenbezogener Daten 

(1) Zum Zweck der Verhinderung von Straftaten und zur 
Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
im Zusammenhang mit einer Großveranstaltung mit grenzüber- 
schreitendem Bezug, insbesondere im Bereich des Sports oder 
der Tagungen des Europäischen Rates, übermitteln die Ver- 
tragsparteien einander, sowohl auf Ersuchen als auch aus eige- 
ner Initiative, Daten über Personen, wenn rechtskräftige Verur- 
teilungen oder andere Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
dass diese Personen bei der Veranstaltung Straftaten begehen 
werden oder von ihnen eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung ausgeht, soweit eine Übermittlung dieser Daten 
nach dem innerstaatlichen Recht der übermittelnden Vertrags- 
partei zulässig ist. 

(2) Die personenbezogenen Daten dürfen nur zu den in 
Absatz 1 festgelegten Zwecken und für das genau umschriebe- 
ne Ereignis, für das sie mitgeteilt wurden, verarbeitet werden. 
Die übermittelten Daten sind unverzüglich zu löschen, soweit 
die Zwecke nach Absatz 1 erreicht worden sind oder nicht mehr 
erreicht werden können. Spätestens nach einem Jahr sind die 
übermittelten Daten jedenfalls zu löschen. 


Artikel 15 

Nationale Kontaktstelle 

Zur Durchführung der Informationsübermittlungen nach den 
Artikeln 13 und 14 benennt jede Vertragspartei eine nationale 
Kontaktstelle. Die Befugnisse der nationalen Kontaktstelle rich- 
ten sich nach dem für sie geltenden innerstaatlichen Recht. 


Kapitel 3 
Maßnahmen 

zur Verhinderung terroristischer Straftaten 

Artikel 16 

Übermittlung von Informationen 
zur Verhinderung terroristischer Straftaten 

(1) Die Vertragsparteien können zum Zweck der Verhinde- 
rung terroristischer Straftaten den nationalen Kontaktstellen 
nach Absatz 3 der anderen Vertragsparteien nach Maßgabe des 
innerstaatlichen Rechts im Einzelfall auch ohne Ersuchen die in 
Absatz 2 genannten personenbezogenen Daten und Informatio- 
nen übermitteln, soweit dies erforderlich ist, weil bestimmte Tat- 
sachen die Annahme rechtfertigen, dass die Betroffenen Straf- 
taten nach den Artikeln 1 bis 3 des Rahmenbeschlusses 2002/ 
475/JI des Rates der Europäischen Union vom 13. Juni 2002 
zur Terrorismusbekämpfung begehen werden. 

(2) Die zu übermittelnden Daten und Informationen umfas- 
sen Namen, Vornamen, Geburtsdatum und Geburtsort sowie 
die Darstellung der Tatsachen, aus denen sich die Annahme 
nach Absatz 1 ergibt. 

(3) Jede Vertragspartei benennt eine nationale Kontaktstelle 
für den Austausch der Daten mit den nationalen Kontaktstellen 
der anderen Vertragsparteien. Die Befugnisse der nationalen 
Kontaktstelle richten sich nach dem für sie geltenden inner- 
staatlichen Recht. 

(4) Die übermittelnde Behörde kann nach Maßgabe des 
innerstaatlichen Rechts Bedingungen für die Verwendung die- 
ser Daten und Informationen durch die empfangende Behörde 
festlegen. Die empfangende Behörde ist an diese Bedingungen 
gebunden. 


Article 14 

Transmission de donnees ä caractere personnel 

(1) En vue de prevenir des infractions penales et de mainte- 
nir l’ordre et la securite publics lors de manifestations de gran- 
de envergure ä dimension transfrontaliere, en particulier dans le 
domaine sportif ou en rapport avec des reunions du Conseil 
europeen, les Parties contractantes se transmettent mutuelle- 
ment, aussi bien sur demande que de leur propre initiative, des 
donnees relatives ä des personnes, lorsque des condamnations 
definitives ou d’autres faits justifient la presomption que ces 
personnes vont commettre des infractions penales dans le 
cadre de ces evenements ou qu’elles presentent un danger 
pour l’ordre et la securite publics, pour autant que la transmis- 
sion de ces donnees seit permise en vertu du droit national de 
la Partie contractante transmettant les donnees. 

(2) Les donnees ä caractere personnel ne peuvent etre trai- 
tees qu’aux fins visees au paragraphe ler et pour l’evenement 
precisement decrit en vue duquel eiles ont ete communiquees. 
Les donnees transmises doivent etre immediatement effacees 
des lors que les fins visees au paragraphe ler ont ete atteintes 
ou ne peuvent plus l’etre. En tout etat de cause, les donnees 
transmises sont effacees au plus tard apres un an. 

Article 15 

Point de contact national 

Chaque Partie contractante designe un point de contact 
national pour la transmission de donnees en vertu des arti- 
cles 13 et 14. Les competences du point de contact national 
sont regies par le droit national qui lui est applicable. 


Chapitre 3 
Mesures visant 

ä prevenir des infractions terroristes 

Article 16 

Transmission d’informations 
en vue de prevenir des infractions terroristes 

(1) En vue de prevenir des infractions terroristes, les Parties 
contractantes peuvent transmettre, dans le respect du droit 
national et sans demande, dans des cas particuliers, aux 
points de contact nationaux des autres Parties contractantes, 
vises au paragraphe 3, les donnees ä caractere personnel et les 
informations visees au paragraphe 2, pour autant que ce seit 
necessaire parce que certains faits justifient la presomption que 
les personnes concernees vont commettre des infractions tel- 
les que visees aux articles 1 ä 3 inclus de la decision-cadre 
2002/475/JAI du Conseil de l’Union europeenne du 1 3 juin 2002 
relative ä la lutte contre le terrorisme. 

(2) Les donnees et informations ä transmettre comportent 
les noms, prenoms, date et Neu de naissance ainsi qu’une des- 
cription des faits desquels decoule la presomption visee au 
paragraphe 1®L 

(3) Chaque Partie contractante designe un point de contact 
national Charge de l’echange de donnees avec les points de 
contact nationaux des autres Parties contractantes. Les com- 
petences de chaque point de contact national sont regies par le 
droit national qui lui est applicable. 

(4) L’autorite transmettant les donnees peut, en vertu du 
droit national, fixer des conditions relatives ä l’utilisation de ces 
donnees et informations par Tautorite destinataire. Cette 
derniere est liee par ces conditions. 
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Artikel 17 

Flugsicherheitsbegleiter 

(1) Jede Vertragspartei befindet eigenständig gemäß ihrer 
nationalen Politik der Luftfahrtsicherung über den Einsatz von 
Flugsicherheitsbegleitern in den Luftfahrzeugen, die bei dieser 
Vertragspartei registriert sind. Der Einsatz dieser Flugsicher- 
heitsbegleiter erfolgt in Übereinstimmung mit dem Abkommen 
von Chicago vom 7. Dezember 1944 über die Internationale 
Zivilluftfahrt und seinen Anlagen, insbesondere Anlage 17, 
sowie den sonstigen Dokumenten zu dessen Umsetzung und 
unter Berücksichtigung der Befugnisse des Luftfahrzeugkom- 
mandanten nach dem Abkommen von Tokio vom 14. Septem- 
ber 1963 über strafbare und bestimmte andere an Bord von 
Luftfahrzeugen begangene Handlungen sowie in Übereinstim- 
mung mit sonstigen einschlägigen völkerrechtlichen Regelun- 
gen, soweit sie für die jeweiligen Vertragsparteien verbindlich 
sind. 

(2) Flugsicherheitsbegleiter im Sinne dieses Vertrags sind 
Polizeibeamte oder entsprechend ausgebildete staatliche Be- 
dienstete, die die Aufgabe haben, die Sicherheit an Bord von 
Luftfahrzeugen aufrechtzuerhalten. 

(3) Die Vertragsparteien unterstützen sich gegenseitig bei 
der Aus- und Fortbildung von Flugsicherheitsbegleitern und 
arbeiten in Fragen der Ausrüstung von Flugsicherheitsbeglei- 
tern eng zusammen. 

(4) Vor einer Flugsicherheitsbegleitung hat die zuständige 
nationale Koordinierungsstelle nach Artikel 19 der entsenden- 
den Vertragspartei die Flugsicherheitsbegleitung schriftlich an- 
zumelden. Die Anmeldung erfolgt mindestens drei Tage vor 
dem betreffenden Flug von oder zu einem Verkehrsflughafen 
einer anderen Vertragspartei bei der zuständigen nationalen 
Koordinierungsstelle der anderen Vertragspartei. Bei Gefahr im 
Verzug ist die Anmeldung unverzüglich, grundsätzlich vor der 
Landung, nachzuholen. 

(5) Die schriftliche Anmeldung, die von den Vertragsparteien 
vertraulich behandelt wird, umfasst die in der Anlage 1 dieses 
Vertrags genannten Angaben. Die Vertragsparteien können 
durch gesonderte Vereinbarung eine Änderung der Anlage 1 
vereinbaren. 


Artikel 18 

Mitführen von Dienstwaffen, 

Munition und Ausrüstungsgegenständen 

(1) Die Vertragsparteien erteilen den eingesetzten Flug- 
sicherheitsbegleitern der anderen Vertragsparteien auf Antrag 
dieser Vertragsparteien eine allgemeine Genehmigung zum Mit- 
führen von Dienstwaffen, Munition und Ausrüstungsgegenstän- 
den für Flüge von oder zu den Verkehrsflughäfen der Vertrags- 
parteien. Diese Genehmigung umfasst sowohl das Mitführen 
von Dienstwaffen und Munition an Bord von Luftfahrzeugen als 
auch nach Maßgabe des Absatzes 2 in den nicht allgemein 
zugänglichen Sicherheitsbereichen eines Verkehrsflughafens 
der betreffenden Vertragspartei. 

(2) Das Mitführen von Dienstwaffen und Munition steht unter 
folgenden Auflagen: 

1 . Ein Verlassen des Luftfahrzeugs mit Dienstwaffen und Muni- 
tion auf Verkehrsflughäfen oder ein Aufenthalt in nicht allge- 
mein zugänglichen Sicherheitsbereichen eines Verkehrs- 
flughafens einer anderen Vertragspartei ist nur in Begleitung 
eines Vertreters der zuständigen nationalen Behörde der 
betreffenden anderen Vertragspartei gestattet. 

2. Mitgeführte Dienstwaffen und Munition werden unverzüg- 
lich nach Verlassen des Luftfahrzeugs unter Begleitung an 
einem von der zuständigen nationalen Behörde festzulegen- 
den Übergabeort unter Aufsicht sicher gelagert. 


Article 17 

Gardes armes ä bord des aeronefs 

(1) Chaque Partie contractante decide de fagon autonome, 
en fonction de sa politique nationale de sürete aerienne, de l’in- 
tervention de gardes armes ä bord des aeronefs dans les aero- 
nefs enregistres aupres de ladite Partie contractante. 
L’intervention de ces gardes armes ä bord des aeronefs 
s’effectue en conformite avec la Convention de Chicago du 
7 decembre 1944 relative ä l’aviation civile internationale, et ses 
annexes, notamment l’annexe 17, ainsi qu’avec les autres 
documents relatifs ä son application et en tenant compte des 
pouvoirs du commandant d’aeronef en vertu de la Convention 
de Tokyo du 14 septembre 1963 relative aux infractions et ä 
certains autres actes survenant ä bord des aeronefs, ainsi que 
conformement ä d’autres reglementations de droit international 
pertinentes, dans la mesure oü ceux-ci sont contraignants pour 
les Parties contractantes respectives. 

(2) Sont gardes armes ä bord des aeronefs au sens du pre- 
sent Traite les fonctionnaires de police ou agents de l’autorite 
publique düment formes ä cet effet et charges du maintien de la 
securite ä bord d’aeronefs. 

(3) Les Parties contractantes se soutiennent mutuellement 
dans la formation initiale et continue des gardes armes ä bord 
des aeronefs et collaborent etroitement sur les questions tou- 
chant ä l’equipement de ces gardes. 

(4) Prealablement ä l’accompagnement d’un vol, le bureau 
national de coordination competent de la Partie contractante 
expeditrice, vise ä l’article 19, doit annoncer cette Intervention 
par echt. L’information est notifiee, au moins trois jours avant ie 
voi concerne ä destination ou en provenance d’un aeroport 
d’une autre Partie contractante, au bureau national de coordi- 
nation competent de l’autre Partie contractante. En cas de dan- 
ger imminent, la notification est falte sans delai, en principe 
avant l’atterrissage. 

(5) La notification echte, traitee confidentiellement par les 
Parties contractantes, comporte les informations mentionnees 
ä l’annexe 1 du present Traite. Les Parties contractantes peu- 
vent, par un accord separe, modifier l’annexe 1 . 


Article 18 

Port d’armes de Service, 
de munitions et d’objets d’equipement 

(1) Les Parties contractantes delivrent aux gardes armes 
affectes ä bord des aeronefs des autres Parties contractantes, 
ä la demande de ces dernieres, une autorisation generale de 
port d’armes de Service, de munitions et d’objets d’equipement 
pour les vols ä destination ou en provenance des aeroports des 
Parties contractantes. Cette autorisation s’etend au port d’ar- 
mes de Service et de munitions aussi bien ä bord d’aeronefs 
que, dans les conditions prevues au paragraphe 2, dans les 
zones de securite non accessibles au public dans un aeroport 
de la Partie contractante concernee. 

(2) Le port d’armes de Service et de munitions est soumis 
aux conditions suivantes: 

1. La sortie de l’aeronef dans un aeroport avec des armes et 
munitions ou le sejour dans les zones de securite non 
accessibles au public d’un aeroport d’une autre Partie con- 
tractante n'est autorise qu’avec l’acccompagnement d’un 
representant de l’autorite nationale competente de l’autre 
Partie contractante concernee. 

2. Immediatement apres leur sortie de l’aeronef, les armes de 
Service et les munitions portees sont deposees sous escor- 
te dans un Neu ä determiner par l’autorite nationale compe- 
tente, oü celles-ci sont stockees de maniere securisee et 
SOUS surveillance. 
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Artikel 19 

Nationale Kontakt- und Koordinierungsstellen 

Zur Durchführung der Aufgaben aus den Artikeln 17 und 18 
benennt jede Vertragspartei eine nationale Kontakt- und Koor- 
dinierungsstelle. 


Kapitel 4 
Maßnahmen 

zur Bekämpfung der illegalen Migration 

Artikel 20 

Dokumentenberater 

(1) Die Vertragsparteien vereinbaren auf der Grundlage 
gemeinsamer Lagebeurteilungen und unter Berücksichtigung 
der Verordnung (EG) Nr. 377/2004 des Rates der Europäischen 
Union vom 19. Februar 2004 zur Schaffung eines Netzes von 
Verbindungsbeamten für Einwanderungsfragen die Entsendung 
von Dokumentenberatern in Staaten, die als Ausgangs- oder 
Transitstaaten illegaler Migration eingestuft werden. 

(2) Auf der Grundlage des innerstaatlichen Rechts informie- 
ren sich die Vertragsparteien regelmäßig über Erkenntnisse zur 
illegalen Migration, die aus der Tätigkeit ihrer Dokumentenbera- 
ter gewonnen wurden. 

(3) Bei der Entsendung von Dokumentenberatern können die 
Vertragsparteien für konkrete Maßnahmen eine Vertragspartei 
bestimmen, die die Koordinierung übernimmt. Dabei kann die 
Koordinierung auch zeitlich begrenzt sein. 

Artikel 21 

Aufgaben der Dokumentenberater 

Die von den Vertragsparteien entsandten Dokumentenbera- 
ter üben insbesondere folgende Aufgaben aus: 

1 . Beratung und Schulung der Auslandsvertretungen der Ver- 
tragsparteien in Pass- und Visaangelegenheiten, insbeson- 
dere beim Erkennen von ge- und verfälschten Dokumenten, 
sowie in Bezug auf den Missbrauch von Dokumenten und 
die illegale Migration, 

2. Beratung und Schulung von Beförderungsunternehmen be- 
züglich der Verpflichtungen, die sich für diese aus dem 
Übereinkommen vom 19. Juni 1990 zur Durchführung des 
Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985 betref- 
fend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemein- 
samen Grenzen und der Anlage 9 des Abkommens von 
Chicago vom 7. Dezember 1944 über die Internationale 
Zivilluftfahrt ergeben, und beim Erkennen von ge- und ver- 
fälschten Dokumenten sowie den einschlägigen Einreisebe- 
stimmungen sowie 

3. Beratung und Schulung der für die grenzpolizeilichen Kon- 
trollen zuständigen Behörden und Einrichtungen des Gast- 
landes. 

Die Zuständigkeiten der Auslandsvertretungen und der mit 
grenzpolizeilichen Aufgaben betrauten Behörden der Vertrags- 
parteien bleiben unberührt. 


Artikel 22 

Nationale Kontakt- und Koordinierungsstellen 

Die Vertragsparteien benennen nationale Kontakt- und Koor- 
dinierungsstellen als Ansprechpartner für Abstimmungen zur 
Entsendung von Dokumentenberatern sowie die Planung, 
Durchführung, Betreuung und Nachbereitung von Beratungs- 
und Schulungsmaßnahmen. 


Article 19 

Bureaux nationaux de contact et de coordination 

Chaque Partie contractante designe un bureau national de 
contact et de coordination pour l’execution des missions visees 
aux articles 17 et 18. 


Chapitre 4 
Mesures relatives 

ä la lüfte contre la migration illegale 

Article 20 

Conseillers en faux documents 

(1) Sur la base d’evaluations communes de la Situation et en 
tenant compte du Reglement (CE) n° 377/2004 du Conseil de 
l’Union europeenne du 19 fevrier 2004 relatif ä la creation d’un 
reseau d’officiers de liaison «Immigration», les Parties con- 
tractantes conviennent de l’envoi de conseillers en faux docu- 
ments dans des pays consideres comme pays d’ohgine ou de 
transit pour la migration illegale. 

(2) Sur la base du droit national, les Parties contractantes 
s’informent regulierement des elements d’information relatifs ä 
la migration illegale obtenus gräce ä l’activite de leurs conseil- 
lers en faux documents. 

(3) Lors de l’envoi de conseillers en faux documents, les Par- 
ties contractantes peuvent designer une Partie contractante 
coordinatrice pour la realisation de mesures concretes. La 
coordination pourra egalement etre limitee dans le temps. 

Article 21 

Missions des conseillers en faux documents 

Les conseillers en faux documents envoyes par les Parties 
contractantes remplissent notamment les missions suivantes: 

1. Conseil et formation des representations diplomatiques ou 
consulaires des Parties contractantes sur des affaires de 
visas et de passeports, notamment en ce qui concerne la 
reconnaissance de documents falsifies ou contrefaits, ainsi 
que sur la fraude documentaire et la migration illegale, 

2. Conseil et formation de societes de transport en matiere 
d’obligations decoulant pour eiles de la Convention d’appli- 
cation de l’Accord de Schengen du 14 juin 1985 relatif ä la 
Suppression graduelle des contröles aux frontieres commu- 
nes, signee le 19 juin 1990, et de l’annexe 9 de la Conven- 
tion de Chicago du 7 decembre 1944 relative ä 
l’aviation civile internationale, ainsi qu’en matiere de la 
reconnaissance de documents falsifies ou contrefaits tout 
comme sur les dispositions pertinentes relatives ä l’entree, 
ainsi que 

3. Conseil et formation des autorites et institutions du pays 
höte competentes pour les contröles policiers aux frontie- 
res. 

II n’est pas porte atteinte aux competences des representations 
diplomatiques ou consulaires ni des autorites chargees des 
missions de contröle policier frontalier des Parties contractan- 
tes. 

Article 22 

Bureaux nationaux 
de contact et de coordination 

Les Parties contractantes designent des bureaux nationaux 
de contact et de coordination servant d’interlocuteurs pour les 
concertations sur l’envoi de conseillers en faux documents ainsi 
que pour la planification, la mise en oeuvre, l’accompagnement 
et le suivi de mesures de conseil et de formation. 
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Artikel 23 

Unterstützung bei Rückführungen 

(1) Die Vertragsparteien unterstützen sich bei Rückführun- 
gen unter Berücksichtigung der Entscheidung des Rates der 
Europäischen Union 2004/573/EG vom 29. April 2004 betref- 
fend die Organisation von Sammelflügen zur Rückführung von 
Dhttstaatsangehöhgen, die individuellen Rückführungsmaß- 
nahmen unterliegen, aus dem Hoheitsgebiet von zwei oder 
mehr Mitgliedstaaten sowie der Richtlinie 2003/110/EG des 
Rates der Europäischen Union vom 25. November 2003 über 
die Unterstützung bei der Durchbeförderung im Rahmen von 
Rückführungsmaßnahmen auf dem Luftweg. Sie unterrichten 
sich frühzeitig über geplante Rückführungen und bieten, soweit 
dies möglich ist, den anderen Vertragsparteien an, sich daran 
zu beteiligen. Bei gemeinsamen Rückführungen verständigen 
sich die Vertragsparteien über die Begleitung der rückzuführen- 
den Personen und die Sicherheitsmaßnahmen. 

(2) Eine Vertragspartei darf rückzuführende Personen, soweit 
erforderlich, durch das Hoheitsgebiet einer anderen Vertrags- 
partei zurückführen. Die Vertragspartei, durch deren Hoheitsge- 
biet zurückgeführt werden soll, entscheidet über die Rückfüh- 
rung. Mit der Entscheidung über die Rückführung legt sie die 
Durchführungsbestimmungen fest und wendet, soweit erforder- 
lich, auch die nach ihrem innerstaatlichen Recht zulässigen 
Zwangsmittel gegen die rückzuführende Person an. 

(3) Zur Planung und Durchführung von Rückführungen 
benennen die Vertragsparteien nationale Kontaktstellen. In 
regelmäßigen Abständen treffen sich Sachverständige im Rah- 
men einer Arbeitsgruppe, um 

1. die Ergebnisse aus früheren Aktionen auszuwerten und bei 
der weiteren Planung und Durchführung zu berücksichtigen, 

2. alle eventuellen Probleme mit der in Absatz 2 erwähnten 
Durchreise zu prüfen und Lösungen für diese Probleme zu 
erarbeiten. 


Kapitel 5 

Weitere Formen der Zusammenarbeit 


Artikel 24 

Gemeinsame Einsatzformen 

(1) Zur Intensivierung der polizeilichen Zusammenarbeit kön- 
nen die von den Vertragsparteien zu benennenden Behörden 
gemeinsame Streifen sowie sonstige gemeinsame Einsatzfor- 
men zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung sowie zur Verhinderung von Straftaten bilden, in 
denen von den Vertragsparteien zu benennende Beamte oder 
sonstige staatliche Bedienstete (im Folgenden: Beamte) bei 
Einsätzen im Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei mitwir- 
ken. 

(2) Jede Vertragspartei kann als Gebietsstaat nach Maßgabe 
ihres innerstaatlichen Rechts Beamte anderer Vertragsparteien 
mit der Zustimmung des Entsendestaats im Rahmen gemeinsa- 
mer Einsatzformen mit der Wahrnehmung hoheitlicher Befugnis 
se betrauen oder, soweit es nach dem Recht des Gebietsstaats 
zulässig ist, Beamten anderer Vertragsparteien die Wahrneh- 
mung ihrer hoheitlichen Befugnisse nach dem Recht ihres Ent- 
sendestaats einräumen. Hoheitliche Befugnisse dürfen dabei 
nur unter der Leitung und in der Regel in Anwesenheit von 
Beamten des Gebietsstaats wahrgenommen werden. Die 
Beamten der anderen Vertragspartei sind dabei an das inner- 
staatliche Recht des Gebietsstaats gebunden. Ihr Handeln ist 
dem Gebietsstaat zuzurechnen. 


Article 23 

Soutien lors de mesures d’eloignement 

(1) Les Parties contractantes se soutiennent mutuellement 
lors de mesures d’eloignement en tenant compte de la Decision 
2004/573/CE du Conseil de l’Union europeenne du 29 avril 
2004 relative ä l’organisation de vols communs pour l’eloigne- 
ment, ä partir du territoire de deux Etats membres ou plus, de 
ressortissants de pays tiers faisant l’objet de mesures d’eloi- 
gnement sur le territoire de deux Etats membres ou plus, et de 
la Directive 2003/1 10/CE du Conseil de l’Union europeenne du 
25 novembre 2003 concernant l’assistance au transit dans le 
cadre de mesures d’eloignement par voie aerienne. Elles s’in- 
forment mutuellement en temps utile des mesures d’eloigne- 
ment prevues et offrent dans la mesure du possible aux autres 
Parties contractantes la possibilite d’y participer. Lors de mesu- 
res d’eloignement communes, les Parties contractantes s’ac- 
cordent sur l’accompagnement des personnes ä eloigner et sur 
les mesures de securite. 

(2) Une Partie contractante peut eloigner des personnes en 
transitant par le territoire d’une autre Partie contractante dans la 
mesure oü cela s’avere necessaire. La Partie contractante par le 
territoire de laquelle l’eloignement doit avoir lieu, decide de 
l’execution de l’eloignement. Elle fixe dans sa decision les 
modalites de l’eloignement et applique, dans la mesure oü cela 
s’avere necessaire, les moyens de contrainte autorises par son 
droit national ä l’encontre de la personne ä eloigner. 

(3) Les Parties contractantes designent des points de con- 
tact nationaux pour la planification et l’execution des mesures 
d’eloignement. Des experts se rencontrent regulierement au 
sein d’un groupe de travail afin: 

1 . d’evaluer les resultats d’actions anterieures et d’en tenir 
compte lors de la planification et de l’execution ulterieures 
de mesures d’eloignement, 

2. d’examiner tous les problemes eventuels lies au transit vise 
au paragraphe 2 et d’elaborer des Solutions ä cet egard. 


Chapitre 5 

Autres formes de Cooperation 

Article 24 

Formes d’interventions communes 

(1) Afin d’intensifier la Cooperation policiere, les autorites 
competentes ä designer par les Parties contractantes peuvent, 
en vue de maintenir l’ordre et la securite publics ainsi que pour 
prevenir des infractions penales, constituer des patrouilles 
communes ainsi que d’autres formes d’intervention commune, 
au sein desquelles des fonctionnaires ou d’autres agents de 
l’autorite publique, ä designer par les Parties contractantes, (ci- 
apres denommes «les fonctionnaires») participent aux interven- 
tions sur le territoire d’une autre Partie contractante. 

(2) Chaque Partie contractante, en tant qu’Etat d’accueil, 
peut, conformement ä son droit national et avec l’accord de 
l’Etat d’envoi, confier ä des fonctionnaires d’autres Parties con- 
tractantes, dans le cadre de formes d’interventions communes, 
des competences de puissance publique, ou admettre, pour 
autant que le droit de l’Etat d’accueil le permette, que des 
fonctionnaires d’autres Parties contractantes exercent leurs 
competences de puissance publique seien le droit de l’Etat 
d’envoi. Les competences de puissance publique ne peuvent ä 
cet egard etre exercees que sous le commandement et en regle 
generale en presence de fonctionnaires de l’Etat d’accueil. Les 
fonctionnaires de l’autre Partie contractante sont ä cet egard 
soumis au droit national de l’Etat d’accueil. Leurs actes sont 
imputables ä l’Etat d’accueil. 
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(3) An gemeinsamen Einsätzen beteiligte Beamte anderer 
Vertragsparteien unterliegen den Weisungen der zuständigen 
Stelle des Gebietsstaats. 

(4) Die praktischen Aspekte der Zusammenarbeit werden in 
einer Durchführungsvereinbarung nach Artikel 44 geregelt. 


Artikel 25 

Maßnahmen bei gegenwärtiger Gefahr 

(1) Beamte einer Vertragspartei dürfen im Fall eines dringen- 
den Bedarfs ohne vorherige Zustimmung der anderen Vertrags- 
partei die gemeinsame Grenze überschreiten, um im grenzna- 
hen Bereich im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei nach 
Maßgabe des innerstaatlichen Rechts des Gebietsstaats vor- 
läufige Maßnahmen zu treffen, die zur Abwehr einer gegenwär- 
tigen Gefahr für Leib oder Leben erforderlich sind. 

(2) Ein dringender Bedarf im Sinne des Absatzes 1 liegt dann 
vor, wenn bei einem Abwarten auf das Einschreiten von Beam- 
ten des Gebietsstaats oder auf die Herstellung eines Unterstel- 
lungsverhältnisses im Sinne des Artikels 24 Absatz 2 die Ver- 
wirklichung der Gefahr droht. 

(3) Die einschreitenden Beamten haben den Gebietsstaat 
unverzüglich zu unterrichten. Der Gebietsstaat bestätigt diese 
Unterrichtung und hat unverzüglich die notwendigen Maßnah- 
men zu treffen, die zur Abwehr der Gefahr und zur Übernahme 
der Lage erforderlich sind. Die einschreitenden Beamten dürfen 
im Gebietsstaat nur so lange tätig sein, bis der Gebietsstaat die 
notwendigen Maßnahmen zur Abwehr der Gefahr ergriffen hat. 
Die einschreitenden Beamten sind an die Weisungen des Ge- 
bietsstaates gebunden. 

(4) Die Vertragsparteien treffen eine gesonderte Vereinba- 
rung darüber, welche Stellen nach Absatz 3 unverzüglich zu 
unterrichten sind. Die einschreitenden Beamten sind an die 
Bestimmungen dieses Artikels und an das Recht der Vertrags- 
partei, in deren Hoheitsgebiet sie tätig werden, gebunden. 

(5) Die Maßnahmen der einschreitenden Beamten werden 
dem Gebietsstaat zugerechnet. 


Artikel 26 

Hilfeleistung bei Großereignissen, 
Katastrophen und schweren Unglücksfällen 


Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien unterstützen 
sich nach Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts gegenseitig 
bei Massenveranstaltungen und ähnlichen Großereignissen, 
Katastrophen sowie schweren Unglücksfällen, indem sie 

1 . sich gegenseitig so zeitig wie möglich über entsprechende 
Ereignisse mit grenzüberschreitenden Auswirkungen und 
relevante Erkenntnisse unterrichten. 


2. bei Lagen mit grenzüberschreitenden Auswirkungen die in 
ihrem Hoheitsgebiet erforderlichen polizeilichen Maßnah- 
men vornehmen und koordinieren, 

3. auf Ersuchen der Vertragspartei, auf deren Hoheitsgebiet 
die Lage eintritt, soweit möglich, durch Entsendung von 
Beamten, Spezialisten und Beratern sowie Gestellung von 
Ausrüstungsgegenständen Hilfe leisten. 

Internationale Übereinkünfte der Vertragsparteien über die 
gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen einschließlich 
schwerer ünglücksfälle bleiben unberührt. 


(3) Les fonctionnaires participant ä des interventions com- 
munes d’autres Parties contractantes sont lies par les instruc- 
tions de l’autorite competente de l’Etat d’accueil. 

(4) ün accord d’execution au sens de l’article 44 regle les 
aspects pratiques de la Cooperation. 


Article 25 

Mesures en cas de danger present 

(1) Dans une Situation d’urgence, les fonctionnaires d’une 
Partie contractante peuvent franchir sans autorisation prealable 
de l’autre Partie contractante la frontiere commune en vue de 
prendre, en zone frontaliere sur le territoire de cette autre Partie 
contractante et dans le respect du droit national de celle-ci, des 
mesures provisoires necessaires afin d’ecarter tout danger pre- 
sent pour la vie ou l’integrite physique de personnes. 

(2) II y a Situation d’urgence au sens du paragraphe 1®'' lors- 
que le fait d’attendre l’intervention des fonctionnaires de l’Etat 
d’accueil ou le placement sous commandement au sens de l’ar- 
ticle 24, paragraphe 2, risque d’entraTner la realisation du dan- 
ger. 

(3) Les fonctionnaires intervenants avisent sans delai l’Etat 
d’accueil. Ce dernier accuse reception de cette Information et 
est tenu de prendre sans delai les mesures qui s’imposent afin 
d’ecarter le danger et de reprendre la Situation en main. Les 
fonctionnaires intervenants ne peuvent agir sur le territoire de 
l’Etat d’accueil que jusqu’ä ce que ce dernier ait pris les mesu- 
res necessaires. Les fonctionnaires intervenants sont tenus de 
respecter les instructions de l’Etat d’accueil. 


(4) Les Parties contractantes concluent un accord separe 
sur les autorites ä aviser sans delai en vertu du paragraphe 3. 
Les fonctionnaires intervenants sont lies par les dispositions du 
present article et par le droit de la Partie contractante sur le ter- 
ritoire de laquelle ils agissent. 

(5) Les mesures prises par les fonctionnaires intervenants 
sont imputees ä la responsabilite de l’Etat d’accueil. 


Article 26 
Assistance lors 

d’evenements de grande envergure, 
de catastrophes et d’accidents graves 

Les autorites competentes des Parties contractantes se sou- 
tiennent mutuellement dans le respect de leur droit national lors 
de manifestations de masse et d’autres evenements de grande 
envergure, lors de catastrophes ainsi que d’accidents graves: 

1 . en s’informant mutuellement le plus tot possible sur de tels 
evenements ayant des implications transfrontalieres et en 
se communiquant les informations importantes qui s’y rap- 
portent, 

2. en prenant et coordonnant les mesures policieres necessai- 
res sur leur propre territoire lors de situations ayant des 
implications transfrontalieres, 

3. en pretant assistance, dans la mesure du possible, sur 
demande de la Partie contractante sur le territoire de laquel- 
le la Situation survient, par l’envoi de fonctionnaires, de spe- 
cialistes et de conseillers ainsi que par la mise ä disposition 
d’objets d’equipement. 

II n’est pas porte atteinte aux accords internationaux des Par- 
ties contractantes relatifs ä l’assistance mutuelle en cas de ca- 
tastrophes, y compris d’accidents graves. 
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Artikel 27 

Zusammenarbeit auf Ersuchen 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien leisten 
einander im Rahmen ihrer Zuständigkeiten und nach Maßgabe 
ihres innerstaatlichen Rechts auf Ersuchen Hilfe. 

(2) Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien leisten 
einander nach Maßgabe des Artikels 39 Absatz 1 Satz 1 des 
Übereinkommens vom 19. Juni 1990 zur Durchführung des 
Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985 betreffend 
den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen 
Grenzen Hilfe, insbesondere durch 

1. Eigentümer- und Halterfeststellungen sowie Fahrer- und 
Führerermittlungen bei Straßen-, Wasser- und Luftfahrzeu- 
gen, soweit nicht bereits von Artikel 12 umfasst, 

2. Auskünfte zu Führerscheinen, Schifferpatenten und ver- 
gleichbaren Berechtigungen, 

3. Aufenthalts- und Wohnsitzfeststellungen, 

4. Feststellungen zu Aufenthaltstiteln, 

5. Feststellung von Telefonanschlussinhabern und Inhabern 
sonstiger Telekommunikationseinrichtungen, soweit diese 
öffentlich zugänglich sind, 

6. Identitätsfeststellungen, 

7. Ermittlungen zur Herkunft von Sachen, beispielsweise bei 
Waffen, Kraftfahrzeugen und Wasserfahrzeugen (Verkaufs- 
weganfragen), 

8. Erkenntnisse aus polizeilichen Datensammlungen und 
polizeilichen ünterlagen sowie Auskünfte aus öffentlich 
zugänglichen behördlichen Datensammlungen, 

9. Waffen- und Sprengstoffsofortmeldungen sowie Meldun- 
gen von Geld- und Wertzeichenfälschungen, 

10. Informationen zur praktischen Durchführung grenzüber- 
schreitender Observationsmaßnahmen, grenzüberschrei- 
tender Nacheile und kontrollierter Lieferung und 

11. Feststellung der Aussagebereitschaft einer Auskunftsper- 
son. 

(3) Ist die ersuchte Behörde für die Erledigung des Ersu- 
chens unzuständig, so leitet sie das Ersuchen an die zuständi- 
ge Behörde weiter. Die ersuchte Behörde unterrichtet die ersu- 
chende Behörde über die Weiterleitung und die für die Erledi- 
gung des Ersuchens zuständige Behörde. Die zuständige 
Behörde erledigt das Ersuchen und übermittelt das Ergebnis an 
die ersuchende Behörde zurück. 


Kapitel 6 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 28 

Einsatz von Dienstwaffen, 

Munition und Ausrüstungsgegenständen 

(1) Beamte einer Vertragspartei, die sich im Rahmen eines 
gemeinsamen Einsatzes im Hoheitsgebiet einer anderen Ver- 
tragspartei aufhalten, können dort ihre nationale Dienstkleidung 
tragen. Sie können ihre nach dem innerstaatlichen Recht des 
Entsendestaats zugelassenen Dienstwaffen, Munition und Aus- 
rüstungsgegenstände mitführen. Jede Vertragspartei kann das 
Mitführen von bestimmten Dienstwaffen, Munition und Ausrüs- 
tungsgegenständen durch Beamte des Entsendestaats unter- 
sagen. 


Article 27 

Cooperation sur demande 

(1) Dans le cadre de leurs competences et conformement ä 
ieur droit national, les autorites competentes des Parties con- 
tractantes se pretent sur demande mutuellement assistance. 

(2) Les autorites competentes des Parties contractantes se 
pretent mutuelle assistance en vertu de l’article 39, paragraphe 
1er, iere phrase de la Convention d’application de l’Accord de 
Schengen du 1 4 juin 1 985 relatif ä la Suppression graduelle des 
contröles aux frontieres communes, signee le 19 juin 1990, en 
particulier par: 

1 . des verifications de l’identite de proprietaires et de deten- 
teurs ainsi que de conducteurs de vehicules routiers, de 
bateaux et navires ou d’aeronefs, pour autant que cette 
action ne seit pas dejä couverte par l’article 1 2, 

2. des renseignements concernant les permis de conduire, 
permis de navigation et autorisations semblables, 

3. des verifications concernant les lieux de sejour et de resi- 
dence, 

4. des verifications concernant les titres de sejour, 

5. des verifications de l’identite d’abonnes au reseau tele- 
phonique et d’abonnes d’autres equipements de telecom- 
munication, dans la mesure oü ceux-ci sont publiquement 
accessibles, 

6. des verifications d’identite, 

7. des enquetes sur la provenance d’objets tels que des 
armes, des vehicules ä moteur ou des bateaux et navires 
(demandes relatives au canal de vente), 

8. des elements d’information provenant du recueil de don- 
nees policieres et de documents de police ainsi que des 
informations provenant du recueil de donnees d’autorites 
administratives publiquement accessibles, 

9. des Signalements urgents relatifs aux armes et explosifs 
ainsi que des Signalements relatifs ä la contrefagon de 
moyens de paiement et de timbres, 

10. des informations relatives ä i’execution pratique de 
mesures d’observation transfrontalieres, de poursuites 
transfrontal ieres et de livraisons surveillees, et 

11. la notification de la disponibilite d’une personne ä faire des 
declarations. 

(3) Si l’autorite requise n'est pas competente pour le traite- 
ment de la demande, eile transmet la demande ä l’autorite com- 
petente. L’autorite requise informe l’autorite requerante de cette 
transmission et de l’autohte competente pour le traitement de 
la demande. L’autorite competente traite la demande et trans- 
met le resultat ä l’autorite requerante. 


Chapitre 6 

Dispositions generales 

Article 28 

Utilisation d’armes de Service, 
de munitions et d’objets d’equipement 

(1) Les fonctionnaires d’une Partie contractante qui se trou- 
vent, dans le cadre d’une Intervention commune, sur le territoi- 
re d’une autre Partie contractante peuvent y porter Ieur unifor- 
me de Service national. Ns peuvent porter leurs armes de Ser- 
vice, munitions et objets d’equipement admis en vertu du droit 
national de l’Etat d’envoi. Toute Partie contractante peut inter- 
dire le port de certaines armes de Service, munitions et objets 
d’equipement par des fonctionnaires de l’Etat d’envoi. 
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(2) Die Dienstwaffen, Munition und Ausrüstungsgegenstän- 
de, die in Anlage 2 aufgeführt sind, dürfen nur im Fall der Not- 
wehr einschließlich der Nothilfe gebraucht werden. Der sachlei- 
tende Beamte des Gebietsstaates kann im Einzelfall nach Maß- 
gabe des innerstaatlichen Rechts einer über Satz 1 hinausge- 
henden Anwendung von Dienstwaffen, Munition und Ausrüs- 
tungsgegenständen zustimmen. Der Gebrauch der Dienstwaf- 
fen, Munition und Ausrüstungsgegenstände richtet sich nach 
dem Recht des Gebietsstaates. Die zuständigen Behörden 
unterrichten einander über die jeweils zulässigen Dienstwaffen, 
Munition und Ausrüstungsgegenstände sowie die Vorausset- 
zungen für deren Einsatz. 

(3) Die Vertragsparteien können durch gesonderte Vereinba- 
rung eine Änderung der Anlage 2 vereinbaren. 

(4) Setzen Beamte der einen Vertragspartei bei Maßnahmen 
aufgrund dieses Vertrags im Hoheitsgebiet einer anderen Ver- 
tragspartei Kraftfahrzeuge ein, so unterliegen sie hierbei den- 
selben verkehrsrechtlichen Bestimmungen wie die Beamten 
des Gebietsstaats einschließlich der Bestimmungen über die 
Inanspruchnahme von Sonder- und Wegerechten. 


(5) Die praktischen Aspekte des Einsatzes von Dienstwaffen, 
Munition und Ausrüstungsgegenständen werden in einer 
Durchführungsvereinbarung nach Artikel 44 geregelt. 

(6) Artikel 18 bleibt unberührt. 


Artikel 29 

Schutz und Beistand 

Die Vertragsparteien sind gegenüber den entsandten Beam- 
ten der anderen Vertragsparteien bei der Ausübung des Diens- 
tes zu gleichem Schutz und Beistand verpflichtet wie gegen- 
über den eigenen Beamten. 


Artikel 30 

Allgemeine Haftungsregelung 

Für die Haftung im Rahmen dieses Vertrags findet Artikel 43 
des Übereinkommens vom 19. Juni 1990 zur Durchführung des 
Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985 betreffend 
den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen 
Grenzen entsprechende Anwendung. Satz 1 findet keine 
Anwendung auf die Artikel 17 und 18. 


Artikel 31 

Rechtsstellung der 
Beamten im Bereich des Strafrechts 

Die Beamten, die nach diesem Vertrag im Hoheitsgebiet einer 
anderen Vertragspartei tätig werden, sind in Bezug auf Strafta- 
ten, die sie begehen oder ihnen gegenüber begangen werden, 
den Beamten der anderen Vertragspartei gleichgestellt, soweit 
nicht in einer anderen Übereinkunft, die für die Vertragsparteien 
gilt, anderes vereinbart worden ist. 


Artikel 32 
Dienstverhältnisse 

Die Beamten, die nach diesem Vertrag im Hoheitsgebiet einer 
anderen Vertragspartei tätig werden, bleiben in dienstrechtli- 
cher, insbesondere in disziplinarrechtlicher Hinsicht den in 
ihrem Staat geltenden Vorschriften unterworfen. 


(2) Les armes de Service, munitions et objets d’equipement 
enumeres ä l’annexe 2 ne peuvent etre utilises qu’en cas de 
legitime defense de soi-meme ou d’autrui. L’agent de l’Etat 
d’accueil, en Charge de l’intervention, peut autoriser, au cas par 
cas et dans le respect du droit national, l’utilisation d’armes de 
Service, de munitions et d’objets d’equipement depassant le 
cadre de la 1®''® phrase. L’utillsation des armes de Services, des 
munitions et des objets d’equipement est soumise au droit de 
l’Etat d’accueil. Les autorites competentes s’informent mutuel- 
lement des armes de Service, munitions et objets d’equipement 
respectivement autohses ainsi que des conditions qui regissent 
leur utilisation. 

(3) Les Parties contractantes peuvent, par un accord separe, 
modifier l’annexe 2. 

(4) Si les fonctionnaires d’une des Parties contractantes font 
intervenir des vehicules ä moteur dans le cadre de mesures pri- 
ses, en vertu du present Traite, sur le territoire d’une autre Par- 
tie contractante, ceux-ci sont soumis aux memes regles de la 
circulation que les fonctionnaires de l’Etat d’accueil, y compris 
en ce qui concerne l’usage des prerogatives de puissance 
publique en matiere d’utilisation des dispositifs sonores ou 
lumineux et concernant le respect des regles de la circulation. 

(5) ün accord d’execution au sens de l’article 44 regle les 
aspects pratiques de l’utilisation d’armes de Service, de muni- 
tions et d’objets d’equipement. 

(6) II n’est pas porte atteinte ä l’article 18. 


Article 29 

Protection et assistance 

Les Parties contractantes sont obligees de preter la meme 
protection et assistance aux fonctionnaires envoyes par l’autre 
Partie contractante dans l’exercice de leurfonction qu’ä l’egard 
de leurs propres fonctionnaires. 


Article 30 

Regiementation generaie en matiere de responsabilite 

En matiere de responsabilite dans le cadre du present Traite, 
l’article 43 de la Convention d’application de l’Accord de 
Schengen du 14 juin 1985 relatif ä la Suppression graduelle des 
contröles aux frontieres communes, signee le 19 juin 1990, est 
applicable mutatis mutandis. La l^^e phrase n'est pas applica- 
ble aux articles 1 7 et 1 8. 


Article 31 
Position juridique 

des fonctionnaires au regard du droit penal 

Les fonctionnaires agissant, sur la base du present Traite, sur 
le territoire d’une autre Partie contractante sont assimiles aux 
fonctionnaires de l’autre Partie contractante pour ce qui con- 
cerne des infractions penales qu’ils commettent ou qui sont 
commises ä leur encontre, sauf dispositions contraires 
contenues dans un autre accord en vigueur pour les Parties 
contractantes. 


Article 32 

Relation de Service 

Les fonctionnaires agissant, sur la base du present Traite, sur 
le territoire d’une autre Partie contractante restent soumis aux 
dispositions en vigueur dans leur Etat en matiere de leur relation 
de Service, en particulier en matiere disciplinaire. 
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Kapitel 7 

Allgemeine Bestimmungen zum Datenschutz 


Artikel 33 

Begriffsbestimmungen, Anwendungsbereich 

(1) Im Sinne dieses Vertrags bezeichnet der Ausdruck 

1 . „Verarbeitung personenbezogener Daten“ jede Verarbeitung 
oder jede Vorgangsreihe von Verarbeitungen im Zusammen- 
hang mit personenbezogenen Daten mit oder ohne Hilfe 
automatisierter Verfahren wie das Erheben, das Speichern, 
die Organisation, die Aufbewahrung, die Anpassung oder 
Veränderung, das Auslesen, das Abfragen, Konsultieren, die 
Benutzung, die Weitergabe durch Übermittlung, Verbreitung 
oder jede andere Form der Bereitstellung, die Kombination 
oder die Verknüpfung sowie das Sperren, Löschen oder Ver- 
nichten von Daten; als Verarbeitung personenbezogener 
Daten im Sinne dieses Vertrags gilt auch die Mitteilung über 
das Vorliegen oder Nichtvorliegen eines Treffers; 

2. „automatisierter Abruf“ den unmittelbaren Zugriff auf eine 
automatisierte Datenbank einer anderen Stelle, in der 
Weise, dass die Anfrage vollständig automatisiert beantwor- 
tet wird; 

3. „Kennzeichnung“ die Markierung gespeicherter personen- 
bezogener Daten, ohne dass damit das Ziel verfolgt wird, 
ihre künftige Verarbeitung einzuschränken; 

4. „Sperrung“ die Markierung gespeicherter personenbezoge- 
ner Daten mit dem Ziel, ihre künftige Verarbeitung einzu- 
schränken. 

(2) Für Daten, die nach diesem Vertrag übermittelt werden 
oder worden sind, gelten die folgenden Bestimmungen, soweit 
in den vorstehenden Kapiteln nichts anderes bestimmt ist. 


Artikel 34 

Datenschutzniveau 

(1) Jede Vertragspartei gewährleistet in Bezug auf die Verar- 
beitung personenbezogener Daten, die nach diesem Vertrag 
übermittelt werden oder worden sind, in ihrem innerstaatlichen 
Recht ein Datenschutzniveau, das zumindest dem entspricht, 
das sich aus dem Übereinkommen des Europarats vom 28. Ja- 
nuar 1981 über den Schutz des Menschen bei der automa- 
tischen Verarbeitung personenbezogener Daten und dem Zu- 
satzprotokoll vom 8. November 2001 hierzu ergibt, und beach- 
tet dabei die Empfehlung Nr. R (87) 15 des Ministerkomitees 
des Europarats an die Mitgliedstaaten über die Nutzung perso- 
nenbezogener Daten im Polizeibereich vom 17. September 
1987, und zwar auch insoweit, als die Daten nicht automatisiert 
verarbeitet werden. 

(2) Die in diesem Vertrag vorgesehene Übermittlung perso- 
nenbezogener Daten darf erst beginnen, wenn in dem Hoheits- 
gebiet der an der Übermittlung beteiligten Vertragsparteien die 
Bestimmungen dieses Kapitels im innerstaatlichen Recht 
umgesetzt worden sind. Das Ministerkomitee nach Artikel 43 
stellt durch Beschluss fest, ob diese Voraussetzungen erfüllt 
sind. 

Artikel 35 
Zweckbindung 

(1) Die empfangende Vertragspartei darf die personenbezo- 
genen Daten ausschließlich zu den Zwecken verarbeiten, zu 
denen diese nach diesem Vertrag übermittelt worden sind; eine 
Verarbeitung zu anderen Zwecken ist nur nach vorheriger 


Chapitre 7 

Dispositions generales relatives 
ä la protection des donnees 

Article 33 

Definitions et champ d’application 

(1) Au sens du present Traite, on entend par: 

1. «Traitement de donnees ä caractere personnel»: toute ac- 
tion ou tout enchainement d’actions, avec ou sans l’aide de 
procedures automatiques, se rapportant ä des donnees ä 
caractere personnel tel que le prelevement, le stockage, 
l’organisation, la Conservation, l’adaptation ou la modifica- 
tion, la lecture, la recherche, la consultation, l’utilisation, la 
communication par une transmission, la diffusion ou toute 
autre forme de mise ä disposition, la combinaison ou la mise 
en relation ainsi que le verrouillage, l’effacement ou la 
destruction de donnees; au sens du present Traite, le traite- 
ment englobe egalement l’information relative ä l’existence 
ou non d’une concordance; 

2. «Consultation automatisee»: l’acces direct ä une banque de 
donnees automatisee d’une autre autorite et de maniere 
teile que la consultation s’opere entierement par voie auto- 
matisee; 

3. «Marquage»: l’apposition d’une marque sur des donnees ä 
caractere personnel enregistrees, sans chercher ä limiter 
leur traitement futur; 

4. «Verrouillage»: le marquage de donnees ä caractere per- 
sonnel enregistrees, en vue de limiter leur traitement futur. 

(2) Les dispositions suivantes sont applicabies aux donnees 
transmises ou l’ayant ete en vertu du present Traite, pour autant 
que les chapitres precedents ne contiennent pas de disposition 
contraire. 

Article 34 

Niveau de protection des donnees 

(1) Concernant le traitement de donnees ä caractere person- 
nel transmises ou l’ayant ete dans le cadre du present Traite, 
chaque Partie contractante garantit dans son droit national un 
niveau de protection des donnees correspondant au moins ä 
celui resultant de la Convention du Conseil de l’Europe du 
28 janvier 1981 relative ä la protection des personnes ä l’egard 
du traitement automatise des donnees ä caractere personnel, 
ainsi que du protocole additionnel du 8 novembre 2001 , et tient 
ä cet egard compte de la recommandation n° R (87) 15 du 
Comite des ministres du Conseil de l’Europe aux Etats mem- 
bres relative ä l’utilisation de donnees ä caractere personnel 
dans le domaine policier du 17 septembre 1987, et ce egale- 
ment dans la mesure oü les donnees ne sont pas traitees en 
mode automatise. 

(2) La transmission de donnees ä caractere personnel pre- 
vue dans le present Traite ne peut etre entamee que lorsque les 
dispositions du present chapitre ont ete transposees dans le 
droit national sur le territoire des Parties contractantes concer- 
nees par la transmission. Le Comite des Ministres vise ä l’arti- 
cle 43 constate par decision si ces conditions sont reunies. 


Article 35 

Finalite de l’utilisation 

(1 ) La Partie contractante destinataire ne peut traiter les don- 
nees ä caractere personnel qu’aux fins pour lesquelles les don- 
nees ont ete transmises en vertu du present Traite; le traitement 
ä d’autres fins n'est admissible qu’apres autorisation prealable 
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Zustimmung der Datei führenden Vertragspartei und nur nach 
Maßgabe des innerstaatlichen Rechts der empfangenden Ver- 
tragspartei zulässig. Die Zustimmung darf erteilt werden, soweit 
das innerstaatliche Recht der Datei führenden Vertragspartei 
diese Verarbeitung zu solchen anderen Zwecken zulässt. 

(2) Die Verarbeitung von nach den Artikeln 3, 4 und 9 über- 
mittelten Daten durch die abrufende oder abgleichende Ver- 
tragspartei ist ausschließlich erlaubt im Hinblick auf 

1 . die Feststellung, ob die verglichenen DNA-Profile oder dak- 
tyloskopischen Daten übereinstimmen; 

2. die Vorbereitung und Einreichung eines Amts- und Rechts- 
hilfeersuchens nach innerstaatlichem Recht im Fall der 
Übereinstimmung dieser Daten; 

3. die Protokollierung nach Artikel 39. 

Die Datei führende Vertragspartei darf die ihr nach den Arti- 
keln 3, 4 und 9 übermittelten Daten ausschließlich verarbeiten, 
soweit dies zur Durchführung des Abgleichs, zur automatisier- 
ten Beantwortung der Anfrage oder zur Protokollierung gemäß 
Artikel 39 erforderlich ist. Nach Beendigung des Datenab- 
gleichs oder nach der automatisierten Beantwortung der Anfra- 
ge werden die übermittelten Daten unverzüglich gelöscht, so- 
weit nicht die Weiterverarbeitung zu den in Satz 1 Nummern 2 
und 3 genannten Zwecken erforderlich ist. 

(3) Nach Artikel 12 übermittelte Daten dürfen von der Datei 
führenden Vertragspartei ausschließlich verwendet werden, 
soweit dies zur automatisierten Beantwortung der Anfrage oder 
zur Protokollierung gemäß Artikel 39 erforderlich ist. Nach der 
automatisierten Beantwortung der Anfrage werden die übermit- 
telten Daten unverzüglich gelöscht, soweit nicht die Weiterver- 
arbeitung zur Protokollierung gemäß Artikel 39 erforderlich ist. 
Die anfragende Vertragspartei darf die im Zuge der Beantwor- 
tung erhaltenen Daten ausschließlich für das Verfahren verwen- 
den, aufgrund dessen die Anfrage erfolgt ist. 


Artikel 36 

Zuständige Behörden 

Die übermittelten personenbezogenen Daten dürfen aus- 
schließlich durch die Behörden und Gerichte verarbeitet wer- 
den, die für eine Aufgabe im Rahmen der Zwecke nach Arti- 
kel 35 zuständig sind. Insbesondere erfolgt die Weitergabe der 
übermittelten Daten an andere Stellen nur nach vorangehender 
Zustimmung der übermittelnden Vertragspartei und nach Maß- 
gabe des innerstaatlichen Rechts der empfangenden Vertrags- 
partei. 

Artikel 37 

Richtigkeit, Aktualität 
und Speicherungsdauer von Daten 

(1) Die Vertragsparteien sind verpflichtet, auf die Richtigkeit 
und Aktualität der personenbezogenen Daten zu achten. 
Erweist sich von Amts wegen oder aufgrund einer Mitteilung 
des Betroffenen, dass unrichtige Daten oder Daten, die nicht 
hätten übermittelt werden dürfen, übermittelt worden sind, so 
ist dies der empfangenden Vertragspartei oder den empfangen- 
den Vertragsparteien unverzüglich mitzuteilen. Diese sind ver- 
pflichtet, die Berichtigung oder Löschung der Daten vorzuneh- 
men. Im Übrigen sind übermittelte personenbezogene Daten zu 
berichtigen, wenn sich ihre ünrichtigkeit herausstellt. Hat die 
empfangende Stelle Grund zur Annahme, dass übermittelte 
Daten unrichtig sind oder zu löschen wären, so unterrichtet sie 
die übermittelnde Behörde unverzüglich hierüber. 

(2) Daten, deren Richtigkeit der Betroffene bestreitet und 
deren Richtigkeit oder ünrichtigkeit sich nicht feststellen lässt, 
sind nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts der Vertrags- 


de la Partie contractante gestionnaire des donnees et dans le 
respect du droit national de la Partie contractante destinataire. 
L’autorisation peut etre delivree pour autant que le droit national 
de la Partie contractante gestionnaire des donnees permette ce 
traitement ä ces autres fins. 

(2) Le traitement de donnees, transmises en vertu des arti- 
cles 3, 4 et 9, par la Partie contractante effectuant la consulta- 
tion ou la comparaison des donnees est exclusivement autorise 
en vue de: 

1 . determiner la concordance entre les profils ADN ou les don- 
nees dactyloscopiques compares; 

2. preparer et introduire une demande d’entraide administrati- 
ve ou judiciaire en vertu du droit national en cas de concor- 
dance de ces donnees; 

3. faire une journalisation conformement ä l’article 39. 

La Partie contractante gestionnaire du fichier ne peut traiter les 
donnees qui lui ont ete transmises en vertu des articles 3, 4 et 9 
que si ce traitement est necessaire en vue de realiser une com- 
paraison, de repondre par la voie automatisee ä la demande ou 
de faire la journalisation conformement ä l’article 39. A l’issue 
de la comparaison ou de la reponse automatisee ä la demande, 
les donnees transmises sont effacees sans delai ä moins que la 
poursuite du traitement en vue des finalites mentionnees ä la 
1 ere Phrase, numeros 2 et 3 ne soit necessaire. 

(3) Les donnees transmises en vertu de l’article 12 peuvent 
etre utilisees par la Partie contractante gestionnaire du fichier 
exclusivement si cela est necessaire en vue de repondre par la 
voie automatisee ä la demande ou en vue de faire la journalisa- 
tion aux termes de l’article 39. A l’issue de la reponse automa- 
tisee ä la demande, les donnees transmises sont effacees sans 
delai ä moins que la poursuite du traitement en vue de la jour- 
nalisation aux termes de l’article 39 ne soit necessaire. La Par- 
tie contractante requerante ne peut utiliser les donnees obte- 
nues dans le cadre de la reponse qu’aux fins de la procedure 
sur la base de laquelle la consultation a ete faite. 

Atiicle 36 

Autorites competentes 

Les donnees ä caractere personnel transmises peuvent etre 
traitees exclusivement par les autorites et tribunaux ayant la 
competence pour une mission effectuee dans le cadre des fina- 
lites visees ä l’article 35. En particulier, la communication des 
donnees transmises ä d’autres autorites ne peut avoir Neu 
qu’apres autorisation prealable de la Partie contractante ayant 
transmis les donnees et dans le respect du droit national de la 
Partie contractante destinataire. 

Atiicle 37 

Exactitude, actualite 
et duree de stockage de donnees 

(1 ) Les Parties contractantes sont tenues de veiller ä l’exacti- 
tude et ä l’actualite des donnees ä caractere personnel. S’il 
s’avere, d’office ou suite ä une communication de la personne 
concernee, que des donnees incorrectes ou qui n’auraient pas 
dü etre transmises ont ete fournies, la Partie contractante des- 
tinataire ou les Parties contractantes destinataires doivent en 
etre informees sans delai. Celles-ci sont tenues de proceder ä 
la rectification ou ä l’effacement des donnees. En outre, les 
donnees ä caractere personnel sont ä corriger si elles s’averent 
incorrectes. Si l’autohte destinataire a des indices faisant pre- 
sumer que des donnees transmises sont entachees d’erreur ou 
devraient etre effacees, eile en informe sans delai l’autorite qui 
les a transmises. 

(2) Les donnees dont l’exactitude est contestee par la per- 
sonne concernee et dont il ne peut pas etre constate si elles 
sont correctes ou incorrectes, doivent, sur demande de la per- 
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Parteien auf Verlangen des Betroffenen zu kennzeichnen. Im 
Fall einer Kennzeichnung darf diese nach Maßgabe des 
innerstaatlichen Rechts nur mit Zustimmung des Betroffenen 
oder aufgrund einer Entscheidung des zuständigen Gerichtes 
oder der für die Datenschutzkontrolle zuständigen unabhängi- 
gen Stelle aufgehoben werden. 

(3) Übermittelte personenbezogene Daten sind zu löschen, 
wenn sie nicht hätten übermittelt oder empfangen werden dür- 
fen. Rechtmäßig übermittelte und empfangene Daten sind zu 
löschen, 

1. wenn sie zu dem Zweck, zu dem sie übermittelt worden 
sind, nicht oder nicht mehr erforderlich sind. Sind personen- 
bezogene Daten ohne Ersuchen übermittelt worden, hat die 
empfangende Stelie unverzüglich zu prüfen, ob sie für die 
der Übermittlung zu Grunde liegenden Zwecke erforderlich 
sind; 

2. nach Ablauf einer im nationalen Recht der übermittelnden 
Vertragspartei vorgesehenen Höchstfrist für die Aufbewah- 
rung der Daten, wenn die übermittelnde Stelle die empfan- 
gende Stelle bei der Übermittlung auf solche Höchstfristen 
hingewiesen hat. 

Statt der Löschung erfolgt eine Sperrung nach Maßgabe des 
innerstaatlichen Rechts, wenn es Grund zu der Annahme gibt, 
dass durch eine Löschung schutzwürdige Interessen des 
Betroffenen beeinträchtigt würden. Gesperrte Daten dürfen nur 
für den Zweck, für den die Löschung unterblieben ist, übermit- 
telt oder genutzt werden. 

Atiikel 38 

Technische und organisatorische Maßnahmen 
zur Gewährleistung von Datenschutz und Datensicherheit 

(1) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind ver- 
pflichtet, personenbezogene Daten wirksam gegen zufällige 
oder unbefugte Zerstörung, zufälligen Verlust, unbefugten Zu- 
gang, unbefugte oder zufällige Veränderung und unbefugte 
Bekanntgabe zu schützen. 

(2) Die Einzelheiten der technischen Ausgestaltung des 
automatisierten Abrufverfahrens werden in einer Durchfüh- 
rungsvereinbarung nach Artikel 44 geregelt, die gewährleistet, 
dass 

1 . dem jeweiligen Stand der Technik entsprechende Maßnah- 
men zur Sicherstellung von Datenschutz und Datensicher- 
heit getroffen werden, die insbesondere die Vertraulichkeit 
und ünversehrtheit der Daten gewährleisten, 

2. bei der Nutzung allgemein zugänglicher Netze Verschlüsse- 
iungs- und Authentifizierungsverfahren angewendet wer- 
den, die von den dafür zuständigen Stellen anerkannt wor- 
den sind, und 

3. die Zulässigkeit der Abrufe nach Maßgabe des Artikels 39 
Absätze 2, 4 und 5 kontrolliert werden kann. 

Atiikel 39 

Dokumentation und 

Protokollierung, besondere Vorschriften zur 
automatisierten und nicht-automatisierten Übermittlung 

(1) Jede Vertragspartei gewährleistet, dass jede nicht-auto- 
matisierte Übermittlung und jeder nicht-automatisierte Emp- 
fang von personenbezogenen Daten durch die anfragende und 
die Datei führende Stelle zur Kontrolle der Zulässigkeit der 
Übermittlung dokumentiert werden. Die Dokumentation 
umfasst folgende Angaben: 

1 . den Anlass der Übermittlung, 

2. die übermittelten Daten, 


sonne concernee, etre marquees en vertu du droit national des 
Parties contractantes. En cas de marquage, celui-ci ne peut 
etre leve en vertu du droit national que sur consentement de la 
personne concernee ou sur decision du tribunal competent ou 
de l’autohte independente competente en matiere de contröle 
de la protection des donnees. 

(3) Les donnees ä caractere personnei transmises doivent 
etre effacees lorsqu’elles n’auraient pas dü etre transmises ou 
regues. Les donnees legalement transmises et regues doivent 
etre effacees 

1 . si eiles ne sont pas ou plus necessaires en regard des fina- 
lites pour lesquelles elles ont ete transmises. Si des don- 
nees ä caractere personnei ont ete transmises sans qu’il n’y 
ait eu de demande, Tautohte destinataire est tenue d’exami- 
ner sans delai si celles-ci sont necessaires en regard des 
finalites pour lesquelles elles ont ete transmises; 

2. ä l’issue d’un delai maximum prevu pour la Conservation 
des donnees dans le droit national de la Partie contractante 
transmettant les donnees, lorsque Tautorite transmettant 
les donnees a indique ä l'autohte destinataire ce delai maxi- 
mum au moment de la transmission. 

II est procede, au Neu d’un effacement, ä un verrouillage en 
vertu du droit national lorsqu’il y a Neu de croire que l’efface- 
ment porterait atteinte ä des interets meritant une protection de 
la personne concernee. Des donnees verrouillees ne peuvent 
etre utilisees ou transmises qu’aux fins pour lesquelles l’efface- 
ment n’a pas eu Neu. 

Article 38 

Mesures techniques et organisationnelles 
pour garantir la protection et la securite des donnees 

(1) L’autorite destinataire et l’autorite qui transmet les don- 
nees sont obligees de proteger efficacement les donnees ä 
caractere personnei contre toute destruction fortuite ou non- 
autorisee, perte fortuite, acces non-autorise, alteration fortuite 
ou non-autorisee et divulgation non-autorisee. 

(2) ün accord d’execution au sens de l’article 44 regle les 
details techniques de la procedure de consultation automatisee 
et garantit que 

1 . des mesures pour assurer la protection et la securite des 
donnees sont prises en concordance avec l’etat de l’art 
actuel, garantissant notamment la confidentialite et l’integh- 
te des donnees, 

2. lors de l’utilisation de reseaux publiquement accessibles, il 
est fait usage de procedures d’encryptage et d’authentifica- 
tion reconnues par les autorites competentes ä cet egard, et 

3. I’admissibilite des consultations en vertu de l’article 39, 
paragraphes 2, 4 et 5, peut etre contrölee. 

Article 39 

Documentation et journalisation, 
dispositions particulieres relatives ä la 
transmission automatisee et non-automatisee 

(1) Chaque Partie contractante garantit que toute transmis- 
sion et toute reception non-automatisees de donnees ä 
caractere personnei est documentee par l’autorite requerante 
et l'autohte gestionnaire du fichier, aux fins du contröle de 
radmissibilite de la transmission. La documentation comprend 
les indications suivantes: 

1 . la raison ayant declenche la transmission, 

2. les donnees transmises, 

3. la date de la transmission, et 


3. das Datum der Übermittlung und 
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4. die Bezeichnung oder Kennung der anfragenden und der 
Datei führenden Stelle. 

(2) Für den automatisierten Abruf der Daten aufgrund der 
Artikel 3, 9 und 12 und den automatisierten Abgleich aufgrund 
des Artikels 4 gilt Folgendes: 

1. Der automatisierte Abruf oder Abgleich darf nur durch 
besonders ermächtigte Beamte der nationalen Kontaktstel- 
len erfolgen. Auf Ersuchen wird die Liste der Beamten, die 
zum automatisierten Abruf oder Abgleich ermächtigt sind, 
den in Absatz 5 genannten beaufsichtigenden Behörden so- 
wie den anderen Vertragsparteien zur Verfügung gestellt. 

2. Jede Vertragspartei gewährleistet, dass jede Übermittlung 
und jeder Empfang von Daten von der Datei führenden Stel- 
le und der anfragenden Stelle protokolliert wird, einschließ- 
lich der Mitteilung des Vorliegens oder Nichtvorliegens eines 
Treffers. Diese Protokollierung umfasst folgende Angaben: 

a) die übermittelten Daten, 

b) das Datum und den genauen Zeitpunkt der Übermittlung 
und 

c) die Bezeichnung oder Kennung der anfragenden und 
der Datei führenden Stelle. 

Die anfragende Stelle protokolliert darüber hinaus den Anlass 
der Anfrage oder Übermittlung sowie die Kennung des Beam- 
ten, der den Abruf durchgeführt hat, sowie des Beamten, der 
die Anfrage oder Übermittlung veranlasst hat. 

(3) Die protokollierende Stelle teilt die Protokolldaten den für 
die Datenschutzkontrolle zuständigen Stellen der betreffenden 
Vertragspartei auf Ersuchen unverzüglich, spätestens jedoch 
innerhalb von vier Wochen nach Eingang des Ersuchens mit. 
Protokolldaten dürfen ausschließlich für die folgenden Zwecke 
verwendet werden: 

1 . die Kontrolle des Datenschutzes, 

2. die Gewährleistung der Datensicherheit. 

(4) Die Protokolldaten sind durch geeignete Vorkehrungen 
gegen zweckfremde Verwendung und sonstigen Missbrauch zu 
schützen und zwei Jahre aufzubewahren. Nach Ablauf der 
Aufbewahrungsfrist sind die Protokolldaten unverzüglich zu 
löschen. 

(5) Die rechtliche Kontrolle der Übermittlung oder des Emp- 
fangs personenbezogener Daten obliegt den für die Daten- 
schutzkontrolle zuständigen unabhängigen Stellen der jewei- 
ligen Vertragsparteien. Nach Maßgabe des innerstaatlichen 
Rechts kann jedermann diese Stellen ersuchen, die Recht- 
mäßigkeit der Verarbeitung von Daten zu seiner Person zu prü- 
fen. Diese Stellen sowie die für die Protokollierung zuständigen 
Stellen haben auch unabhängig von solchen Ersuchen Stich- 
proben zur Kontrolle der Rechtmäßigkeit der Übermittlungen 
anhand der den Zugriffen zugrunde liegenden Aktenvorgänge 
vorzunehmen. Die Ergebnisse dieser Kontrolltätigkeit sind zur 
Überprüfung durch die für die Datenschutzkontrolle zuständi- 
gen unabhängigen Stellen 18 Monate aufzubewahren. Nach 
Ablauf dieser Frist sind sie unverzüglich zu löschen. Jede für die 
Datenschutzkontrolle zuständige Stelle kann von der unabhän- 
gigen Datenschutzbehörde einer anderen Vertragspartei um die 
Ausübung ihrer Befugnisse nach Maßgabe des innerstaatlichen 
Rechts ersucht werden. Die für die Datenschutzkontrolle zu- 
ständigen unabhängigen Behörden der Vertragsparteien sorgen 
für die zur Erfüllung ihrer Kontrollaufgaben notwendige gegen- 
seitige Zusammenarbeit, insbesondere durch den Austausch 
sachdienlicher Informationen. 


4. la denomination ou la reference de l’autorite requerante et 
de Tautohte gestionnaire du fichier. 

(2) Pour la consultation automatisee des donnees en vertu 
des articles 3, 9 et 12 et pour la comparaison automatisee en 
vertu de l’article 4, les dispositions suivantes s’appliquent: 

1 . La consultation ou la comparaison automatisees ne peuvent 
etre realisees que par des fonctionnaires des points de con- 
tact nationaux particulierement habilites ä cet effet. Sur 
demande, la liste des fonctionnaires habilites ä la consulta- 
tion ou ä la comparaison automatisees est mise ä la dispo- 
sition des autohtes de surveillance visees au paragraphe 5, 
ainsi que des autres Parties contractantes. 

2. Chaque Partie contractante garantit que l’autorite gestion- 
naire du fichier et l’autorite requerante fait etat de toute 
transmission et de toute reception de donnees dans un 
registre de journalisation, y compris de l’lnformation concer- 
nant l’existence ou non d’une concordance. La journalisa- 
tion comprend les informations suivantes: 

a) les donnees transmises, 

b) la date et l’heure precises de la transmission, et 

c) la denomination ou la reference de l’autorite requerante 
et de l’autorite gestionnaire du fichier. 

L’autorite requerante journalise egalement la raison de la 
demande ou de la transmission ainsi que la reference de l’agent 
ayant realise la consultation ainsi que de l’agent ayant ete ä 
l’origine de la demande ou de la transmission. 

(3) Sur demande, l’autorite realisant la journalisation informe 
Sans delai les autohtes competentes en matiere de contröle de 
la protection des donnees de la Partie contractante concernee 
des donnees journalisees, au plus tard dans les quatre semai- 
nes apres reception de la demande. Les donnees journalisees 
peuvent etre utilisees exclusivement aux fins suivantes: 

1 . le contröle de la protection des donnees 

2. la garantie de la securite des donnees. 

(4) Les donnees journalisees doivent etre protegees par des 
dispositions appropriees contre toute utilisation autre qu’aux 
fins susvisees et contre tout autre abus et doivent etre conser- 
vees pendant deux ans. Apres l’expiration du delai de Conser- 
vation, les donnees journalisees doivent etre effacees sans 
delai. 

(5) Le contröle juridique de la transmission ou de la reception 
de donnees ä caractere personnel releve de la responsabilite 
des autohtes independentes competentes en matiere de con- 
tröle de la protection des donnees des Parties contractantes 
respectives. Toute personne peut en vertu du droit national 
demander ä ces autohtes de verifier la legitimite du traitement 
de donnees la concernant. Independamment de telles deman- 
des, ces autohtes ainsi que les autohtes competentes pour la 
journalisation doivent egalement effectuer des contröles alea- 
toires pour verifier la legitimite des transmissions, ä l’aide des 
dossiers qui ont ete ä la base des consultations. Les resultats 
de cette activite de contröle doivent etre conserves pendant 1 8 
mois en vue d’un contröle par les autohtes independantes com- 
petentes en matiere de contröle de la protection des donnees. 
A l’expiration de ce delai, ils doivent etre effaces sans delai. 
Chaque autorite competente en matiere de contröle de la pro- 
tection des donnees peut etre requise par l’autorite indepen- 
dente de contröle de la protection des donnees d’une autre 
Partie contractante d’exercer ses competences conformement 
au droit national. Les autohtes independantes competentes en 
matiere de contröle de la protection des donnees des Parties 
contractantes veillent ä la Cooperation reciproque necessaire 
en vue de remplir leurs täches de contröle, notamment par le 
biais de l’echange d’informations pertinentes. 
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Artikel 40 

Rechte der Betroffenen 
auf Auskunft und Schadensersatz 

(1) Dem Betroffenen ist nach Maßgabe des innerstaatlichen 
Rechts bei Nachweis seiner Identität auf Antrag von der nach 
innerstaatlichem Recht zuständigen Stelle ohne unzumutbare 
Kosten in allgemein verständlicher Form und ohne unzumutba- 
re Verzögerung Auskunft über die zu seiner Person verarbeite- 
ten Daten sowie über deren Herkunft, Empfänger oder Empfän- 
gerkategorien, den vorgesehenen Verarbeitungszweck und die 
Rechtsgrundlage der Verarbeitung zu erteilen. Darüber hinaus 
hat der Betroffene das Recht auf Berichtigung unrichtiger Daten 
und Löschung unzulässigerweise verarbeiteter Daten. Die Ver- 
tragsparteien stellen darüber hinaus sicher, dass sich der 
Betroffene im Fall der Verletzung seiner Datenschutzrechte mit 
einer wirksamen Beschwerde an ein unabhängiges und unpar- 
teiisches, auf Gesetz beruhendes Gericht im Sinne des Arti- 
kels 6 Absatz 1 der Europäischen Menschenrechtskonvention 
sowie eine unabhängige Kontrollstelle im Sinne des Artikels 28 
der Richtlinie 95/46/EG wenden kann und dass ihm die Mög- 
lichkeit eröffnet wird, einen Schadensersatzanspruch oder 
Abhilfe anderer Art gerichtlich durchzusetzen. Die Einzelheiten 
des Verfahrens zur Durchsetzung dieser Rechte und die Gründe 
der Einschränkung des Auskunftsrechts richten sich nach dem 
innerstaatlichen Recht des Staates, in dem er seine Rechte gel- 
tend macht. 

(2) Hat eine Stelle der einen Vertragspartei personenbezoge- 
ne Daten aufgrund dieses Vertrags übermittelt, kann die emp- 
fangende Stelle der anderen Vertragspartei sich im Rahmen 
ihrer Haftung nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts 
gegenüber dem Geschädigten zu ihrer Entlastung nicht darauf 
berufen, dass die übermittelten Daten unrichtig gewesen sind. 
Leistet die empfangende Stelle Schadensersatz wegen eines 
Schadens, der durch die Verwendung von unrichtig übermittel- 
ten Daten verursacht wurde, so erstattet die übermittelnde Stel- 
le der empfangenden Stelle den Gesamtbetrag des geleisteten 
Schadensersatzes. 


Artikel 41 
Auskunft auf 

Ersuchen der Vertragsparteien 

Die empfangende Vertragspartei informiert die übermittelnde 
Vertragspartei auf Anfrage über die Verarbeitung der übermittel- 
ten Daten und das dadurch erzielte Ergebnis. 


Kapitel 8 

Durchführungs- und Schlussbestimmungen 

Artikel 42 
Erklärungen 

(1) Zum Zeitpunkt der Hinterlegung der Ratifikations-, 
Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde benennt jede 
Vertragspartei in einer Erklärung gegenüber dem Verwahrer die 
Behörden, die für die Anwendung dieses Vertrags zuständig 
sind. 

Zu benennen sind 

1 . nach Artikel 6 Absatz 1 die nationalen Kontaktstellen für die 
DNA-Analyse; 

2. nach Artikel 1 1 Absatz 1 die nationalen Kontaktstellen für 
die daktyloskopischen Daten; 

3. nach Artikel 12 Absatz 2 die nationalen Kontaktstellen für 
die Daten aus den Fahrzeugregistern; 


Article 40 

Droit des personnes concernees 
ä etre renseignees et indemnisees 

(1) Sur demande, la personne concernee, apres avoir prouve 
son identite, doit, dans le respect du droit national, etre rensei- 
gnee sans frais deraisonnables, sous une forme generalement 
comprehensible et sans retard deraisonnable, par l’autorite 
competente en vertu du droit national sur les donnees traitees 
la concernant ainsi que sur leur origine, les destinataires ou 
categories de destinataires, la finalite du traitement ainsi que 
sur la base juridique regissant le traitement. En outre, la person- 
ne concernee a le droit de faire corriger les donnees entachees 
d’erreur ou de faire effacer les donnees traitees illicitement. Les 
Parties contractantes assurent en outre que la personne con- 
cernee puisse, en cas de violation de ses droits en matiere de 
protection des donnees ä caractere personnel, s’adresser par 
un recours effectif ä un tribunal independant et impartial, etabli 
par la loi, au sens de l’article 6, paragraphe 1®'' de la Conven- 
tion europeenne de sauvegarde des Droits de l’Homme tout 
comme ä une autorite independante de contröle au sens de 
l’article 28 de la Directive 95/46/CE, et qu’elle se voie offrir la 
possibilite de faire valoir, par la voie judiciaire, un droit ä dedom- 
magement ou ä une autre forme de reparation. Le droit national 
de l’Etat dans lequel eile fait valoir ses droits regle les details de 
la procedure pour la mise en oeuvre de ces droits ainsi que les 
raisons liees ä la restriction du droit ä etre renseigne. 

(2) Si une autorite d’une Partie contractante a transmis, en 
vertu du present Traite, des donnees ä caractere personnel, 
l’autorite destinataire de l’autre Partie contractante ne peut pas 
invoquer le fait que les donnees transmises aient ete incor- 
rectes pour se decharger de la responsabilite qui lui incombe 
conformement ä son droit national ä l’egard de la personne 
lesee. Si la Partie destinataire est tenue ä reparation en raison 
de l’utilisation de donnees transmises incorrectement, la Partie 
qui les a transmises rembourse integralement ä la Partie desti- 
nataire les sommes qu’elle a versees en reparation. 


Article 41 

Renseignements sur 
demande des Parties contractantes 

La Partie contractante destinataire informe la Partie con- 
tractante ayant transmis des donnees du traitement effectue 
sur les donnees transmises et du resultat ainsi obtenu. 


Chapitre 8 

Dispositions d’application et dispositions finales 

Article 42 
Declarations 

(1) Au moment du depöt de l’instrument de ratification, d’ac- 
ceptation, d’approbation ou d’adhesion, chaque Partie con- 
tractante designe, dans une declaration ä l’Etat depositaire, les 
autorites competentes pour l’application du present Traite. 

Sont ä designer: 

1 . les points de contact nationaux pour l’analyse ADN, vises ä 
l’article 6, paragraphe 1®L 

2. les points de contact nationaux pour les donnees dactylo- 
scopiques, vises ä l’article 11, paragraphe 1®L 

3. les points de contact nationaux pour les donnees du regis- 
tre d’immatriculation de vehicules, vises ä l’article 12, para- 
graphe 2, 
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4. nach Artikel 15 die nationalen Kontaktstellen für den Infor- 
mationsaustausch bei Großveranstaltungen; 

5. nach Artikel 16 Absatz 3 die nationalen Kontaktstellen für 
Informationen zur Verhinderung terroristischer Straftaten; 

6. nach Artikel 1 9 die nationalen Kontakt- und Koordinierungs- 
stellen für die Flugsicherheitsbegleiter; 

7. nach Artikel 22 die nationalen Kontakt- und Koordinierungs- 
stellen für die Dokumentenberater; 

8. nach Artikel 23 Absatz 3 die nationalen Kontaktstellen für 
die Planung und Durchführung von Rückführungen; 

9. nach den Artikeln 24 bis 27 die zuständigen Behörden und 
Beamten. 

(2) Erklärungen nach Absatz 1 können jederzeit durch Erklä- 
rung gegenüber dem Verwahrer geändert werden. Die Ände- 
rung wird mit dem Tag des Eingangs beim Verwahrer wirksam. 


Artikel 43 
Ministerkomitee 

(1) Die Vertragsparteien richten ein Komitee ein, das sich aus 
Ministern der Vertragsparteien zusammensetzt. Das Ministerko- 
mitee trifft die erforderlichen Entscheidungen über die Umset- 
zung und Anwendung dieses Vertrags. Entscheidungen des 
Ministerkomitees werden durch einstimmigen Beschluss aller 
Vertragsparteien getroffen. 

(2) Zur Unterstützung des Ministerkomitees überprüft eine 
gemeinsame Arbeitsgruppe aus Vertretern der Vertragsparteien 
die Umsetzung und Auslegung dieses Vertrags und stellt fest, 
ob Ergänzungs- und Fortentwicklungsbedarf besteht. Die 
gemeinsame Arbeitsgruppe wird auf Antrag einer Vertragspartei 
einberufen. 

Artikel 44 

Durchführungsvereinbarungen 

Die zuständigen Stellen der Vertragsparteien können auf der 
Grundlage und im Rahmen dieses Vertrags Vereinbarungen 
treffen, welche die verwaltungsmäßige Durchführung dieses 
Vertrags zum Ziel haben. 

Artikel 45 

Räumlicher Geltungsbereich 

Die Bestimmungen dieses Vertrags gelten für das Floheitsge- 
biet der Vertragsparteien. Für das Königreich der Niederlande 
gilt dieser Vertrag ausschließlich für den in Europa gelegenen 
Teil des Königreichs. Für die Französische Republik gilt dieser 
Vertrag ausschließlich für den in Europa gelegenen Teil der 
Republik. 

Artikel 46 
Kosten 

Jede Vertragspartei trägt die ihren Stellen aus der Anwen- 
dung dieses Vertrags entstehenden Kosten. In besonderen Fäl- 
len können die betreffenden Vertragsparteien eine abweichende 
Regelung vereinbaren. 

Artikel 47 

Verhältnis zu anderen 
zwei- oder mehrseitigen Übereinkünften 

(1) Die Bestimmungen dieses Vertrags sind nur anwendbar, 
soweit sie mit dem Recht der Europäischen Union vereinbar 


4. les points de contact nationaux pour l’echange d’informa- 
tions lors de manifestations de grande envergure, vises ä 
l’article 15, 

5. les points de contact nationaux pour les informations rela- 
tives ä la prevention d’infractions terroristes, vises ä l’arti- 
cle 16, paragraphe 3, 

6. les bureaux nationaux de contact et de coordination pour 
les gardes armes, vises ä l’article 19, 

7. les bureaux nationaux de contact et de coordination pour 
les conseillers en faux documents, vises ä l’article 22, 

8. les points de contact nationaux pour la planification et 
l’execution des mesures d’eloignement, vises ä l’article 23, 
paragraphe 3, 

9. les autorites et fonctionnaires, vises aux articles 24 ä 27. 

(2) Les declarations faites en vertu du 1 ®'' paragraphe peu- 
vent etre modifiees ä tout moment par une declaration adressee 
au depositaire. La modification produira ses effets ä partir de la 
date de reception par le depositaire. 

Article 43 

Comite des Ministres 

(1) Les Parties contractantes creent un comite compose de 
ministres des Parties contractantes. Ce Comite des Ministres 
prend les decisions necessaires ä la transposition et ä l’applica- 
tion du present Traite. Les decisions du Comite des Ministres 
sont prises ä l’unanimite de toutes les Parties contractantes. 

(2) Afin de soutenir le Comite des Ministres, un groupe de 
travail commun, compose de representants des Parties con- 
tractantes, contröle la transposition et Interpretation du pre- 
sent Traite et etablit s’il y a Neu de le completer et de le faire evo- 
luer. Le groupe de travail commun est convoque ä la demande 
d’une Partie contractante. 

Article 44 

Accords d’execution 

Sur la base et dans le cadre du present Traite, les autorites 
competentes des Parties contractantes peuvent conclure des 
accords portant sur l’execution du present Traite au niveau des 
administrations. 

Article 45 

Champ d’application territorial 

Les dispositions du present Traite sont applicables sur le ter- 
ritoire des Parties contractantes. Pour le Royaume des Pays- 
Bas, le present Traite est applicable exclusivement ä la partie du 
territoire du royaume situee en Europe. Pour la Republique fran- 
gaise, le present Traite est applicable exclusivement ä la partie 
du territoire de la Republique situee en Europe. 

Article 46 
Frais 

Chaque Partie contractante assume les coüts qui decoulent 
pour ses autorites de l’application du present Traite. Dans des 
cas particuliers, les Parties contractantes concernees peuvent 
convenir d’un regiement derogatoire. 

Article 47 

Rapport avec d’autres 
accords bilateraux ou multilateraux 

(1) Les dispositions du present Traite ne sont applicables 
que dans la mesure oü eiles sont compatibles avec le droit de 
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sind. Werden durch die Europäische Union künftig Regelungen 
geschaffen, die den Anwendungsbereich dieses Vertrags 
betreffen, treten die entsprechenden Bestimmungen dieses 
Vertrags in ihrer Anwendung gegenüber dem Recht der Euro- 
päischen Union insoweit zurück. Die Vertragsparteien können 
die Bestimmungen dieses Vertrags im Hinblick auf die entspre- 
chenden neuen Regelungen des Rechts der Europäischen 
Union ändern oder ersetzen. 

(2) Dieser Vertrag berührt nicht die in bestehenden zwei- 
oder mehrseitigen Übereinkünften zwischen den Vertragspar- 
teien enthaltenen Rechte oder Verpflichtungen. Den Vertrags- 
parteien steht es frei, die bestehenden zwei- oder mehrseitigen 
Übereinkünfte zwischen den Vertragsparteien in ihren Bezie- 
hungen untereinander anzuwenden. Im Fall der ünvereinbarkeit 
mit Rechten oder Verpflichtungen aus solchen Übereinkünften 
gelten die Regelungen dieses Vertrags. 

Artikel 48 

Ratifikation, Annahme, Genehmigung 

Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation, der Annahme oder der 
Genehmigung. Die Ratifikations-, Annahme- oder Genehmi- 
gungsurkunden werden beim Verwahrer hinterlegt. Anlässlich 
der Hinterlegung der Ratifikations-, Annahme- oder Genehmi- 
gungsurkunden kann eine Erklärung zum räumlichen Geltungs- 
bereich abgegeben werden. 

Artikel 49 

Verwahrer 

(1) Verwahrer dieses Vertrags ist die Regierung der Bundes- 
republik Deutschiand. 

(2) Der Verwahrer notifiziert unverzüglich den anderen Ver- 
tragsparteien Ratifikationen, Annahmen, Genehmigungen, Bei- 
tritte, Vorbehalte und Kündigungen sowie alle sonstigen Erklä- 
rungen im Zusammenhang mit diesem Vertrag. 

(3) Die Registrierung des Vertrags beim Sekretariat der Ver- 
einten Nationen nach Artikel 102 der Charta der Vereinten 
Nationen wird vom Verwahrer übernommen. 

Artikel 50 
Inkrafttreten 

(1) Dieser Vertrag tritt 90 Tage nach Hinterlegung der zweiten 
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde zwi- 
schen den Vertragsparteien, die ratifiziert haben, in Kraft. Für 
die weiteren Vertragsparteien tritt der Vertrag 90 Tage nach Hin- 
terlegung ihrer Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungs- 
urkunden in Kraft. 

(2) Der Verwahrer notifiziert allen Vertragsparteien das 
Datum des Inkrafttretens. 

Artikel 51 
Beitritt 

(1) Dieser Vertrag steht allen Staaten, die Mitglied der Euro- 
päischen ünion sind, zum Beitritt offen. Mit dem Beitritt werden 
auch die bis dahin auf der Grundlage des Artikels 44 getroffe- 
nen Durchführungsvereinbarungen und die sonstigen Vereinba- 
rungen zu diesem Vertrag für die beitretenden Staaten verbind- 
lich. 

(2) Die Beitrittsurkunden werden beim Verwahrer hinterlegt. 
Bei einem Beitritt kann anlässlich der Hinterlegung der Beitritts- 
urkunde eine Erklärung zum räumlichen Geltungsbereich abge- 
geben werden. 

(3) Dieser Vertrag tritt für jeden beitretenden Staat 90 Tage 
nach Hinterlegung seiner Beitrittsurkunde in Kraft, frühestens 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Vertrags nach Artikel 50. 


I’ünion europeenne. Si l’ünion europeenne etablit ä l’avenir des 
reglementations touchant le domaine d’application du present 
Traite, le droit de l’ünion europeenne prevaudra sur les disposi- 
tions concernees du present Traite quant ä leur application. Les 
Parties contractantes peuvent modifier ou remplacer les dispo- 
sitions du present Traite en fonction des nouvelles dispositions 
prevues en la matiere dans le droit de l’ünion europeenne. 

(2) Le present Traite ne porte pas atteinte aux droits ou obli- 
gations contenues dans des accords bilateraux ou multilate- 
raux existants entre les Parties contractantes. Les Parties con- 
tractantes sont libres d’appliquer dans leurs relations mutuelles 
les accords bilateraux ou multilateraux existants entre les Par- 
ties contractantes. En cas de contradiction avec des droits ou 
Obligations decoulant de tels accords, les dispositions du pre- 
sent Traite prevalent. 

Article 48 

Ratification, acceptation, approbation 

Le present Traite est soumis ä ratification, acceptation ou 
approbation. Les Instruments de ratification, d’acceptation ou 
d’approbation sont deposes aupres du depositaire. Lors du 
depöt des Instruments de ratification, d’acceptation ou d’ap- 
probation, une declaration peut etre faite concernant le champ 
d’application geographique. 

Article 49 
Depositaire 

(1) Le Gouvernement de la Republique föderale d’Allemagne 
est le depositaire du present Traite. 

(2) Le depositaire notifie sans delai aux autres Parties con- 
tractantes les ratifications, acceptations, approbations, adhe- 
sions, reserves et denonciations ainsi que toute autre declara- 
tion en rapport avec le present Traite. 

(3) Le depositaire assure i’enregistrement du present Traite 
aupres du Secretariat de l’Organisation des Nations ünies en 
vertu de l’article 102 de la Charte des Nations ünies. 

Article 50 
Entree en vigueur 

(1) Le present Traite entre en vigueur entre les Parties con- 
tractantes qui l’ont ratifie 90 jours apres le depöt du deuxieme 
Instrument de ratification, d’acceptation ou d’approbation. Pour 
les autres Parties contractantes, le present Traite entre en 
vigueur 90 jours apres le depöt de leur Instrument de ratifica- 
tion, d’acceptation ou d’approbation. 

(2) Le depositaire notifie ä toutes les Parties contractantes la 
date d’entree en vigueur. 

Article 51 

Adhesion 

(1) Tout Etat membre de l’ünion europeenne peut adherer au 
present Traite. Au moment de l’adhesion, les accords d’execu- 
tion conclus jusque-lä sur la base de l’article 44 et les autres 
arrangements relatifs au present Traite deviendront egalement 
contraignants pour les Etats adherents. 

(2) Les Instruments d’adhesion sont deposes aupres du 
depositaire. En cas d’adhesion, une declaration relative au 
champ d’application territorial peut etre faite lors du depöt des 
Instruments d’adhesion. 

(3) Le present Traite entre en vigueur, pour chaque Etat 
adherent, 90 jours apres le depöt de l’instrument d’adhesion, au 
plus töt ä la date d’entree en vigueur du Traite conformement ä 
l’article 50. 
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Artikel 52 
Kündigung 

(1) Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

(2) Jede Vertragspartei kann diesen Vertrag durch eine auf 
diplomatischem Weg an den Verwahrer gerichtete Notifikation 
kündigen. Die Kündigung wird sechs Monate nach Eingang der 
Notifikation beim Verwahrer wirksam. 

Geschehen zu Prüm am 27. Mai 2005 in einer Urschrift in 
deutscher, spanischer, französischer und niederländischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 
Die Urschrift wird im Archiv des Verwahrers hinterlegt, der 
jedem Unterzeichnerstaat und beitretenden Staat eine beglau- 
bigte Abschrift der Vertragsurschrift übermittelt. 


Article 52 
Denonciation 

(1) Le present Traite est conclu pour une duree indeterminee. 

(2) Chaque Partie contractante peut denoncer le present 
Traite par une notification adressee au depositaire par la voie 
diplomatique. Cette denonciation produira ses effets six mois 
apres reception de la notification par le depositaire. 

Fait ä Prüm, le 27 mai 2005, en un seul exemplaire en lan- 
gues allemande, espagnole, frangaise et neerlandaise, les 
quatre textes faisant egalement foi. L'original sera depose aux 
archives du depositaire, qui en transmettra une copie certifiee 
conforme ä chaque Etat signataire et Etat adherent. 


Für das Königreich Belgien 
Pour le Royaume de Belgique 

Dewael 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
Pour la Republique föderale d’Allemagne 

B. Zypries 
Schily 
Läufer 

Für das Königreich Spanien 
Pour le Royaume d’Espagne 

Jose Antonio Alonso Suärez 

Für die Französische Republik 
Pour la Republique frangaise 

De Villepin 

Für das Großherzogtum Luxemburg 
Pour le Grand-Duche de Luxembourg 

Luc Frieden 

Für das Königreich der Niederlande 
Pour le Royaume des Pays-Bas 

J. P. Fl. Donner 

Für die Republik Österreich 
Pour la Republique d’Autriche 

Liese Prokop 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-TI - 


Drucksache 16/1108 


Anlage 1 
zum Vertrag 

über die Vertiefung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, 
insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus, der grenz- 
überschreitenden Kriminalität und der illegalen Migration 


Annexe 1 
Traite relatif ä 

l’approfondissement de la Cooperation transfrontaliere, 
notamment en vue de lütter contre le terrorisme, 
la criminalite transfrontaliere et la migration illegale 


Nach Artikel 1 7 Absatz 5 notwendige inhaltliche Angaben für die 

schriftliche Anmeldung 

1. Einsatzzeiten, die die vorgesehene Aufenthaltsdauer be- 
schreiben; 

2. Flugdaten (einschließlich Flugnummern und -zelten); 

3. Anzahl der Mitglieder des Teams der Flugsicherheitsbeglei- 
ter; 

4. Angabe des Namens und Vornamens sämtlicher Personen 
sowie Kennzeichnung des Namens des Leiters des Teams; 

5. Passnummern; 

6. Marke, Typ und Seriennummern der Waffen; 

7. Anzahl und Art der Munition; 

8. Ausrüstungsgegenstände, die vom Team mitgeführt werden 
und zur Erfüllung der Aufgaben dienen. 


Informations necessaires en vertu de l'article 17, paragraphe 5, 

pour la notification echte 

1 . Temps d'intervention decrivant la duree prevue de sejour, 

2. Donnees des vols (y compris leurs numeros et horaires), 

3. Nombre des membres de l'equipe de gardes armes ä bord 
des aeronefs, 

4. Noms et prenoms de toutes les personnes avec indication 
du nom du chef de l'equipe, 

5. Numeros des passeports, 

6. Marque, type et numero de Serie des armes, 

7. Quantite et type de munitions, 

8. Objets d’equipement empörtes par l'equipe et servant ä l'ac- 
complissement des missions. 
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Anlage 2 
zunn Vertrag 

über die Vertiefung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, 
insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus, der grenz- 
überschreitenden Kriminalität und der illegalen Migration 


Annexe 2 
Traite relatif ä 

l’approfondissement de la Cooperation transfrontaliere, 
notamment en vue de lütter contre le terrorisme, 
la criminalite transfrontaliere et la migration illegale 


Dienstwaffen, Munition und zugelassene Einsatzmittel im Sinne 

des Artikels 28 Absatz 2 Sätze 1 und 2 

1 . Für das Königreich Belgien: 

- zugelassene Schusswaffen und die zugelassene Munition 

- zugelassene Pfeffersprays und die zugelassenen Einsatz- 
mittel 

- zugelassenes Tränengas und die zugelassenen Einsatz- 
mittel 

2. Für die Bundesrepublik Deutschland: 

- zugelassene Schusswaffen und die zugelassene Munition 

3. Für das Königreich Spanien: 

- zugelassene Schusswaffen 

- zugelassene Selbstschutzwaffen entsprechend der 
Dienstvorschriften der am gemeinsamen Einsatz beteilig- 
ten Polizeieinheit, wie Schlagstock (oder Gummiknüppel), 
Sprays, Tränengas und andere zugelassene Einsatzmittel 

4. Für die Französische Republik: 

- die nach dem nationalen Recht zugelassenen Dienstwaf- 
fen und individuellen Zwangsmittel 

5. Für das Großherzogtum Luxemburg: 

- zugelassene Schusswaffen und die zugelassene Munition 

- zugelassene Pfeffersprays und die zugelassenen Einsatz- 
mittel 

- zugelassenes Tränengas und die zugelassenen Einsatz- 
mittel 

6. Für das Königreich der Niederlande: 

- zugelassene Schusswaffen und die zugelassene Munition 

- zugelassene Pfeffersprays und die zugelassenen Einsatz- 
mittel 

- zugelassenes Tränengas und die zugelassenen Einsatz- 
mittel 

7. Für die Republik Österreich: 

- zugelassene Schusswaffen und die zugelassene Munition 

- zugelassene Pfeffersprays und die zugelassenen Einsatz- 
mittel 


Armes de Service, munitions et moyens d’intervention autorises 
au sens de l’article 28, paragraphe 2, fere et 2®™ phrase 

1 . Pour le Royaume de Belgique: 

- armes ä feu autorisees et munitions autorisees 

- Sprays incapacitants et moyens d’intervention autorises 

- gaz lacrymogene et moyens d’intervention autorises 

2. Pour la Republique föderale d’Allemagne: 

- armes ä feu autorisees et munitions autorisees 

3. Pour le Royaume d’Espagne: 

- armes ä feu autorisees 

- armes de defense autorisees en vertu des dispositions 
reglementaires applicables aux agents participant ä l’in- 
tervention commune, comme par exemple le bäton de 
Police (ou la matraque), des sprays, des gaz lacrymoge- 
nes et d’autres moyens d’intervention autorises 

4. Pour la Republique frangaise: 

- armes de Service et moyens de contrainte en dotation 
individuelle autorises par la legislation nationale 

5. Pour le Grand-Duche de Luxembourg: 

- armes ä feu autorisees et munitions autorisees 

- sprays incapacitants et moyens d’intervention autorises 

- gaz lacrymogene et moyens d’intervention autorises 

6. Pour le Royaume des Pays-Bas: 

- armes ä feu autorisees et munitions autorisees 

- sprays incapacitants et moyens d’intervention autorises 

- gaz lacrymogene et moyens d’intervention autorises 

7. Pour la Republique d’Autriche: 

- armes ä feu autorisees et munitions autorisees 

- sprays incapacitants autorises et moyens d’intervention 
autorises 
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Gemeinsame Erklärung 
Declaration commune 


des Königreichs Belgien, der Bundesrepublik Deutschland, 
des Königreichs Spanien, der Französischen Republik, des 
Großherzogtums Luxemburg, des Königreichs der Niederlande 
und der Republik Österreich zum Vertrag vom 27. Mai 2005 über 
die Vertiefung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, ins- 
besondere zur Bekämpfung des Terrorismus, der grenzüber- 
schreitenden Kriminalität und der illegalen Migration 


I. Alle Vertragsparteien erklären gemeinsam 

1 . unter Bezugnahme auf Artikel 1 7 Absatz 1 des Vertrags, 
dass die Formulierung dieser Bestimmung nicht ihre 
Flaltung in Bezug auf die Zuständigkeiten des Staats 
des Flalters oder des Eintragungsstaats im Rahmen des 
Einsatzes von Flugsicherheitsbegleitern berührt; 

2. unter Bezugnahme auf Artikel 34 Absatz 2 Satz 2, 

a) dass die Voraussetzungen für die Übermittlung per- 
sonenbezogener Daten nach Kapitel 7 des Vertrags, 
soweit diese nicht den automatisierten Abruf oder 
Abgleich von Daten betreffen, im Wesentlichen 
bereits zum Zeitpunkt der Unterzeichnung vorlie- 
gen, 

b) dass sie hinsichtlich der noch fehlenden Vorausset- 
zungen nach Kapitel 7, insbesondere im Bereich 
des automatisierten Abrufs oder Abgleichs, diese 
schnellstmöglich schaffen werden. 


du Royaume de Belgique, de la Republique föderale d’Alle- 
magne, du Royaume d’Espagne, de la Republique frangaise, du 
Grand-Duche de Luxembourg, du Royaume des Pays-Bas et de 
la Republique d’Autriche dans le cadre du Traite du 27 mai 2005 
relatif ä l’approfondissement de la Cooperation transfrontal iere, 
notamment en vue de lütter contre le terrorisme, la criminalite 
transfrontal iere et la migration illegale 

I. Toutes les Parties contractantes declarent conjointement 

1 . en ce qui concerne l’article 1 7, paragraphe 1 , du Traite, 
que la formulation de cette disposition ne prejuge pas 
de leur position relative aux competences de l’Etat 
d’exploitation ou de l’Etat d’immatriculation dans le 
cadre du deploiement de gardes armes ä bord des 
aeronefs, 

2. en ce qui concerne l’article 34, paragraphe 2, 2®™ 
Phrase, 

a) que les conditions pour la transmission de donnees 
ä caractere personnel en vertu du chapitre 7 du Trai- 
te sont fondamentalement reunies ä la date de la 
Signatare, dans la mesure oü elles ne visent pas la 
consultation ou la comparaison automatisees de 
donnees, 

b) qu'en ce qui concerne les conditions prevues au 
chapitre 7 et qui font encore defaut, notamment 
dans le domaine de la consultation et de la compa- 
raison automatisees, elles seront creees au plus 
vite. 
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II. Das Königreich Belgien erklärt 

1 . dass jegliche Information, die vom Königreich Belgien 
aufgrund des Vertrags übermittelt wird, von der emp- 
fangenden Vertragspartei nur nach Zustimmung der 
zuständigen belgischen gerichtlichen Behörden als Be- 
weismittel genutzt werden kann, 

2. unter Bezugnahme auf Artikel 1 8, 

a) dass immer eine ausdrückliche Genehmigung des 
Vertreters der belgischen Luftfahrtbehörde vorlie- 
gen muss, bevor ein Flugsicherheitsbegleiter ein 
Luftfahrzeug nach Artikel 18 Absatz 2 Nummer 1 
mit Waffen oder Munition verlässt, 

b) dass beim Verlassen des Luftfahrzeugs diese Waf- 
fen und diese Munition einem Vertreter der belgi- 
schen Luftfahrtbehörde auszuhändigen sind, der 
diese in einem geschlossenen Behälter zu dem Ort 
der Aufbewahrung begleitet, 

c) dass außerhalb eines Luftfahrzeugs das Tragen von 
Waffen oder Munition durch Flugsicherheitsbeglei- 
ter untersagt ist; 

3. unter Bezugnahme auf Artikel 27 Absatz 3, dass die 
Anwendung dieser Bestimmung die Zuständigkeiten 
der belgischen Justizbehörden nicht beeinträchtigt. 

III. Das Königreich Spanien erklärt unter Bezugnahme auf Arti- 
kel 45 Satz 1 , dass es die Ansicht vertritt, dass auf den Ver- 
trag die „Regelung betreffend die Behörden Gibraltars im 
Rahmen der Instrumente der EU und EG sowie verbunde- 
ner Verträge“ vom 19. April 2000 nach Maßgabe der 
Bestimmungen ihrer Nummer 5 anwendbar ist. 

IV. Die Französische Republik erklärt unter Bezugnahme auf 
Artikel 9, dass der Zugang zu Fundstellendatensätzen der 
Nationalen Fingerabdruckdatei (FAED) nach Artikel 9 auf 
der Grundlage des derzeitigen innerstaatlichen Rechts 
gewährt wird, um den zuständigen Dienststellen die Fahn- 
dung nach und die Identifizierung von Tätern bei Verbre- 
chen und Vergehen oder den Vorbereitungshandlungen 
dazu sowie die Verfolgung von Straftaten zu erleichtern. 

V. Das Königreich der Niederlande erklärt unter Bezugnahme 
auf die Artikel 3 und 4, dass es davon ausgeht, dass das 
Vorgehen nach diesen Bestimmungen auf die gleiche Art 
und Weise abläuft in dem Sinne, dass die Vertragsparteien 
Zugang zu den Fundstellendatensätzen der niederländi- 
schen DNA-Analyse-Dateien nach Artikel 2 Absatz 2 des 
Vertrags bekommen mit dem Recht, diese automatisiert 
mittels eines Vergleichs ihrer DNA-Profile mit den DNA- 
Profilen der niederländischen DNA-Analyse-Dateien abzu- 
rufen, ungeachtet ob es sich dabei um den Vergleich eines 
Einzelfalls handelt oder nicht. 


VI. Die Republik Österreich erklärt unter Bezugnahme auf Arti- 
kel 40 Absatz 1 , dass der Rechtsschutz durch die österrei- 
chische Datenschutzkommission, die sowohl die Voraus- 
setzungen des Artikels 6 Absatz 1 der Europäischen Men- 
schenrechtskonvention als auch die Kriterien einer unab- 
hängigen Kontrollstelle im Sinne von Artikel 28 der Richtli- 
nie 95/46/EG erfüllt, den Erfordernissen dieses Artikels ge- 
nügt. 


VII. Die Bundesrepublik Deutschland und die Republik Öster- 
reich erklären unter Bezugnahme auf Artikel 46 Satz 2, 
dass im Verhältnis zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Republik Österreich Kosten, die im Rahmen 


II. Le Royaume de Belgique declare 

1. que toute Information transmise par la Belgique sur la 
base du Traite ne peut etre utilisee comme moyen de 
preuve par la Partie contractante qui la regoit qu’apres 
autorisation des autorites judiciaires beiges competen- 
tes, 

2. en ce qui concerne l’article 1 8 

a) qu’une autorisation expresse du representant de 
l’lnspection aeronautique beige est toujours requise 
pour la sortie de gardes armes de l’aeronef avec 
leurs armes ou munitions conformement ä 
l’article 18, paragraphe 2, Chiffre 1, 

b) que lors de leur sortie de l'aeronef, ces armes ou 
munitions doivent etre remises ä un representant de 
rinspection aeronautique beige, lequel les transpor- 
te vers le Neu de stockage dans un coffre ferme, 

c) qu'en dehors d’un aeronef, le port d’armes ou de 
munitions est interdit aux gardes armes, 

3. en ce qui concerne l’application de l’article 27, paragra- 
phe 3, que cette disposition ne porte pas atteinte aux 
competences des autorites judiciaires beiges. 

III. Le Royaume d’Espagne declare en ce qui concerne l’arti- 
cle 45, Phrase 1, qu’il estime que «l’Arrangement concer- 
nant les autorites de Gibraltar dans le contexte des Instru- 
ments de TUE et de la GE ainsi que les Traites y afferents« 
du 19 avril 2000 est applicable au Traite en vertu des dis- 
positions de l’article 5 dudit Arrangement. 

IV. La Republique frangaise declare en ce qui concerne l’arti- 
cle 9, que l'acces aux donnees indexees du fichier national 
automatise des empreintes digitales (FAED) prevu ä l’arti- 
cle 9 est autorise, selon la legislation nationale actuelle, en 
vue de faciliter la recherche et l'identification par les Ser- 
vices competents des auteurs de crimes et de delits ou de 
leur commencement d’execution, et de faciliter la poursui- 
te des infractions. 


V. Le Royaume des Pays-Bas declare en ce qui concerne les 
articles 3 et 4, que la procedure prevue dans ces articles se 
deroule de la meme maniere, ä savoir que les Parties con- 
tractantes ont acces aux donnees indexees des fichiers 
d’analyse ADN neerlandais vises ä l’article 2, paragraphe 
2, du Traite, avec le droit de comparer leurs profils ADN 
avec les profils ADN des fichiers d’analyse ADN neerlan- 
dais, qu’il s’agisse ou non d’un cas particulier. 


VI. La Republique d’Autriche declare en ce qui concerne l’ar- 
ticle 40, paragraphe 1 , que la protection juridique assuree 
par la Gommission autrichienne pour la protection des 
donnees, qui remplit aussi bien les conditions de l’article 6, 
paragraphe 1 , de la Gonvention europeenne de sauvegar- 
de des Droits de l’Flomme que les criteres d’une autorite 
de contröle independente conformement ä l’article 28 de la 
Directive 95/46/GE, satisfait aux exigences stipulees dans 
ledit article. 


VII. La Republique föderale d’Allemagne et la Republique 
d’Autriche declarent en ce qui concerne l’article 46, deu- 
xieme phrase, que dans les relations entre la Republique 
föderale d’Allemagne et la Röpublique d’Autriche, les frais 
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der Leistung von Rechtshilfe nach Artikel 7 anfallen, der 
ersuchten Vertragspartei erstattet werden. 


Prüm, den 27. Mai 2005 

Diese Gemeinsame Erklärung wird in einer Ausfertigung in 
deutscher, spanischer, französischer und niederländischer 
Sprache unterzeichnet und zusammen mit dem Vertrag im 
Archiv des Auswärtigen Amtes der Bundesrepublik Deutsch- 
land verwahrt, das jedem Unterzeichnerstaat und beitretenden 
Staat eine beglaubigte Abschrift dieser Gemeinsamen Erklä- 
rung übermittelt. 


exposes dans le cadre de l’entraide judiciaire en vertu de 
l’article 7 seront rembourses ä la Partie contractante requi- 
se. 

Fait ä Prüm le 27 mai 2005 

La presente Declaration commune est signee en un seul 
exemplaire en langues allemande, espagnole, frangaise et neer- 
landaise et conservee avec le Traite aux archives du ministere 
federal des Affaires etrangeres de la Republique föderale d’Alle- 
magne, lequel en transmettra une copie certifiee conforme ä 
chaque Etat signataire et Etat adherent. 


Für das Königreich Belgien 
Pour le Royaume de Belgique 

Dewael 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
Pour la Republique föderale d’Allemagne 

B. Zypries 
Schily 
Läufer 

Für das Königreich Spanien 
Pour le Royaume d’Espagne 

Josö Antonio Alonso Suärez 

Für die Französische Republik 
Pour la Röpublique frangaise 

De Villepin 

Für das Großherzogtum Luxemburg 
Pour le Grand-Duche de Luxembourg 

Luc Frieden 

Für das Königreich der Niederlande 
Pour le Royaume des Pays-Bas 

J. P. H. Donner 

Für die Republik Österreich 
Pour la Röpublique d’Autriche 

Liese Prokop 
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Denkschrift 
I. Allgemeines 

Der am 27. Mai 2005 Unterzeichnete Vertrag zwischen 
dem Königreich Beigien, der Bundesrepublik Deutsch- 
iand, dem Königreich Spanien, der Französischen Repu- 
blik, dem Großherzogtum Luxemburg, dem Königreich 
der Niederlande und der Republik Österreich über die 
Vertiefung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, 
insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus, der 
grenzüberschreitenden Kriminalität und der illegalen 
Migration ist das Ergebnis intensiver Verhandlungen der 
Justiz- und Innenminister der beteiligten Vertragsstaaten. 

Der vorliegende Vertrag berücksichtigt die bestehenden 
bi- und multilateralen Übereinkünfte und fügt sich eben- 
falls in den durch das nationale Recht und das Recht der 
Europäischen Union gesetzten Rahmen ein. 

Die strafrechtliche Zusammenarbeit zwischen Deutsch- 
land, Belgien, Frankreich, Spanien, Luxemburg, den Nie- 
derlanden und Österreich findet in dem durch das Euro- 
päische Übereinkommen vom 20. April 1959 über die 
Rechtshilfe in Strafsachen (BGBl. 1964 II S. 1369, 1386; 
1976 II S. 1799), das Zusatzprotokoll vom 17. März 1978 
zum Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen 
(BGBl. 1990 II S. 124; 1991 II S. 909), das Übereinkom- 
men vom 19. Juni 1990 zur Durchführung des Überein- 
kommens von Schengen vom 14. Juni 1985 betreffend 
den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemein- 
samen Grenzen (SDÜ) (BGBl. 1993 II S. 1010), durch bi- 
und multilaterale Verträge zwischen den Vertragsparteien 
sowie dem durch Rechtsakte der EU gesetzten Rahmen 
statt. Das gleichfalls zu berücksichtigende Übereinkom- 
men vom 29. Mai 2000 über die Rechtshilfe in Strafsachen 
zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
(BGBl. 2005 II S. 650) und das Protokoll vom 16. Oktober 
2001 zu diesem Übereinkommen (BGBl. 2005 II S. 661) 
sind am 2. Februar 2006 für die Bundesrepublik Deutsch- 
land in Kraft getreten. 

Neben den Übereinkünften auf europäischer Ebene hat 
Deutschland mit einer Reihe von Nachbarstaaten bilate- 
rale Abkommen über die grenzüberschreitende Zusam- 
menarbeit in strafrechtlichen Angelegenheiten und zur 
Gefahrenabwehr geschlossen, die fortlaufend weiterent- 
wickelt werden. Zweck der Verträge ist die ständige Ver- 
besserung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
und eine Anpassung an aktuelle Sicherheitserfordernisse. 

Der besondere Charakter des vorliegenden multilateralen 
Vertrags besteht vor allem in dem erheblich verbesserten 
Informationsaustausch der Vertragsparteien untereinander. 
Der Vertrag wird es ermöglichen, dass sich die beteiligten 
Staaten untereinander Zugriff auf bestimmte nationale 
Datenbanken gewähren: Fahrzeugregisterdaten können 
die Vertragsparteien im Wege eines Online-Lesezugriffs 
abrufen. Auf die DNA-Analyse-Dateien bzw. auf die 
Dateien daktyloskopischer Daten wird der Zugriff im 
Wege eines so genannten Flit-/No-Hit-Systems (Treffer-/ 
Kein-Treffer-System) eröffnet, bei dem im Falle eines 
Treffers eine Kennung für weitere Anfragen übermittelt 
wird. 

Bei der Verwertung einer nach diesem Vertrag durch das 
Königreich Belgien übermittelten Information als Beweis- 
mittel ist dessen Erklärung anlässlich der Unterzeichnung 


des Vertrags zu berücksichtigen (Ziffer II Nr. 1 der 
Gemeinsamen Erklärung). Danach darf „jegliche Infor- 
mation, die vom Königreich Belgien aufgrund des Ver- 
trags übermittelt wird, von der empfangenden Vertrags- 
partei nur nach Zustimmung der zuständigen belgischen 
gerichtlichen Behörden als Beweismittel genutzt werden“. 

II. Besonderes 

Der Vertrag besteht aus 52 Artikeln und ist in acht Kapitel 
untergliedert. Er wird ergänzt durch zwei Anlagen und 
eine Gemeinsame Erklärung der Vertragsparteien. 

Kapitel 1 regelt die Vertragsgrundsätze. Kapitel 2 enthält 
Bestimmungen zum Informationsaustausch, insbeson- 
dere zum Austausch von DNA-, daktyloskopischen und 
sonstigen Daten, Kapitel 3 über Maßnahmen zur Verhin- 
derung terroristischer Straftaten und Kapitel 4 über Maß- 
nahmen zur Bekämpfung der illegalen Migration. In Ka- 
pitel 5 befinden sich Bestimmungen zu weiteren Formen 
insbesondere der grenzüberschreitenden polizeilichen 
Zusammenarbeit, in Kapitel 6 allgemeine Regelungen für 
die Zusammenarbeit und in Bezug auf die nach diesem 
Vertrag entsandten Beamten und in Kapitel 7 übergrei- 
fende Bestimmungen zum Datenschutz. Kapitel 8 enthält 
die Schluss- und Durchführungsbestimmungen. 

Zu den Bestimmungen des Vertrags im Einzelnen: 


Kapitel 1 - Allgemeiner Teil 

Zu Artikel 1 - Grundsätze 

Absatz 1 bestimmt als Vertragszweck, die grenzüber- 
schreitende Zusammenarbeit, insbesondere den Infor- 
mationsaustausch, zu vertiefen. 

Absatz 2 stellt klar, dass die Zusammenarbeit nach 
diesem Vertrag das Recht der Europäischen Union un- 
berührt lässt und jedem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union zum Beitritt offen steht. 

Absatz 3 erklärt die Entwicklung von Initiativen zur 
Förderung der europäischen Zusammenarbeit in den im 
Vertrag bezeichneten Bereichen, das heißt insbesondere 
der Bekämpfung des Terrorismus, der grenzüberschrei- 
tenden Kriminalität und der illegalen Migration, zum Ziel 
der Zusammenarbeit nach dem Vertrag. 

Entsprechend sollen nach Absatz 4 spätestens drei 
Jahre nach Inkrafttreten dieses Vertrags die Erfahrungen 
aus dem Vertrag bewertet werden und auf dieser Grund- 
lage in Abstimmung mit der Europäischen Kommission 
eine Überführung seiner Regelungen in den Rechts- 
rahmen der Europäischen Union angestrebt werden. 

Gemäß Absatz 5 berichten die Vertragsparteien 
regelmäßig gemeinsam dem Rat der Europäischen Union 
und der Europäischen Kommission über den Fortgang 
der Zusammenarbeit. Dieses Verfahren ermöglicht ein 
koordiniertes Vorgehen mit den zuständigen Institutionen 
der Europäischen Union und dient einer erleichterten 
Übernahme des Vertrags in den Besitzstand der Euro- 
päischen Union zu einem späteren Zeitpunkt. 
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Kapitel 2 - 
DNA-Profile, 
daktyloskopische Daten 
und sonstige Daten 

Kapitel 2 enthält in den Artikeln 2 bis 6 und 8 bis 12 
die zentralen Regelungen des Vertrags, die dem Ziel der 
Verbesserung des Informationsaustausches dienen. 
Nach diesen Vorschriften gewähren sich die Vertragspar- 
teien einander jeweils über eine nationale Kontaktstelle 
im Vertrag näher bestimmte Zugriffsrechte auf ihre DNA- 
Analyse-Dateien, ihre automatisierten daktyloskopischen 
Identifizierungssysteme (AFIS) sowie die Fahrzeugregis- 
ter. Die Art des Zugriffsrechts und seine Voraussetzungen 
sind für die einzelnen Datenkategorien (DNA, daktylosko- 
pische Daten, Fahrzeugregisterdaten) unterschiedlich 
gestaltet. 

Im Falle der DNA-Analyse-Dateien erlaubt der Vertrag 
den Vertragsparteien den Zugriff nur zum Zweck der Ver- 
folgung von Straftaten (Artikel 3 und 4). Für dakty- 
loskopische Daten ist der Zugriff darüber hinaus auch 
zum Zweck der Verhinderung von Straftaten zulässig 
(Artikel 9). Fahrzeugregisterdaten dürfen ebenfalls 
zum Zweck der Verhinderung und Verfolgung von Straf- 
taten abgerufen werden, daneben jedoch zusätzlich zur 
Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten und zur Abwehr 
von Gefahren für die öffentliche Sicherheit (Arti- 
kel 12). 

Dieses Stufenverhältnis findet sich auch in der Art des 
Zugriffsrechts wieder: 

Für Daten aus Fahrzeugregistern wird den anderen Ver- 
tragsparteien ein lesender Vollzugang auf die im Register 
enthaltenen Eigentümer- bzw. Halter- und Fahrzeug- 
daten eingeräumt. Hier können im Einzelfall von den 
anderen Vertragsparteien Informationen direkt abgefragt 
werden. 

Daten aus der DNA-Analyse-Datei und dem AFIS können 
hingegen nur im Wege eines Hit-/No-Hit-Systems ab- 
gerufen werden. Dabei erhält die abfragende Vertrags- 
partei im Falle eines Treffers lediglich die Information, 
dass ein Treffer vorliegt, sowie eine Kennung zu dem 
abgefragten DNA-Identifizierungsmuster bzw. dem 
abgefragten daktyloskopischen Datum. Im Falle eines 
Treffers ist es der abfragenden Vertragspartei mit Hilfe 
der übermittelten Kennung möglich, bei der Datei führen- 
den Vertragspartei gezielt um die dazugehörigen perso- 
nenbezogenen Daten und gegebenenfalls um weitere 
Informationen zu bitten. Auf ein solches Ersuchen sind 
die bereits bisher geltenden Regelungen, insbesondere 
der Rechtshilfe, anzuwenden; die Bestimmungen dieses 
Vertrags gelten also nicht mehr für das sich anschließen- 
de (Rechtshilfe-)Verfahren. Das Hit-/No-Hit-System sowie 
das sich anschließende herkömmliche (Rechtshilfe-)Ver- 
fahren tragen der besonderen Sensibilität von DNA- und 
daktyloskopischen Daten Rechnung und gewährleisten 
den Schutz der Rechte des Bürgers. Gleichwohl ist auch 
mit diesem eingeschränkten Zugriffsrecht eine erheb- 
liche Beschleunigung des bisherigen Verfahrens verbun- 
den, indem den Vertragsparteien ermöglicht wird festzu- 
stellen, ob ein anderer Vertragsstaat überhaupt und wel- 
cher andere Vertragsstaat über benötigte Informationen 
verfügt. 

Der Vertrag lässt die Abfrage der Daten aller drei Daten- 
kategorien lediglich für den Einzelfall zu, d. h. die anfra- 


gende Stelle darf der Datei führenden Stelle jeweils nur 
einen Datensatz übermitteln. Eine Ausnahme vom Einzel- 
fallerfordernis bildet der gegenseitige Massenabgleich 
offener Spuren der Vertragsparteien im Bereich der DNA- 
Daten (Artikel 4). 

Im Übrigen enthält Kapitel 2 eine Regelung zur Leistung 
von Rechtshilfe durch Gewinnung molekulargenetischen 
Materials und Übermittlung von DNA-Identifizierungs- 
mustern (Artikel 7) sowie Bestimmungen zur Übermitt- 
lung personenbezogener und nicht personenbezogener 
Informationen im Zusammenhang mit Großveranstal- 
tungen, die grenzüberschreitenden Bezug haben, wie 
Tagungen des Europäischen Rates oder Sportveran- 
staltungen (Artikel 13 bis 15). 

Zu den Vorschriften des Kapitels 2 im Einzelnen: 

Zu Artikel 2 - Einrichtung von nationalen DNA-Analyse- 
Dateien 

Absatz 1 Satz 1 enthält die Verpflichtung der Ver- 
tragsparteien, zum Zwecke der Verfolgung von Straftaten 
nationale DNA-Analyse-Dateien zu errichten und zu füh- 
ren. Alle Vorschriften des Vertrags gelten nur für zum 
Zwecke der Strafverfolgung geführte DNA-Analyse- 
Dateien; zum Zwecke der Verhinderung von Straftaten 
oder für sonstige Verwaltungszwecke geführte DNA- 
Analyse-Dateien fallen nicht in den Anwendungsbereich 
des Vertrags. In Deutschland besteht seit 1998 die so 
genannte DNA-Analyse-Datei für Strafverfolgungszwe- 
cke, die vom Bundeskriminalamt geführt wird. Auch in 
Belgien, Spanien, Frankreich, den Niederlanden und 
Österreich bestehen solche Analyse-Dateien. Luxemburg 
ist dabei, eine nationale Datei aufzubauen. 

Satz 2 stellt klar, dass sich die Verarbeitung der in den 
nationalen DNA-Analyse-Dateien gespeicherten Daten 
nach innerstaatlichem Recht richtet, soweit der Vertrag 
z. B. in den Artikeln 3 bis 5 keine besonderen Regelungen 
enthält. Durch diese Bestimmung wird insbesondere 
gewährieistet, dass der Vertrag nicht zu einer Änderung 
der nationalen Vorschriften führt, die die Frage betreffen, 
in welchen Fällen ein Datum in die nationale DNA-Ana- 
lyse-Datei aufgenommen wird. 

Durch die in Absatz 2 geregelten Fundstellendaten- 
sätze wird in Verbindung mit Artikel 3 gewährleistet, dass 
den anderen Vertragsparteien kein voller, sondern ledig- 
lich ein eingeschränkter Zugriff auf die DNA-Analyse- 
Dateien eingeräumt wird. Satz 1 enthält dabei zu- 
nächst die Verpflichtung der Vertragsparteien, für die 
Zwecke der Durchführung des Vertrags sicherzustellen, 
dass zum gesamten Bestand ihrer DNA-Analyse-Dateien 
Fundstellendatensätze vorhanden sind. Dabei stellt die 
Formulierung „für die Zwecke der Durchführung des Ver- 
trags“ klar, dass Fundstellendatensätze nur eingerichtet 
werden müssen, um den anderen Vertragsparteien den 
Hit-/No-Hit-Zugriff zu ermöglichen, dass die Vertragspar- 
teien jedoch nicht verpflichtet sind, ihre Datenbanken 
auch für ihre innerstaatliche Nutzung umzustrukturieren. 
Die Sätze 2 und 3 legen den zulässigen Inhalt der 
Fundstellendatensätze fest, die lediglich das DNA-Iden- 
tifizierungsmuster sowie eine Kennung enthalten dürfen. 
Satz 3 stellt klar, dass die Fundstellendatensätze keine 
den Betroffenen unmittelbar identifizierenden Daten ent- 
halten dürfen, wie z. B. Namen und Angaben zum 
Geburtstag und Geburtsort oder auch Angaben zur Tat. 
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Bei Spurendatensätzen muss nach Satz 4 zusätziich 
erkennbar sein, dass es sich um eine so genannte offene 
Spur handelt. Zu der in Deutschiand beim Bundeskri- 
minalamt geführten DNA-Analyse-Datei werden von den 
personenbezogenen Daten und sonstigen Informationen 
getrennte Fundsteiiendatensätze angeiegt. 

Im Vertragstext werden die DNA-identifizierungsmuster, 
die ausschließlieh anhand des nicht codierenden Teiis 
der DNA bestimmt werden, entsprechend der in Öster- 
reich und den anderen Vertragsstaaten übiichen Ter- 
minoiogie als „DNA-Profile“ bezeichnet. Zur Kiarsteliung 
wurde für die Bundesrepubiik Deutschland in einer Fuß- 
note festgehaiten, dass der Begriff DNA-Profiie im Sinne 
dieses Vertrags dem im deutsehen Reeht übiichen 
Begriff des DNA-identifizierungsmusters entspricht. 

Absatz 3 ermögiicht den Vertragsparteien, bei Hinter- 
iegung der Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- 
oder Beitrittsurkunde für den automatisierten Abruf im 
Bereieh der DNA-Analyse-Dateien naeh Artikei 3 Abs. 1 
weitere Bedingungen zu benennen. 

Zu Artikel 3 - Automatisierter Abruf von DNA-Profiien 

Artikei 3 regeit die Voraussetzungen und das Verfah- 
ren beim automatisierten Abruf von DNA-Identi- 
fizierungsmustern. Eine Definition des Begriffs „auto- 
matisierter Abruf“ findet sich in Artikei 33 Abs. 1 Nr. 2. Die 
Abrufe sind nach Maßgabe des Artikeis 39 Abs. 2 zu pro- 
tokoliieren. 

Absatz 1 Satz 1 erlaubt der jeweiligen nationalen 
Kontaktstelle der Vertragsparteien, auf die DNA-Analyse- 
Dateien der anderen Vertragsparteien zuzugreifen, sofern 
dies zur Verfolgung einer Straftat erforderlich ist. Dieses 
Zugriffsrecht ist auf die Fundstellendatensätze nach Arti- 
kel 2 Abs. 2 beschränkt. Hierdurch ist gewährleistet, dass 
die anderen Vertragsparteien im Falle eines Treffers keine 
Daten erhalten, die den Betroffenen unmittelbar identifi- 
zieren könnten. Nach Satz 2 muss es sich bei der 
Anfrage um einen Einzelfall handeln (im Gegensatz zu 
dem Massenabgleich nach Artikel 4) und die Anfrage 
nach dem nationalen Recht der anfragenden Vertrags- 
partei zulässig sein; ein Abruf müsste also in einem ver- 
gleichbaren innerdeutschen Fall zulässig sein. Dies rich- 
tet sich gemäß § 81g Abs. 5 der Strafprozessordnung 
(StPO) nach den einschlägigen Bestimmungen des Bun- 
deskriminalamtgesetzes (BKAG). 

Bei dem in Absatz 1 Satz 1 beschriebenen automatisier- 
ten Abrufverfahren wird automatisiert ein Vergleich zwi- 
schen einem DNA-Identifizierungsmuster, das bei der 
einen Vertragspartei vorliegt, mit den in den Datenban- 
ken der anderen Vertragsparteien gespeicherten DNA- 
Identifizierungsmustern vorgenommen. Dabei wird das 
DNA-identifizierungsmuster von der abrufenden Ver- 
tragspartei über eine siehere Verbindung an die DNA- 
Analyse-Datei(en) der empfangenden Partei(en) übermit- 
telt und dort automatisiert (d. h. durch ein programmge- 
steuertes Verfahren ohne manuelle Zwischenschritte) mit 
den vorhandenen Fundstellendatensätzen vergliehen. Im 
Anschluss an den Vergleich erhält die anfragende Ver- 
tragspartei ebenfalls automatisiert die Information, ob in 
der DNA-Analyse-Datei der empfangenden Vertragspar- 
tei ein Fundstellendatensatz vorhanden ist, der dem 
übermittelten DNA-identifizierungsmuster der anfragen- 
den Vertragspartei entspricht, oder nicht. 


Welche Information die anfragende Vertragspartei nach 
der Durchführung des automatisierten Abgleichs erhält, 
ist in Absatz 2 geregelt. Satz 1 betrifft dabei den 
Fall, dass der Abgleich einen Treffer ergeben hat; hier 
wird lediglich mitgeteilt, dass ein Treffer vorliegt, sowie 
die Kennung des Datensatzes, mit dem eine Überein- 
stimmung festgestellt worden ist. Satz 2 gilt für den 
Fall, dass keine Übereinstimmung festgestellt werden 
kann. 

Zu Artikel 4 -Automatisierter Abgieich von DNA- 
Profiien 

Zur Ergänzung der nach Artikel 3 zulässigen Einzelfallan- 
frage gestattet Artikel 4 den Vertragsparteien, über 
ihre nationalen Kontaktstellen in einem Vorgang den 
gesamten Bestand ihrer offenen DNA-Spuren (Artikel 2 
Abs. 2 Satz 4) mit den Fundstellendatensätzen der DNA- 
Analyse-Dateien der anderen Vertragsparteien abzuglei- 
chen. Auch hier ist nach Absatz 1 der Abgleich nur 
zur Verfolgung von Straftaten zulässig und nur dann, 
wenn die Übermittlung nach dem nationalen Recht der 
ersuchenden Vertragspartei vorgesehen ist. 

Der automatisierte Abgleich folgt grundsätzlich dem- 
selben Muster wie der oben erläuterte automatisierte 
Abruf und ist ebenfalls nach Maßgabe des Artikels 39 
Abs. 2 zu protokollieren. Im Falle eines oder mehrerer 
Treffer erhält der ersuchende Staat jedoch nicht nur die 
Information, dass ein Treffer vorliegt, sowie die Kennung 
des/der entsprechenden Fundstellendatensätze. Viel- 
mehr werden nach Absatz 2 die Fundstellendaten- 
sätze übermittelt, bei denen sich eine Übereinstimmung 
ergeben hat, da für die ersuchende Vertragspartei 
andernfalls nicht feststellbar wäre, auf welche abge- 
fragten DNA-identifizierungsmuster sich die Treffer be- 
ziehen. 

Die Niederlande haben bei der Unterzeichnung des Ver- 
trags folgende Erklärung zu den Artikeln 3 und 4 abgege- 
ben: 

„1/ Das Königreich der Niederlande erklärt unter Bezug- 
nahme auf Artikel 3 und 4, dass es davon ausgeht, 
dass das Vorgehen nach diesen Bestimmungen auf 
die gleiche Art und Weise abläuft in dem Sinne, dass 
die Vertragsparteien Zugang zu den Fundstellenda- 
tensätzen der niederländischen DNA-Analysedateien 
nach Artikel 2 Absatz 2 des Vertrags bekommen mit 
dem Recht, diese automatisiert mittels eines Ver- 
gleichs ihrer DNA-Profile mit den DNA-Profllen der 
niederländischen DNA-Analysedateien abzurufen, 
ungeachtet ob es sich dabei um den Vergleich eines 
Einzelfalls handelt oder nicht. “ 

Durch diese Erklärung soll gewährleistet werden, dass 
sowohl der automatisierte Abruf (Artikel 3) als auch der 
automatisierte Abgleich (Artikel 4) von DNA-Identi- 
fizierungsmustern naoh demselben technischen Verfah- 
ren verlaufen. Aus deutscher Sicht ist der Vertrag hin- 
sichtlich der technischen Verfahren hinreichend genau, 
so dass eine solehe Erklärung für nicht erforderlich ge- 
halten worden ist. 

Zu Artikel 5 - Übermittlung weiterer personenbezoge- 
ner Daten und sonstiger Informationen 

Artikel 5 stellt klar, dass sich die Übermittlung weite- 
rer Informationen wie etwa der Name der gesuchten Per- 
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son im Falle eines Treffers wie bisher auch nach dem 
innerstaatlichen Recht der ersuchten Vertragspartei rich- 
tet. Dafür gelten insbesondere die Rechtshilfebestim- 
mungen. Die Regelungen dieses Vertrags gelten also 
nicht mehr für das sich anschließende Rechtshilfeverfah- 
ren. 


Zu Artikel 6 - Nationale Kontaktstelle und Durchfüh- 
rungsvereinbarung 

Absatz 1 verpflichtet die Vertragsparteien, zur Durch- 
führung der Datenübermittlung eine nationale Kontakt- 
stelle zu benennen. Die Benennung der Kontaktstelle hat 
zugleich mit der Übersendung der Ratifikationsurkunde 
zu erfolgen (Artikel 42 Abs. 1). Deutschland wird als 
nationale Kontaktstelle das Bundeskriminalamt benen- 
nen. Die automatisierten Abrufe und Abgleiche erfolgen 
ausschließlich über die nationalen Kontaktstellen. Hin- 
sichtlich der Befugnisse der nationalen Kontaktstelle ver- 
weist der Vertrag auf das für sie geltende Recht. 

Absatz 2 verweist zu Einzelheiten der technischen 
Ausgestaltung des Verfahrens auf eine Durchführungs- 
vereinbarung. In der Durchführungsvereinbarung werden 
insbesondere die Fragen der einheitlichen Datenformate, 
der Systeminfrastruktur und der Kommunikationsinfra- 
struktur zu regeln sein. 

Zu Artikel 7 - Gewinnung molekulargenetischen Mate- 
rials und Übermittlung von DNA-Profilen 

Nach Artikel 7 unterstützen sich die Vertragsparteien 
im Rahmen der Rechtshilfe bei der Gewinnung und 
Untersuchung molekulargenetischen Materials, sofern 
dem ersuchten Staat von einer sich in seinem Gebiet auf- 
haltenden Person kein DNA-Identifizierungsmuster vor- 
liegt. In Deutschland fällt diese Form der Zusammenar- 
beit in die Zuständigkeit der Justizbehörden. Die Vor- 
schrift entspricht inhaltlich den Regelungen des Arti- 
kels 10 Abs. 3 Satz 1 des Vertrags vom 10. November 
und 19. Dezember 2003 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich über die grenz- 
überschreitende Zusammenarbeit zur polizeilichen 
Gefahrenabwehr und in strafrechtlichen Angelegenheiten 
(BGBl. 2005 II S. 858) sowie des Artikels 1 0 Abs. 2 Satz 1 
des Vertrags vom 2. März 2005 zwischen der Bundesre- 
publik Deutschland und dem Königreich der Niederlande 
über die grenzüberschreitende polizeiliche Zusammenar- 
beit und die Zusammenarbeit in strafrechtlichen Angele- 
genheiten (BT-Drucksache 16/57). 

Nach Nummer 1 muss der ersuchende Staat an- 
geben, zu welchem Zweck er die Maßnahme durchfüh- 
ren lassen möchte. Nummer 2 enthält die Regelun- 
gen zu der vom ersuchenden Staat vorzulegenden 
Untersuchungsanordnung oder der sie ersetzenden 
Erklärung. Außerdem müssen gemäß Nummer 3 die 
Voraussetzungen für die Gewinnung und Untersuchung 
molekulargenetischen Materials sowie die Übermittlung 
des gewonnenen DNA-Identifizierungsmusters (auch) 
nach dem Recht der ersuchten Partei vorliegen. Dass der 
ersuchende Staat ein Rechtshilfeersuchen nur dann stel- 
len kann, wenn nach seinem Recht die Voraussetzungen 
für die Gewinnung und Untersuchung des Materials vor- 
liegen, ergibt sich schon aus den allgemeinen Regeln des 
Rechtshilferechts. 


Die Kosten für die Gewinnung und Untersuchung des 
molekulargenetischen Materials und der Übermittlung 
des dabei gewonnenen DNA-Identifizierungsmusters 
werden gemäß Artikel 46 von der ersuchten Vertragspar- 
tei getragen. Dies entspricht dem in der internationalen 
Rechtshilfe gültigen Prinzip. Lediglich bei der Zusam- 
menarbeit zwischen Deutschland und Österreich gilt auf- 
grund der von beiden Staaten bei der Unterzeichnung 
des Vertrags unter Bezugnahme auf Artikel 46 Satz 2 
abgegebenen Gemeinsamen Erklärung eine andere 
Regelung, so dass bei der Zusammenarbeit dieser bei- 
den Staaten im Rahmen des Artikels 7 ausnahmsweise 
die ersuchende Vertragspartei die Kosten für die Gewin- 
nung und Untersuchung des molekulargenetischen 
Materials und für die Übermittlung des dabei gewonne- 
nen DNA-Identifizierungsmusters trägt. 


Zu Artikel 8 - Daktyloskopische Daten 

Parallel zu der Regelung in Artikel 2 Abs. 2 für den 
Bereich der DNA-Daten enthält Art i kel 8 Bestimmun- 
gen zu den Fundstellendatensätzen im Bereich der dak- 
tyloskopischen Daten, die - in Verbindung mit Artikel 9 - 
gewährleisten, dass den anderen Vertragsparteien ledig- 
lich ein eingeschränktes Zugriffsrecht auf Fingerabdruck- 
dateien eingeräumt wird. Der Begriff „daktyloskopische 
Daten“ umfasst Fingerabdrücke sowie nach dem Ver- 
ständnis der Vertragsparteien Abdrücke von Hand- oder 
Fußflächen, also derjenigen Körperteile, die Papillarlinien 
aufweisen. Diese Papillarlinien sind bei jedem Menschen 
verschieden und ermöglichen die eindeutige Identi- 
fizierung eines Menschen. Satz 1 enthält dabei zu- 
nächst die Verpflichtung der Vertragsparteien sicherzu- 
stellen, dass zum gesamten Bestand ihrer automatisier- 
ten daktyloskopischen Identifizierungssysteme Fund- 
stellendatensätze vorhanden sind, soweit diese Identi- 
fizierungssysteme zum Zweck der Verhinderung und Ver- 
folgung von Straftaten errichtet sind. Ausgeschlossen 
sind damit etwaige Identifizierungssysteme, die aus- 
schließlich anderen Zwecken dienen. Die Sätze 2 
und 3 legen den zulässigen Inhalt der Fundstellenda- 
tensätze fest, die lediglich die zu einer Person gehören- 
den daktyloskopischen Daten sowie eine Kennung ent- 
halten dürfen. Bei Spurendatensätzen muss nach 
Satz 4 zusätzlich erkennbar sein, dass es sich um eine 
so genannte offene Spur handelt. In Deutschland wird 
beim Bundeskriminalamt für daktyloskopische Daten die 
Datei „Automatisiertes Fingerabdruck-Identifizierungs- 
System (AFIS)“ geführt. 


Zu Artikel 9 -Automatisierter Abruf von daktylosko- 
pischen Daten 

Absatz 1 regelt das Verfahren beim automatisierten 
Abruf daktyloskopischer Daten. Die Voraussetzungen für 
die Zulässigkeit des Abrufs sowie das technische Verfah- 
ren selbst entsprechen den Regelungen zum automa- 
tisierten Abruf von DNA-Daten. Insoweit wird auf die 
Ausführungen zu Artikel 3 Abs. 1 verwiesen. Abweichend 
von den DNA-Daten ist nach Satz 1 der Zugriff jedoch 
sowohl zur Verfolgung als auch zur Verhinderung von 
Straftaten zulässig. Satz 2 erlaubt Anfragen nach dak- 
tyloskopischen Daten nur im Einzelfall und nur nach 
Maßgabe des nationalen Rechts der abrufenden Ver- 
tragspartei; ein Abruf müsste also in einem vergleich- 
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baren innerdeutschen Faii zuiässig sein. Dies richtet sich 
nach den einschiägigen Bestimmungen des Strafverfah- 
rens- und des Polizeirechts. 

Absatz 2 bestimmt, dass die endgüitige Zuordnung 
eines daktyioskopischen Datums zu einem Fundstelien- 
datensatz der Datei führenden Vertragspartei durch die 
abrufende nationaie Kontaktstelie anhand der automa- 
tisiert übermittelten Fundstellendatensätze, die für die 
eindeutige Zuordnung erforderlioh sind, erfolgt. Anders 
als bei DNA-Identifizierungsmustern ist es aufgrund des 
unterschiedlichen technischen Verfahrens nicht immer 
möglich, bereits beim ersten automatisierten Vergleich 
eine eindeutige Zuordnung des übermittelten dakty- 
loskopisehen Datums zu dem entsprechenden Fundstel- 
lendatensatz bei der empfangenden Vertragspartei vor- 
zunehmen. Zur endgültigen Zuordnung kann es daher 
notwendig sein, mehrere annähernd übereinstimmende 
Fundstellendatensätze von der Datei führenden Partei an 
die abrufende Partei automatisiert zu übermitteln. Bei der 
abrufenden Vertragspartei erfolgt dann durch einen Dak- 
tyloskopen die eindeutige Zuordnung des daktylosko- 
pischen Datums zu einem der übermittelten Fundstellen- 
datensätze (Verifizierung). 

Frankreich hat bei der Unterzeichnung des Vertrags 
folgende Erklärung zu Artikel 9 abgegeben: 

„IV. Die Französische Republik erklärt unter Bezugnahme 
auf Artikel 9, dass der Zugang zu Fundstellendaten- 
sätzen der Nationalen Fingerabdruckdateien (FAED) 
nach Artikel 9 auf der Grundlage des derzeitigen 
innerstaatlichen Rechts gewährt wird, um den 
zuständigen Dienststellen die Fahndung nach und 
die Identifizierung von Tätern bei Verbrechen und 
Vergehen oder den Vorbereitungshandlungen dazu 
sowie die Verfolgung von Straftaten zu erleichtern. “ 

Zu Artikel 10 - Übermittlung weiterer personenbezoge- 
ner Daten und sonstiger Informationen 

Artikel 10 stellt - wie Artikel 5 im Bereich der DNA- 
Daten - klar, dass die Übermittlung weiterer Informatio- 
nen wie etwa der Name der gesuchten Person im Falle 
eines Treffers wie bisher aueh nach dem innerstaatlichen 
Recht der ersuchten Vertragspartei erfolgt. Im Bereich 
der Strafverfolgung zählen hierzu insbesondere die 
Rechtshilfebestimmungen. Die Regelungen dieses Ver- 
trags gelten also nicht mehr für das sich anschließende 
Rechtshilfeverfahren. 

Zu Artikel 11 - Nationale Kontaktstelle und Durchfüh- 
rungsvereinbarung 

Absatz 1 verpflichtet die Vertragsparteien, eine na- 
tionale Kontaktstelle zu benennen. Die Benennung hat 
zugleich mit der Übersendung der Ratifikationsurkunde 
zu erfolgen (Artikel 42 Abs. 1). Deutschland wird das 
Bundeskriminalamt als nationale Kontaktstelle benen- 
nen. Die automatisierten Abrufe erfolgen ausschließlich 
über die nationalen Kontaktstellen. Wegen der Befug- 
nisse der nationalen Kontaktstelle verweist der Vertrag 
auf das für sie geltende Recht. 

Absatz 2 verweist zu Einzelheiten der technischen 
Ausgestaltung des Verfahrens auf eine Durchführungs- 
vereinbarung. In der Durchführungsvereinbarung werden 


insbesondere die Fragen der einheitlichen Datenformate, 
der Systeminfrastruktur und der Kommunikationsinfra- 
struktur zu regeln sein. 


Zu Artikel 12- Automatisierter Abruf von Daten aus 
den Fahrzeugregistern 

Absatz 1 regelt die Voraussetzungen und das Verfah- 
ren des gegenseitigen direkten Zugriffs auf Daten aus 
Fahrzeugregistern. Im unmittelbaren Lesezugriff kann 
eine nationale Kontaktstelle anhand eines bekannten 
vollständigen Kfz-Kennzeichens oder einer vollständigen 
Fahrzeugidentifizierungsnummer Eigentümer- bzw. Hal- 
terdaten (in Deutschland nur Halterdaten) sowie Fahr- 
zeugdaten aus den nationalen Fahrzeugregistern der 
anderen Vertragsparteien abrufen. Dieser Zugriff ist nur 
zulässig, wenn er zur Verhinderung oder Verfolgung einer 
Straftat, zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit oder zur Verfolgung von solohen Verstößen 
erforderlich ist, die bei der abrufenden Vertragspartei in 
die Zuständigkeit der Gerichte oder Staatsanwaltschaf- 
ten fallen. 

Mit der Formulierung „Verfolgung von solchen Verstößen, 
die bei der abrufenden Vertragspartei in die Zuständig- 
keit der Gerichte oder Staatsanwaltschaften fallen,“ ist 
die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten gemeint. Dabei 
gilt Artikel 12 nicht nur dann, wenn das Verfahren konkret 
bei der Staatsanwaltsehaft oder bei Gericht anhängig ist, 
sondern in jedem Stadium des Verfahrens, sofern zu 
irgendeinem Zeitpunkt des Verfahrens (z. B. nach einem 
Einspruch gegen einen Bußgeldbescheid) die Zuständig- 
keit der Staatsanwaltschaft oder des Gerichts bestehen 
kann. Die Einbeziehung der Ordnungswidrigkeiten 
erfolgte, weil die Einteilung in Ordnungswidrigkeiten und 
Straftaten jedenfalls im Bereich der - von Artikel 12 
erfassten - im Straßenverkehr begangenen Taten bei den 
Vertragsparteien sehr uneinheitlich ist. Eine Begrenzung 
des Zugriffs auf Straftaten hätte daher dazu geführt, dass 
wegen derselben Tat in einem Fall ein Zugriff möglich 
wäre, in einem anderen Fall nicht - je nachdem, wo die 
Tat begangen worden ist. Sollte es bei der praktischen 
Anwendung des Vertrags zu Kapazitätsproblemen kom- 
men, wird gleichwohl zu berüoksichtigen sein, dass der 
Vertrag vorrangig der Bekämpfung von Straftaten dienen 
soll. 

An Stelle der Formulierung „Abwehr von Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit“ spricht die niederländische 
Sprachfassung von der „Abwehr von Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung“. Zwischen allen Ver- 
tragsparteien besteht jedoch Konsens darüber, dass 
bloße Verstöße gegen gesellschaftliehe Konventionen 
keine Befugnis zum automatisierten Datenabruf nach 
Artikel 12 begründen. 

Im Übrigen richtet sich die Zulässigkeit der Anfrage nach 
dem innerstaatlichen Recht der abrufenden Vertragspar- 
tei; ein Abruf müsste also in einem vergleichbaren inner- 
deutschen Fall zulässig sein. Dies richtet sich nach den 
einschlägigen Bestimmungen des Straßenverkehrsge- 
setzes (StVG). 

Absatz 2 Satz 1 verpflichtet die Vertragsparteien, 
für eingehende Ersuchen eine nationale Kontaktstelle zu 
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benennen. Die Benennung hat zugleich mit der Übersen- 
dung der Ratifikationsurkunde zu erfolgen (Artikel 42 
Abs. 1). Deutschland wird das Kraftfahrt-Bundesamt als 
nationale Kontaktstelle für eingehende Ersuchen benen- 
nen und das Bundeskriminalamt als nationale Kontakt- 
stelle für ausgehende Ersuchen (Abrufe im Ausland). Die 
automatisierten Abrufe erfolgen ausschließlich über die 
nationalen Kontaktstellen. Wegen der Befugnisse der 
nationalen Kontaktstelle verweist der Vertrag auf das für 
sie geltende Recht. 

Satz 2 verweist zu Einzelheiten der technischen Aus- 
gestaltung des Verfahrens auf eine Durchführungsverein- 
barung. In der Durchführungsvereinbarung werden ins- 
besondere die Fragen des Datenformats einschließlich 
des Datenumfangs, der zu nutzenden System- und Kom- 
munikationsinfrastruktur sowie der Maßnahmen zur 
Sicherstellung von Datenschutz und Datensicherheit zu 
regeln sein. 


Zu Artikell 3 -Übermittlung nicht personenbezogener 
Informationen 

Artikel 13 bezieht sich auf Großveranstaltungen mit 
grenzüberschreitendem Bezug. Die Vorschrift regelt in 
diesem Zusammenhang die Voraussetzungen der Über- 
mittlung nicht personenbezogener Informationen sowohl 
auf Ersuchen eines Staates als auch ohne ein solches 
Ersuchen (so genannte „Spontanübermittlung“). Durch 
die Formulierung „zur Abwehr einer Gefahr für die öffent- 
liche Sicherheit und Ordnung“ wird zum Ausdruck 
gebracht, dass eine Informationsübermittlung, vor allem 
eine Spontanübermittlung, allein zum Zweck der Abwehr 
einer Gefahr für die öffentliche Ordnung nicht ausreicht. 
Nach Artikel 13 sind nicht nur Informationsübermitt- 
lungen an die Vertragspartei zulässig, auf deren Hoheits- 
gebiet das Großereignis stattfindet. Vielmehr können 
danach Informationen erforderlichenfalls auch an andere 
Vertragsparteien übermittelt werden (z. B. Transit- 
staaten). Für die Beurteilung, ob die Informationen für die 
andere Vertragspartei „erforderlich sein können“, ist die 
Sicht der übermittelnden Vertragspartei ausschlag- 
gebend. 

Nicht personenbezogene Informationen sind alle Infor- 
mationen, die keine personenbezogenen oder personen- 
beziehbaren Daten enthalten, z. B. Informationen über 
Reiserouten sowie Transit- und Aufenthaltsorte von 
anreisenden Gruppen und die von ihnen benutzten Ver- 
kehrsmittel. Dieser allgemeine Informationsaustausch ist 
durch die Aufgabenzuweisung der handelnden Behörde 
gedeckt und bedarf keiner gesonderten Befugnisnorm. 

Ein grenzüberschreitender Bezug liegt vor, wenn die 
Großveranstaltung in mindestens zwei Vertragsstaaten 
stattfindet oder eine größere Zahl von Teilnehmern aus 
anderen Vertragsstaaten zu der Veranstaltung anreist. 

Als nicht abschließende Beispiele für Großveranstaltun- 
gen mit grenzüberschreitendem Bezug werden Veran- 
staltungen im Bereich des Sports und Tagungen des 
Europäischen Rates genannt. Unter den Begriff der 
Großveranstaltungen fallen weiter sonstige Veranstaltun- 
gen, an denen eine große Zahl von Menschen teilnimmt 
oder deren Teilnahme zu erwarten ist. 


Zu Artikel 14 - Übermittlung personenbezogener Daten 

Artikel 14 betrifft die Übermittlung personenbezo- 
gener Daten bei Großveranstaltungen mit grenzüber- 
schreitendem Bezug sowohl auf als auch ohne vorhe- 
riges Ersuchen einer Vertragspartei. 

Absatz 1 regelt die Voraussetzungen der Informa- 
tionsübermittlung. Auch hier wird - wie bei Artikel 13 - 
durch die Formulierung „zur Abwehr einer Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung“ zum Ausdruck 
gebracht, dass eine Informationsübermittlung, vor allem 
eine Spontanübermittlung, allein zum Zweck der Abwehr 
einer Gefahr für die öffentliche Ordnung nicht ausreicht. 
Wie bei Artikel 13 können Informationen erforderlichen- 
falls auch an andere Vertragsparteien übermittelt werden 
(z. B. Transitstaaten), es sei denn, dass es lediglich 
Anhaltspunkte dafür gibt, dass die Betroffenen bei der 
Veranstaltung Straftaten begehen werden. Artikel 14 
erfordert das Vorliegen einer konkreten Gefahr, so dass 
eine Datenübermittlung nur in nahem zeitlichen Zusam- 
menhang zu dem bevorstehenden Großereignis zulässig 
ist. Ferner ist bestimmt, dass eine Datenübermittlung 
nach dem innerstaatlichen Recht der übermittelnden Ver- 
tragspartei zulässig sein muss. 

Absatz 2 enthält eine besonders enge Verwendungs- 
regelung. Danach dürfen die personenbezogenen Daten 
nur zu den in Absatz 1 genannten Zwecken und für das 
genau umschriebene Ereignis, für das sie mitgeteilt wor- 
den sind, verarbeitet werden (strikte Zweckbindung). 
Weiter wird ein spätester Löschungszeitpunkt festgelegt. 
Die engen Grenzen, die Absatz 2 der Verarbeitung der 
übermittelten Daten setzt, machen deutlich, dass die 
Daten schnellstmöglich zu löschen sind und insbesonde- 
re nicht für die Gefahrenabwehr oder Strafverfolgung im 
Zusammenhang mit künftigen Großveranstaltungen 
gespeichert bleiben dürfen. 


Zu Artikel 15 - nationale Kontaktstelle 

Artikel 15 bestimmt, dass jede Vertragspartei zur 
Durchführung der Informationsübermittlungen nach den 
Artikeln 13 und 14 eine nationale Kontaktstelle benennt. 
Die Benennung hat zugleich mit der Übersendung der 
Ratifikationsurkunde zu erfolgen (Artikel 42 Abs. 1). Die 
Informationsübermittlungen erfolgen ausschließlich über 
die nationalen Kontaktstellen. Wegen der Befugnisse der 
nationalen Kontaktstelle verweist der Vertrag auf das für 
sie geltende nationale Recht. 


Zu Kapitel 3 - 

Maßnahmen zur Verhinderung 
terroristischer Straftaten 

In Kapitel 3 sind die speziellen Formen der Zusam- 
menarbeit zur Verhinderung terroristischer Straftaten 
zusammengefasst. Dies sind: 

- die Übermittlung von Informationen zur Verhinderung 
terroristischer Straftaten gemäß Artikel 16 und 

- die Zusammenarbeit im Bereich der Flugsicherheits- 
begleiter gemäß Artikel 17 bis 19. 
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Zu ArtikeM 6 - Übermittlung von Informationen zur 
Verhinderung terroristischer Straftaten 

Nach Absatz 1 ist die Übermittlung personenbezoge- 
ner Daten und Informationen zur Verhinderung terroris- 
tischer Straftaten im Einzelfall auch ohne Ersuchen mög- 
lich. Die Übermittlung erfolgt nach Maßgabe des inner- 
staatlichen Rechts der übermittelnden Partei. 

Terroristische Straftaten sind im Sinne der Bestimmungen 
der Artikel 1 bis 3 des Rahmenbeschlusses 2002/475/JI 
des Rates der Europäischen Union vom 1 3. Juni 2002 zur 
Terrorismusbekämpfung zu verstehen. Die genannten 
Artikel definieren terroristische Straftaten, Straftaten im 
Zusammenhang mit einer terroristischen Vereinigung und 
Straftaten im Zusammenhang mit terroristischen Akti- 
vitäten. 

Wenn Absatz 1 die Zulässigkeit der Übermittlung perso- 
nenbezogener Daten davon abhängig macht, dass 
„bestimmte Tatsachen“ die Annahme rechtfertigen, dass 
der Betroffene terroristische Straftaten begehen wird, so 
handelt es sich dabei um eine hohe Schwelle: Personen- 
bezogene Daten dürfen erst und nur dann übermittelt 
werden, wenn bereits eine sichere Tatsachenbasis für die 
Prognose vorliegt. 

Absatz 2 präzisiert die zu übermittelnden Daten und 
Informationen. 

Absatz 3 bestimmt, dass jede Vertragspartei eine 
nationale Kontaktstelle benennt, deren Befugnisse sich 
nach dem für sie geltenden innerstaatlichen Recht rich- 
ten. Die Benennung hat zugleich mit der Übersendung 
der Ratifikationsurkunde zu erfolgen (Artikel 42 Abs. 1). 
Die Informationsübermittlungen erfolgen ausschließlich 
über die nationalen Kontaktstellen. Wegen der Befugnis- 
se der nationalen Kontaktstelle verweist der Vertrag auf 
das für sie geltende nationale Recht. 

Nach Absatz 4 kann die übermittelnde Behörde nach 
Maßgabe des innerstaatlichen Rechts für die empfan- 
gende Behörde verbindliche Bedingungen für die Ver- 
wendung der übermittelten Daten und Informationen 
durch die empfangende Behörde festlegen. 


Zu Artikel 17 - Flugsicherheitsbegleiter 

In Absatz 1 wird festgestellt, dass es in der aus- 
schließlichen Zuständigkeit der jeweiligen Vertragspartei 
liegt, ob sie Flugsicherheitsbegleiter in den in ihrem 
Hoheitsgebiet registrierten Luftfahrzeugen (im Folgen- 
den: nationale Fluggesellschaften) einsetzt. Keine der 
Vertragsparteien wird durch den Vertrag verpflichtet, 
Flugsicherheitsbegleiter einzusetzen. Deutschland setzt 
seit Ende September 2001 Flugsicherheitsbegleiter ein. 
Dies gilt auch für Österreich und Frankreich. 

Durch den Verweis auf die internationalen Luftfahrtab- 
kommen und die sonstigen einschlägigen völkerrecht- 
lichen Regeln wird weiter deutlich, dass durch diesen 
Vertrag keine eigene völkerrechtliche Grundlage zum 
Einsatz von Flugsicherheitsbegleitern geschaffen wird, 
sondern dass der Einsatz auf der Grundlage und im Rah- 
men des bestehenden internationalen Rechts erfolgt. 

Bei der Unterzeichnung des Vertrags haben die Vertrags- 
parteien folgende gemeinsame Erklärung abgegeben: 


„/. Alle Vertragsparteien erklären gemeinsam 

1. unter Bezugnahme auf Artikel 17 Absatz 1 des Ver- 
trags, dass die Formulierung dieser Bestimmung 
nicht ihre Haltung in Bezug auf die Zuständigkeit 
des Staats des Halters oder des Eintragungsstaats 
im Rahmen des Einsatzes von Flugsicherheitsbe- 
gleitern berührt; 

Mit dieser Erläuterung wird nochmals klargestellt, dass 
es in der Souveränität der Vertragsstaaten liegt, ob sie 
Flugsicherheitsbegleiter bei ihren nationalen Flugge- 
sellschaften einsetzen. 

Aufgrund der Definition in Absatz 2 dürfen von den 
Vertragsparteien nur Polizeibeamte oder vergleichbare 
staatliche Bedienstete als Flugsicherheitsbegleiter im 
Rahmen des Vertrags eingesetzt werden. Damit ist der 
Einsatz von Angehörigen privater Sicherheitsunter- 
nehmen als Flugsicherheitsbegleiter ausgeschlossen. 

Absatz 3 nennt die Bereiche, in denen Zusammen- 
arbeit und Unterstützung erfolgen. 

Absatz 4 behandelt das Vorgehen bei der Anmeldung 
der Flugsicherheitsbegleiter. 

Für die bei der Anmeldung zu machenden Angaben ver- 
weist Absatz 5 Satz 1 auf die Anlage 1 zum Ver- 
trag. Eine Änderung dieser Anlage kann nach Satz 2 
durch eine gesonderte Vereinbarung erfolgen. 

Für den Einsatz der Flugsicherheitsbegleiter gelten nicht 
die allgemeinen Haftungsregelungen des Artikels 30. Es 
sind die völkerrechtlichen Regelungen anzuwenden, die 
für Flugsicherheitsbegleiter gelten. 

Zu Artikel 18 -Mitführen von Dienstwaffen, Munition 
und Ausrüstungsgegenständen 

Artikel 18 regelt als vorrangig anzuwendende Spe- 
zialvorschrift gegenüber der allgemeinen Bestimmung 
des Artikels 28 das Mitführen von Dienstwaffen, Munition 
und Ausrüstungsgegenständen durch die Flugsicher- 
heitsbegleiter. 

Nach Absatz 1 erteilt jede Vertragspartei auf Antrag 
den Flugsicherheitsbegleitern der anderen Vertragspar- 
teien eine allgemeine Genehmigung zum Mitführen von 
Dienstwaffen, Munition und Ausrüstungsgegenständen, 
die sowohl an Bord des Luftfahrzeugs als auch in den 
nicht allgemein zugänglichen Sicherheitsbereichen der 
Verkehrsflughäfen der betreffenden Vertragspartei gilt. 

Absatz 2 bestimmt weitere Auflagen für das Mitführen 
von Dienstwaffen und Munition. 

Belgien hat zudem bei der Unterzeichnung des Vertrags 
folgende Erklärung zu Artikel 18 abgegeben: 

„II. Das Königreich Belgien erklärt 

2. unter Bezugnahme auf Artikel 1 8, 

a) dass immer eine ausdrückliche Genehmigung 
des Vertreters der belgischen Luftfahrtbehörde 
vorliegen muss, bevor ein Flugsicherheitsbe- 
gleiter ein Luftfahrzeug nach Artikel 1 8 Absatz 2 
Nummer 1 mit Waffen oder Munition verlässt, 

b) dass beim Verlassen des Luftfahrzeugs diese 
Waffen und diese Munition einem Vertreter der 
belgischen Luftfahrtbehörde auszuhändigen 
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sind, der diese in einem geschlossenen Behäl- 
ter zu dem Ort der Aufbewahrung begleitet, 

c) dass außerhalb des Luftfahrzeugs das Tragen 
von Waffen oder Munition durch Flugsicher- 
heitsbegleiter untersagt ist; 

IC 

Durch diesen Vorbehalt spezifiziert Belgien die Möglich- 
keiten zum Mitführen von Dienstwaffen und Munition 
durch Flugsicherheitsbegleiter auf seinem Hoheitsgebiet. 

Zu Artikel 19 - Nationale Kontakt- und Koordinierungs- 
stelle 

Artikel 19 bestimmt, dass jede Vertragspartei zur 
Durchführung der Aufgaben aus den Artikeln 17 und 18 
eine nationale Kontakt- und Koordinierungsstelle 
benennt. Die Benennung hat zugleich mit der Über- 
sendung der Ratifikationsurkunde zu erfolgen (Artikel 42 
Abs. 1). 


Kapitel 4 - 

Maßnahmen zur Bekämpfung 
der illegalen Migration 

Kapitel 4 sieht als Maßnahmen zur Bekämpfung der 
illegalen Migration den Einsatz von Dokumentenberatern 
und die Unterstützung bei Rückführungen vor. 

Zu Artikel 20 - Dokumentenberater 

Artikel 2 0 gibt den Rahmen für den Einsatz von 
Dokumentenberatern vor. 

Nach Absatz 1 treffen die Vertragsparteien Vereinba- 
rungen zur Entsendung von Dokumentenberatern in 
Staaten, die als Ausgangs- oder Transitstaaten illegaler 
Migration eingestuft werden. Es wird Bezug genommen 
auf die Verordnung (EG) Nr. 377/2004 des Rates der 
Europäischen Union vom 19. Februar 2004. Mit dieser 
Verordnung werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, im 
Bereich der Verbindungsbeamten für Einwanderungs- 
fragen zusammenzuarbeiten. 

Absatz 2 sieht die gegenseitige Information über ent- 
sprechende Erkenntnisse auf der Grundlage des inner- 
staatlichen Rechts vor. 

Absatz 3 sieht die Möglichkeit der Koordinierung kon- 
kreter Maßnahmen durch eine Vertragspartei vor. 

Zu Artikel 21 - Aufgaben der Dokumentenberater 

Satz 1 umschreibt - nicht abschließend - die Auf- 
gaben der Dokumentenberater wie Beratung und Schu- 
lung der Angehörigen 

- der Auslandsvertretungen aller Vertragsparteien in 
Pass- und Visaangelegenheiten, 

- von Beförderungsunternehmen sowie 

- der für die grenzpolizeilichen Kontrollen zuständigen 
Behörden und Einrichtungen des Gastlandes. 

In Satz 2 wird klargestellt, dass die Zuständigkeiten 
der Auslandsvertretungen und der mit grenzpolizeilichen 
Aufgaben betrauten Behörden unberührt bleiben. 
Hoheitliche Befugnisse stehen den Dokumentenberatern 
nach diesem Vertrag nicht zu. 


Zu Artikel 22 - Nationale Kontakt- und Koordinierungs- 
stellen 

Artikel 2 2 sieht vor, dass die Vertragsparteien natio- 
nale Kontakt- und Koordinierungsstellen benennen. Die 
Benennung hat zugleich mit der Übersendung der Rati- 
fikationsurkunde zu erfolgen (Artikel 42 Abs. 1). 

Zu Artikel 23 - Unterstützung bei Rückführungen 

Artikel 23 sieht drei Fälle der Unterstützung bei 
Rückführungen vor. 

Absatz 1 erfasst 

1. die Organisation von Sammelflügen zur Rückführung 
von Drittstaatenangehörigen und 

2. die Unterstützung bei der Durchbeförderung im Rah- 
men von Rückführungsmaßnahmen auf dem Luftweg. 

In diesen beiden Fällen bestehen Rechtsinstrumente der 
Europäischen Union, in denen die Mitgliedstaaten aus- 
drücklich aufgefordert werden, in diesen Bereichen 
zusammenzuarbeiten und sich gegenseitig zu unterstüt- 
zen. Unter Berücksichtigung dieser Rechtsinstrumente 
unterstützen sich die Vertragsparteien. 

Absatz 2 betrifft den (dritten) Fall der Rückführung 
von Personen auf dem Landweg durch das Hoheitsge- 
biet einer anderen Vertragspartei (Gebietsstaat). Dieser 
Fall ist durch Rechtsvorschriften der EU nicht geregelt. 
Der Vertrag trifft keine Aussage darüber, ob in jedem Fall 
Beamte des Gebietsstaates bei der Rückführung zu 
beteiligen sind. Deutschland wird die Begleitung durch 
deutsche Beamte zur Bedingung für die Zulässigkeit der 
Rückführung über das deutsche Hoheitsgebiet auf dem 
Landweg machen. 

Die bereits bestehenden Rückübernahmeabkommen mit 
der Republik Österreich (Abkommen vom 16. Dezember 
1997 über die Rückübernahme von Personen an der 
Grenze, BGBl. 1998 II S. 80), mit der Französischen 
Republik (Abkommen vom 10. Februar 2003 über die 
Übernahme und Rückbeförderung von Personen an der 
Grenze, förmliche Bekanntmachung steht noch aus) und 
mit den Benelux-Staaten (Abkommen vom 17. Mai 1966 
über die Übernahme von Personen an der Grenze (BAnz. 
Nr. 131 vom 19. Juli 1966) bleiben unberührt. 

Absatz 3 betrifft die Einrichtung nationaler Kontakt- 
stellen sowie Evaluierungstreffen von Sachverständigen. 
Die Benennung der nationalen Kontaktstellen hat zu- 
gleich mit der Übersendung der Ratifikationsurkunde zu 
erfolgen (Artikel 42 Abs. 1). 


Kapitel 5 - 

Weitere Formen der Zusammenarbeit 

Kapitel 5 enthält weitere Bestimmungen zu bestimm- 
ten Formen der Zusammenarbeit überwiegend zur 
Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung und zur Verhinderung von Straftaten, teilweise 
jedoch auch im Rahmen der Strafverfolgung. 

Die Bestimmungen des Kapitels orientieren sich an den 
Artikeln 19,21, 22 und 7 des Vertrags vom 1 0. November 
und 19. Dezember 2003 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich über die grenz- 
überschreitende Zusammenarbeit zur polizeilichen Ge- 
fahrenabwehr und in strafrechtlichen Angelegenheiten 
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(D-Ö-ZV; BGBl. 2005 II S. 858) sowie des Vertrags vom 
2. März 2005 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich der Niederlande über die grenz- 
überschreitende polizeiliche Zusammenarbeit und die 
Zusammenarbeit in strafrechtlichen Angelegenheiten 
(D-NL-ZV; BT-Drucksache 16/57). Die Regelungen dieser 
bilateralen Verträge bleiben von dem vorliegenden Über- 
einkommen gemäß Artikel 47 Abs. 2 unberührt. 

Die in den Artikeln 39 bis 47 SDÜ festgelegte polizeiliche 
Zusammenarbeit wird durch die Bestimmungen des 
Kapitels 5 nicht berührt. 

Nach Artikel 42 Abs. 1 benennt jede Vertragspartei 
zugleich mit der Übermittlung der Ratifikationsurkunde 
die für Maßnahmen nach den Artikeln 24 bis 27 zustän- 
digen Behörden und Beamten. 

Zu Artikel 24 - Gemeinsame Einsatzformen 

Artikel 24 lehnt sich an Artikel 19 des D-Ö-ZV und des 
D-NL-ZV an. 

Absatz 1 ermöglicht den Einsatz operativer polizei- 
licher Handlungsformen, die dem Zweck dienen, Gefah- 
ren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung abzuweh- 
ren und Straftaten zu verhindern. Neben den in Absatz 1 
genannten gemeinsamen Streifen können insbesondere 
gemeinsam besetzte Kontroll-, Auswertungs- und 
Observationsgruppen zu diesen Formen polizeilichen 
Handelns gezählt werden, bei denen Vertreter von einer 
Vertragspartei oder mehreren Vertragsparteien unterstüt- 
zend auf dem Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei 
mitwirken können. Dabei gelten für die Wahrnehmung 
hoheitlicher Befugnisse zusätzliche Voraussetzungen, 
die insbesondere in Absatz 2 geregelt sind. 

Absatz 2 ermöglicht die Wahrnehmung hoheitlicher 
Befugnisse wie beispielsweise Identitätsfeststellungen. 
Nachsatz 1 kann dabei die Vertragspartei, auf deren 
Hoheitsgebiet der Einsatz erfolgt (Gebietsstaat), entspre- 
chend ihrer Rechtslage die Beamten der anderen Ver- 
tragsparteien entweder mit der Wahrnehmung hoheit- 
licher Befugnisse des Gebietsstaates betrauen (1 . Alter- 
native) oder diesen Beamten das Recht einräumen, die 
ihnen nach ihrem eigenen Recht zustehenden hoheit- 
lichen Befugnisse auf dem Hoheitsgebiet des Gebiets- 
staates auszuüben (2. Alternative). Von welcher Möglich- 
keit eine Vertragspartei Gebrauch machen kann, richtet 
sich danach, was nach ihrem nationalen Recht vorgese- 
hen und zulässig ist. In der Bundesrepublik Deutschland 
kommt daher nur in Betracht, den Beamten anderer Ver- 
tragsparteien die Wahrnehmung hoheitlicher Befugnisse 
nach deutschem Recht zu übertragen. 

In beiden Fällen muss der Entsendestaat, also der Staat, 
aus dem der fremde Beamte kommt, seine Zustimmung 
zu dieser Übertragung bzw. Einräumung von Hoheits- 
rechten erteilen. 

Die Wahrnehmung hoheitlicher Befugnisse im jeweiligen 
Gebietsstaat ist nach Satz 2 an die Leitung und die 
- zur Sicherstellung einer effektiven Sachleitung - in der 
Regel erforderliche Anwesenheit von Beamten des 
Gebietsstaates gebunden. Eine Ausnahme von dem 
Grundsatz, dass die Anwesenheit von Beamten des 
Gebietsstaates erforderlich ist, ist nur zulässig, wenn 
dadurch die effektive Sachleitung nicht in Frage gestellt 


wird. Satz 3 macht deutlich, dass die entsandten 
Beamten dem Recht des Gebietsstaates unterliegen; ihr 
Handeln wird dem den Einsatz führenden Gebietsstaat 
zugerechnet. 

Absatz 3 stellt die Weisungsgebundenheit der ent- 
sandten Beamten bei sämtlichen gemeinsamen Einsät- 
zen klar. 

Absatz 4 verweist hinsichtlich der praktischen Aspek- 
te der Zusammenarbeit auf eine noch zu schließende 
Durchführungsvereinbarung. 


Zu Artikel 25 - Maßnahmen bei gegenwärtiger Gefahr 

Artikel 25 lehnt sich an Artikel 21 des D-Ö-ZV und des 
D-NL-ZV an. 

Artikel 25 sieht in Notsituationen zum Schutz von 
Leib oder Leben ein grenzüberschreitendes Tätigwerden 
von Beamten der Polizeibehörden ohne vorherige 
Zustimmung des Gebietsstaates vor. 

Absatz 1 ermöglichtfürden Ausnahmefall der Abwehr 
einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben bei drin- 
gendem Bedarf die Grenzüberschreitung durch Polizei- 
beamte ohne vorherige Zustimmung des Gebietsstaates, 
um im grenznahen Bereich auf dem Gebiet des anderen 
Vertragsstaates (Gebietsstaat) die erforderlichen vorläu- 
figen Gefahrenabwehrmaßnahmen zu treffen. Die Hilfe 
leistenden Beamten sind hinsichtlich der vorläufigen 
Maßnahmen zur Abwehr der gegenwärtigen Gefahr für 
Leib oder Leben an das nationale Recht des Gebiets- 
staates gebunden. 

Der Ausnahmecharakter grenzüberschreitender Gefah- 
renabwehrmaßnahmen im grenznahen Bereich wird 
durch die in Absatz 2 definierten engen Vorausset- 
zungen des dringenden Bedarfs deutlich. Ein dringender 
Bedarf liegt nur dann vor, wenn bei einem Abwarten auf 
das Einschreiten von Beamten des Gebietsstaates oder 
auf die Herstellung eines Unterstellungsverhältnisses im 
Sinne des Artikels 24 Abs. 2 eine Verwirklichung der 
Gefahr droht. 

Absatz 3 stellt sicher, dass die Gefahrenabwehrmaß- 
nahmen auf dem fremden Hoheitsgebiet des Gebiets- 
staates nur so lange andauern dürfen, bis dieser die 
eigenen notwendigen Maßnahmen ergriffen hat. Der Ge- 
bietsstaat ist insoweit verpflichtet, unverzüglich tätig zu 
werden, sobald er durch die grenzüberschreitend ein- 
greifenden Beamten des anderen Vertragsstaates unter- 
richtet worden ist. Auch die Unterrichtung des Gebiets- 
staates durch die grenzüberschreitend Hilfe leistenden 
Beamten hat unverzüglich zu erfolgen. Die grenzüber- 
schreitend tätigen Beamten sind an die Weisungen des 
Gebietsstaates gebunden. 

Die Absätze 4 und 5 legen die Anwendung des 
nationalen Rechts des Vertragsstaates, auf dessen 
Hoheitsgebiet gehandelt wird, und die den Gebietsstaat 
treffende Zurechnung der Maßnahmen der grenzüber- 
schreitend tätigen Beamten fest. Die Stellen des jeweils 
anderen Vertragsstaates, die durch die grenzüberschrei- 
tend tätigen Beamten unverzüglich zu unterrichten sind, 
sind in einer gesonderten Vereinbarung festzulegen. 
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Zu Artikel 26 - Hilfeleistung bei Großereignissen, 
Katastrophen und schweren Unglücks- 
fällen 

Artikel 26 lehnt sich an Artikel 22 des D-Ö-ZV und des 
D-NL-ZV an. 

Satz 1 gestattet es den zuständigen Behörden der 
Vertragsparteien, sich bei Massenveranstaltungen und 
ähnlichen Großereignissen, Katastrophen sowie schwe- 
ren Unglücksfällen nach Maßgabe des nationalen Rechts 
zu unterstützen. 

Dies kann durch eine frühzeitige gegenseitige Unter- 
richtung über entsprechende Ereignisse mit grenzüber- 
schreitenden Auswirkungen (Nummer 1) odereine 
Koordinierung von polizeilichen Maßnahmen bei grenz- 
überschreitenden Lagen (Nummer 2) geschehen. 

Von besonderer Bedeutung ist die Nummer 3. Auf 
Ersuchen der Vertragspartei, auf deren Hoheitsgebiet der 
Unterstützungsfall eintritt, können dieser Spezialisten, 
Berater und Ausrüstungsgegenstände zur Verfügung 
gestellt werden. Ob ein Unterstützungsfall vorliegt, ist 
von der Vertragspartei, die das entsprechende Ersuchen 
stellt, zu beurteilen. 

Internationale Übereinkünfte der Vertragsparteien über 
die gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophenfällen ein- 
schließlich schwerer Unglücksfälle, auf die in Satz 2 
am Ende verwiesen wird, bleiben unberührt. Für Deutsch- 
land bestehen bilaterale Hilfeleistungsabkommen mit den 
Anrainerstaaten Belgien (Abkommen vom 6. November 
1980 über die gegenseitige Hilfeleistung bei Katastro- 
phen oder schweren Unglücksfällen, BGBl. 1982 II 
S. 1006), Frankreich (Abkommen vom 3. Februar 1977 
über die gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen 
oder schweren Unglücksfällen, BGBl. 1980 II S. 33), 
Luxemburg (Abkommen vom 2. März 1978 über die 
gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen oder schwe- 
ren Unglücksfällen, BGBl. 1981 II S. 445), den Niederlan- 
den (Abkommen vom 7. Juni 1988 über die gegenseitige 
Hilfeleistung bei Katastrophen einschließlich schweren 
Unglücksfällen, BGBl. 1992 II S. 198) und Österreich 
(Abkommen vom 23. Dezember 1988 über die gegensei- 
tige Hilfeleistung bei Katastrophen oder schweren Un- 
glücksfällen, BGBl. 1992 II S. 206). In der Regel hat nach 
diesen Abkommen der Entsendestaat gegenüber dem 
Einsatzstaat keinen Anspruch auf Ersatz der Kosten der 
Hilfeleistung. Die Möglichkeit anderweitiger Vereinba- 
rungen ist nach dem Abkommen mit den Niederlanden 
jedoch zulässig. 

Zu Artikel 27 - Zusammenarbeit auf Ersuchen 

Artikel 27 lehnt sich an Artikel 7 des D-Ö-ZV und des 
D-NL-ZV an. 

Artikel 27 regelt die Zusammenarbeit der zuständigen 
Behörden im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten 
auf Ersuchen. Für den Bereich der polizeilichen Zusam- 
menarbeit ist er der gegenseitigen Verpflichtung zur 
gegenseitigen Hilfe in Artikel 39 Abs. 1 SDÜ nachgebil- 
det. Zu beachten ist, dass die Regelungen von Artikel 39 
SDÜ, insbesondere in dessen Absatz 2, auf Informations- 
übermittlungen nach Artikel 27 weiter anwendbar sind. 

Im Bereich der Verfolgung von Straftaten unterliegen die 
deutschen Polizeibehörden innerstaatlich auch bei Maß- 
nahmen nach Artikel 27 der Sachleitung durch die 


Staatsanwaltschaften. Die Bestimmung lässt die Verein- 
barung über die Zuständigkeit im Rechtshilfeverkehr mit 
dem Ausland in strafrechtlichen Angelegenheiten (der- 
zeitige Fassung vom 28. April 2004, BAnz. S. 11 494) 
unberührt. 

In Absatz 2, der sich wegen des Verweises auf Arti- 
kel 39 SDÜ an die Polizeibehörden richtet, werden bei- 
spielhaft Sachverhalte für mögliche Hilfeleistungen auf- 
geführt; die Regelung ist nicht abschließend. Bei den 
unter Nummer 2 erwähnten Berechtigungen, die Führer- 
scheinen und Schifferpatenten vergleichbar sind, handelt 
es sich um Berechtigungen zum Betrieb bzw. Führen von 
Straßen-, Luft- oder kleinen Wasserfahrzeugen. Unter 
Nummer 8 ist der Umfang der Hilfe durch Mitteilung 
polizeilicher Erkenntnisse sowie durch Auskünfte aus 
öffentlich zugänglichen behördlichen Datensammlungen 
geregelt. Darüber hinaus können nach Maßgabe des 
innerstaatlichen Rechts auch Auskünfte aus nicht öffent- 
lich zugänglichen behördlichen Datensammlungen (Re- 
gister, Dateien und sonstige Sammlungen) übermittelt 
werden (vgl. Nummer 124 Abs. 2 der Richtlinien für den 
Verkehr mit dem Ausland in strafrechtlichen Angelegen- 
heiten - RiVASt). 

Absatz 3 trifft genauere Bestimmungen zum Verfahren 
im Fall der Unzuständigkeit einer ersuchten Behörde. 

Anlässlich der Unterzeichnung des Vertrags hat Belgien 
unter Bezugnahme auf Artikel 27 Abs. 3 erklärt, dass die 
Anwendung dieser Bestimmung die Zuständigkeit der 
Justizbehörden nicht beeinträchtigt. Diese Erklärung hat 
rein deklaratorische Wirkung. Eine entsprechende Erklä- 
rung Deutschlands war im Hinblick auf die ohnehin fort- 
bestehende Sachleitungsbefugnis der Staatsanwalt- 
schaft nicht erforderlich. 


Kapitel 6 - 

Allgemeine Bestimmungen 

Kapitel 6 enthält mit den allgemeinen Regelungen 
begleitende Bestimmungen für den Einsatz von Beam- 
ten. 

Zu Artikel 28 - Einsatz von Dienstwaffen, Munition 
und Ausrüstungsgegenständen 

Absatz 1 gestattet den Beamten, die sich im Rahmen 
eines gemeinsamen Einsatzes im Hoheitsgebiet einer 
anderen Vertragspartei aufhalten, das Tragen der na- 
tionalen Dienstkleidung und das Mitführen der jeweils 
zugelassenen Dienstwaffen, Munition und Ausrüstungs- 
gegenstände. Nach Satz 3 kann jede Vertragspartei 
das Mitführen von bestimmten Dienstwaffen, Munition 
und Ausrüstungsgegenständen untersagen. 

Nach Absatz 2 Satz 1 dürfen die in Anlage 2 aufge- 
führten Dienstwaffen, Munition und Ausrüstungsgegen- 
stände nur im Fall von Notwehr und Nothilfe gebraucht 
werden. Einem darüber hinausgehenden Gebrauch kann 
der sachleitende Beamte des Gebietsstaates im Einzel- 
fall nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts zustim- 
men (Satz 2). Satz 3 stellt klar, dass die eigenen 
Dienstwaffen, Munition und Ausrüstungsgegenstände im 
Übrigen nach Maßgabe des Rechts des Gebietsstaates 
eingesetzt werden dürfen. 

Absatz 3 sieht vor, dass durch gesonderte Vereinba- 
rung eine Änderung der Anlage 2 möglich ist. 
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Absatz 4 stellt die entsandten Beamten der Vertrags- 
parteien hinsichtlich des Einsatzes von Kraftfahrzeugen 
bei Maßnahmen aufgrund dieses Vertrags nationalen 
Beamten gleich. 

Absatz 5 bestimmt, dass die praktischen Aspekte des 
Einsatzes von Dienstwaffen, Munition und Ausrüstungs- 
gegenständen in einer Durehführungsvereinbarung nach 
Artikel 44 geregelt werden. 

Absatz 6 stellt klar, dass für den Einsatz von Flug- 
sioherheitsbegleitern ausschließlioh die Bestimmungen 
des Artikels 18 und nieht die Bestimmungen des Arti- 
kels 28 anzuwenden sind. 

Zu Artikel 29 - Schutz und Beistand 

Artikel 29 trägt der Tatsache Rechnung, dass die 
Möglichkeiten des entsendenden Staates eingeschränkt 
sind, auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertrags- 
staates den entsandten Beamten Schutz und Beistand 
zu gewähren. Daher wird der andere Vertragsstaat zu 
gleichem Schutz und Beistand gegenüber den entsand- 
ten Beamten wie gegenüber den eigenen Beamten ver- 
pflichtet. 

Zu Artikel 30 - Allgemeine Haftungsregelung 

Satz 1 verweist wegen der Haftung auf die Regelung 
des Artikels 43 SDÜ. 

Nach Satz 2 gilt für die Haftung im Rahmen des Ein- 
satzes von Flugsicherheitsbegleitern nicht der Verweis 
auf Artikel 43 SDÜ; die Haftung bestimmt sich in diesem 
Fall nach den allgemeinen Regelungen. 

Zu Artikel 31 - Rechtsstellung der Beamten im Bereich 
des Strafrechts 

Nach Artikel 31 sind die Beamten des anderen Vertrags- 
staates den Beamten des Vertragsstaates, auf dessen 
Hoheitsgebiet sie tätig werden, in strafrechtlicher Hin- 
sicht gleichgestellt, soweit in einem anderen Vertrag 
nieht etwas anderes vereinbart worden ist. Deutschland 
hat solche abweichenden Regelungen nicht getroffen. 

Zu Artikel 32 - Dienstverhältnisse 

Artikel 32 stellt klar, dass das Tätigwerden auf dem 
Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei nicht zu einer 
Änderung der sich aus dem Dienstverhältnis der Beam- 
ten ergebenden Rechte und Pflichten führt. 


Kapitel 7 - 

Allgemeine Bestimmungen 
zum Datenschutz 

Die allgemeinen Bestimmungen zum Datenschutz in 
Kapitel 7 stellen zentrale Regelungen des Vertrags 
dar. Das Kapitel 7 ist dadurch gekennzeichnet, dass 
neben allgemein üblichen Vorschriften zum Datenschutz, 
die in weiten Teilen Parallelen zu Vorschriften des Bun- 
desdatenschutzgesetzes (BDSG) und des Bundes- 
kriminalamtgesetzes (BKAG) aufweisen, neue Rege- 
lungen geschaffen wurden, die der Besonderheit dieses 
Vertrags, nämlich dem Online-Zugriff auf Datenbanken, 
gerecht werden. Aufgrund des Online-Zugriffs („automa- 
tisierter Abruf“) auf die Datenbanken, sei es im Hit-/ 


No-Hit-Verfahren auf Indexdatenbanken (DNA-Daten 
und daktyloskopisehe Daten), sei es vollständig (Fahr- 
zeugregister), wurde ein spezielles Datenschutzregime 
entwickelt. Da das Verfahren des Online-Zugriffs keine 
vorherige Prüfung dureh den Datei führenden Staat 
erlaubt, sind umfassende Maßnahmen für eine nachträg- 
liche Kontrollmöglichkeit vorgesehen worden. 


Zu Artikel 33 - Begriffsbestimmungen, Anwendungs- 
bereich 

Absatz 1 stellt - vor dem Hintergrund unterschied- 
licher Sprachgebräuche in den nationalen Rechtsord- 
nungen der Vertragsstaaten - das einheitliche Verständ- 
nis zentraler datenschutzrechtlicher Begriffe sicher. 

Nummer 1 lehnt sich an die Definitionen in Artikel 2 
Buehstabe b der EG-Datensehutzrichtlinie 95/46/EG an. 
Anders als im deutschen Recht (§ 3 Abs. 4 Satz 1 BDSG) 
umfasst der Begriff der „Verarbeitung“ im Sinne des Ver- 
trags mithin auch die Erhebung und die Nutzung. 

Nummer 2 definiert den „automatisierten Abruf“ als 
den Direktzugriff auf eine automatisierte Datenbank einer 
anderen Stelle, der in der Weise erfolgt, dass ein Ersu- 
chen um Übermittlung personenbezogener Daten 
(„Anfrage“) vollständig automatisiert, also ohne mensch- 
liches Zutun, beantwortet wird. Die anfragende Stelle 
recherchiert also selbst unmittelbar in der Datenbank der 
anderen Stelle, indem sie einen Anfragedatensatz (der 
z. B. aus einem Fingerabdruck oder einem Kfz-Kennzei- 
chen bestehen kann) elektronisch an die andere Stelle 
übermittelt und daraufhin einen automatisch generierten 
Antwortdatensatz (der je nach abgefragter Datenkate- 
gorie ein Fundstellendatensatz oder ein vollständiger 
Datensatz der in der Datenbank gespeicherten Daten 
sein kann) zurückerhält. Der Begriff „automatisierter 
Abruf“ wird mithin in demselben Sinne verstanden wie 
der in Artikel 92 Abs. 1 Satz 2 SDÜ verwendete Begriff 
„Abruf im automatisierten Verfahren“ und der im deut- 
schen Recht verwendete Begriff „automatisiertes Abruf- 
verfahren“ (siehe z. B. § 10 BDSG). 

Nummer 3 definiert die Kennzeichnung personen- 
bezogener Daten, insbesondere in Abgrenzung zur Sper- 
rung: Die Kennzeiehnung hat nicht das Ziel, die weitere 
Verarbeitung der markierten Daten durch technisch- 
organisatorische Maßnahmen einzuschränken, sondern 
ist lediglich ein Hinweis für denjenigen, der das gekenn- 
zeichnete Datum verarbeitet. Der Vertrag sieht eine 
Kennzeichnung von Daten vor, wenn der Betroffene die 
Richtigkeit der Daten bestreitet und sich die Richtigkeit 
oder Unrichtigkeit nicht feststellen lässt (Artikel 37 
Abs. 2). 

Nummer 4 definiert die Sperrung als besondere Art 
der Kennzeichnung personenbezogener Daten, nämlieh 
als eine Markierung mit dem Ziel, die künftige Verarbei- 
tung der Daten einzuschränken. Der Begriff wird mithin in 
demselben Sinne verwendet wie im deutschen Daten- 
schutzrecht (siehe z. B. § 3 Abs. 4 Satz 2 Nr. 4 BDSG). 

Absatz 2 stellt klar, dass die in den Kapiteln 2 bis 6 
enthaltenen besonderen Datenschutzbestimmungen 
(z. B. Artikel 2 Abs. 2 Satz 2, Artikel 8 Satz 2, Artikel 12 
Abs. 1 Satz 2 und 3, Artikel 14) für bestimmte Datenver- 
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arbeitungen den für alle Datenverarbeitungen geltenden 
Artikeln 34 bis 41 vorgehen. 

Zu Artikel 34 - Datenschutzniveau 

Absatz 1 gewährleistet einen einheitlichen Mindest- 
standard an Datenschutz, den auch das SDÜ in seinen 
Artikeln 126, 127 und 129 als angemessen anerkennt, 
nämlich den durch das Übereinkommen des Europarats 
vom 28. Januar 1981 zum Schutz des Menschen bei der 
automatischen Verarbeitung personenbezogener Daten 
(BGBl. 1985 II S. 538, 1134) garantierten Standard, 
aktualisiert diesen mit der Bezugnahme auf das Zusatz- 
protokoll aus dem Jahre 2001 zum Übereinkommen des 
Europarats vom 28. Januar 1981 und erstreckt ihn auf 
den Bereich der nicht automatisierten Datenverarbei- 
tung. 

Absatz 2 sichert mit dem Erfordernis der Umsetzung 
sämtlicher in Kapitel 7 enthaltener Bestimmungen in 
innerstaatliches Recht vor Beginn der Datenübermitt- 
lungen die Einhaltung des Datenschutzstandards. 
Besonders betont wird die Wichtigkeit des Datenschut- 
zes bei der Anwendung des Vertrags durch die Tatsache, 
dass das Ministerkomitee nach Artikel 43 des Vertrags 
zunächst durch Beschluss festzustellen hat, ob die Ver- 
tragspartei, der Daten nach diesem Vertrag übermittelt 
werden sollen, die Datenschutzbestimmungen des Ver- 
trags erfüllt. Besondere Bedeutung kommt der Entschei- 
dung des Ministerkomitees in Bezug auf die in Artikel 39 
Abs. 2 vorgesehenen spezifischen Protokollierungs- 
pflichten für den automatisierten Abruf aus Datenbanken 
zu: Während sich die Vertragsparteien in Bezug auf die 
konventionelle Datenübermittlung bereits in der bei der 
Unterzeichnung des Vertrags am 27. Mai 2005 abgege- 
benen Gemeinsamen Erklärung gegenseitig bestätigt 
haben, dass sie die Anforderungen nach Kapitel 7 im 
Wesentlichen erfüllen, kann der Beschluss des Minister- 
komitees nach Artikel 34 Abs. 2 Satz 2 hinsichtlich auto- 
matisierter Abrufe erst herbeigeführt werden, wenn die 
erforderliche Protokollierungs-Software installiert ist. 

Zu Artikel 35 - Zweckbindung 

Artikel 35 regelt die Zweckbindung der nach dem 
Vertrag übermittelten Daten. 

Absatz 1 bestimmt, dass die empfangende Vertrags- 
partei die personenbezogenen Daten grundsätzlich nur 
zu den Zwecken verarbeiten darf, zu denen die Daten 
nach diesem Vertrag übermittelt worden sind. Der zuläs- 
sige Übermittlungszweck ergibt sich aus der jeweiligen 
Einzelbestimmung im Vertrag, die die Übermittlung von 
Daten für die jeweilige Datenkategorie (DNA, daktylos- 
kopische Daten, Fahrzeugregister) regelt. 

So ist der zulässige Übermittlungszweck für DNA-Iden- 
tifizierungsmuster im Wege des automatisierten Abrufs in 
Artikel 3 Abs. 1 Satz 1 des Vertrags festgelegt. Danach 
dürfen DNA-Identifizierungsmuster nur zum Zweck der 
Verfolgung von Straftaten automatisiert abgerufen, d. h. 
übermittelt werden. Dieselbe Zweckbindung gilt für den 
automatisierten Abgleich von DNA-Identifizierungsmus- 
tern nach Artikel 4 Abs. 1 Satz 1 . Die zulässigen Zwecke 
des automatisierten Abrufs von daktyloskopischen 
Daten sind weiter als bei den DNA-Identifizierungsmus- 
tern: Nach Artikel 9 Abs. 1 Satz 1 werden als zulässige 


Zwecke sowohl die Verfolgung als auch die Verhinderung 
von Straftaten anerkannt. Noch weiter gehend sind 
schließlich die Zwecke, zu denen die Vertragsparteien 
sich einander den Zugriff auf bestimmte Daten aus den 
nationalen Fahrzeugregistern nach Artikel 12 Abs. 1 
Satz 1 des Vertrags gestatten. Diese Daten dürfen 
sowohl zum Zwecke der Verhinderung und Verfolgung 
von Straftaten als auch zur Verfolgung solcher Verstöße, 
die bei der abrufenden Vertragspartei in die Zuständig- 
keit der Gerichte oder Staatsanwaltschaften fallen (Ord- 
nungswidrigkeiten), sowie zum Zwecke der Abwehr von 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit abgerufen werden. 

Dieses Stufenverhältnis spiegelt die Einschätzung der 
Vertragsparteien wider, die diese den jeweils betroffenen 
Rechtsgütern bzw. der unterschiedlichen Intensität des 
jeweiligen Grundrechtseingriffs für den Betroffenen bei- 
gemessen haben. Zusammenfassend lässt sich feststel- 
len, dass der Datenschutz durch Beschränkung der Ver- 
wendungsmöglichkeiten umso intensiver ausgestaltet 
wurde, je sensibler die betroffenen Daten nach Auffas- 
sung der Vertragsparteien sind. 

Die Zulässigkeit einer zweckändernden Verwendung der 
übermittelten Daten macht Absatz 1 materiell davon 
abhängig, dass die Zweckänderung sowohl nach dem 
nationalen Recht der übermittelnden als auch nach dem 
nationalen Recht der empfangenden Vertragspartei 
zulässig ist. In formeller Hinsicht ist die Zustimmung der 
übermittelnden Vertragspartei zu der zweckändernden 
Verwendung der Daten erforderlich. 

Absatz 2 Satz 1 enthält als Spezialregelung zu 
Absatz 1 eine abschließende Aufzählung der Zwecke, für 
die die im Fall eines Abrufs oder Abgleichs von DNA- 
Identifizierungsmustern oder Abrufs daktyloskopischer 
Daten nach den Artikeln 3, 4 und 9 übermittelten Daten 
durch die abrufende bzw. abgleichende Partei verwendet 
werden dürfen. Eine Verwendung dieser Daten zu an- 
deren Zwecken ist - auch mit Zustimmung der übermit- 
telnden Vertragspartei - nicht zulässig. 

Entsprechend enthält Absatz 2 Satz 2 eine strikte 
Zweckbindungsregelung für die der Datei führenden Ver- 
tragspartei nach den Artikeln 3, 4 und 9 übermittelten 
Daten. 

Für beide Vertragsparteien besteht danach u. a. die Mög- 
lichkeit - und nach Artikel 39 des Vertrags auch das 
Erfordernis - eine Protokollierung vorzunehmen. 

Absatz 2 Satz 3 bezieht sich sowohl auf die Datei 
führende wie auf die anfragende Vertragspartei. Diese 
Vorschrift regelt, dass die übermittelten Daten nach 
Beendigung des Abgleichs oder nach der automatisier- 
ten Beantwortung der Anfrage unverzüglich zu löschen 
sind, soweit nicht die Weiterverarbeitung „zu den in 
Satz 1 Nummern 2 und 3“ genannten Zwecken erforder- 
lich ist. Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 betrifft die nach Artikel 39 
erforderliche Protokollierung. Diese ist durch beide Ver- 
tragsparteien vorzunehmen. Satz 1 Nr. 2 betrifft dem- 
gegenüber die Vorbereitung eines Amts- und Rechts- 
hilfeersuchens. Ein solches kann nach dem vom Vertrag 
vorgesehenen System der Information nur von der ab- 
rufenden bzw. abgleichenden Vertragspartei gestellt wer- 
den. Damit ist das Wort „und“ in der Textpassage „Satz 1 
Nummern 2 und 3“ nicht kumulativ zu verstehen. Auf die 
abrufende/abgleichende Vertragspartei können die Ver- 
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arbeitungsweisen des Artikels 35 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
und 3 gleichzeitig zutreffen. Dies muss - insbesondere in 
dem Fali, dass kein Treffer voriiegt und dann kein Rechts- 
hiifeersuchen gesteiit wird - aber nicht sein. Für die Datei 
führende Vertragspartei kommt nur die Verarbeitung 
durch Protokoliierung in Betracht. 

Absatz 3 enthäit - ebenfaiis ais Spezialregelung zu 
Absatz 1 und abweichend von § 43 Abs. 2 Satz 2 StVG - 
für Abrufe aus Fahrzeugregistern strikte Zweckbindungs- 
vorschriften für die der Datei führenden und der an- 
fragenden Vertragspartei übermittelten Daten. Eine Be- 
sonderheit gegenüber den übermittelten DNA-Identi- 
fizierungsmustern und daktyloskopischen Daten ergibt 
sich hierbei daraus, dass auf Fahrzeugregisterdaten von 
anderen Vertragsparteien im Wege eines Lesezugriffs in 
vollem Umfang zugegriffen werden kann. Damit entfällt 
zum einen das Erfordernis eines Rechtshilfeersuchens. 
Zum anderen sind damit für die anfragende Vertragspar- 
tei unmittelbar verwertbare Daten vorhanden. Es ist fest- 
gelegt, dass sie diese nur für das konkrete Verfahren ver- 
wenden darf, aufgrund dessen die Anfrage erfolgt ist. 

Eine weitere Spezialregelung zu Absatz 1 enthält Arti- 
kel 14 Abs. 2. 

Zu Artikel 36 - Zuständige Behörden 

Artikel 3 6 knüpft durch die Verweisung auf Artikel 35 
des Vertrags in gleicher Weise wie Artikel 35 Abs. 1 an die 
jeweiligen Zwecke der Datenübermittlung für die einzel- 
nen Datenkategorien (DNA, daktyloskopische Daten, 
Daten aus Fahrzeugregistern) an. Die übermittelten per- 
sonenbezogenen Daten dürfen nur durch die jeweils 
zuständigen Behörden verwendet werden. Damit wird 
auch in organisatorischer Hinsicht sichergestellt, dass 
die Grenzen, die Artikel 35 Abs. 1 zieht, gewahrt bleiben. 

Zu Artikel 37 - Richtigkeit, Aktualität und Speiche- 
rungsdauer von Daten 

Artikel 3 7 betrifft den Umgang mit Daten, die 

- unrichtig übermittelt wurden, 

- nicht hätten übermittelt oder empfangen werden dür- 
fen, 

- sich im Nachhinein als unrichtig heraussteilen, 

- aufgrund einer begründeten Annahme der empfangen- 
den Stelle unrichtig oder zu löschen sein könnten, 

- in ihrer Richtigkeit vom Betroffenen bestritten werden 
und deren Richtigkeit oder Unrichtigkeit sich nicht 
feststellen lässt, 

- rechtmäßig übermittelt wurden, aber für den Zweck, 
für den sie übermittelt worden sind, nicht oder nicht 
mehr erforderlich sind oder 

- rechtmäßig übermittelt wurden, hinsichtlich derer aber 
Höchstfristen für die Aufbewahrung abgelaufen sind. 

An diese Tatbestände knüpft der Vertrag Rechtsfolgen, 
deren Grundgedanken sich sowohl an die §§ 32 
und 33 BKAG als auch an § 20 BDSG anlehnen. Bei die- 
sen Rechtsfolgen handelt es sich um Berichtigung, 
Löschung, Kennzeichnung und Sperrung. 

Für bestimmte Fälle wird ausdrücklich Bezug auf das 
innerstaatliche Recht genommen. Dies sind die Kenn- 


zeichnung, die Löschung nach Ablauf einer Höchstfrist 
sowie die Sperrung an Stelle einer Löschung. 

Absatz 1 Satz 1 enthält zunächst die bereits in Arti- 
kel 5 Buchstabe d der Datenschutzkonvention des Euro- 
parats und Artikel 6 Abs. 1 Buchstabe d der EG-Daten- 
schutzrichtlinie betonte Verpflichtung, auf die Richtigkeit 
und Aktualität personenbezogener Daten zu achten. 

Da es für die empfangende Vertragspartei vielfach 
schwierig sein wird, die Unrichtigkeit oder mangelnde 
Aktualität übermittelter Daten zu erkennen, verpflichtet 

-Absatz 1 Satz 2 die übermittelnde Vertragspar- 
tei, die empfangende Vertragspartei unverzüglich zu 
informieren, sobald festgestellt wird, dass unrichtige 
Daten oder Daten, die nicht hätten übermittelt werden 
dürfen, übermittelt worden sind, 

-Absatz 1 Satz 3 die empfangende Vertragspar- 
tei, die betreffenden Daten unverzüglich zu berichtigen 
bzw. - sofern die Daten nicht hätten übermittelt wer- 
den dürfen - zu löschen. 

Absatz 1 Satz 4 enthält eine - von einer vorherigen 
Information durch die übermittelnde Stelle unabhängige - 
Berichtigungspflicht für den Fall, dass die empfangende 
Stelle von Amts wegen oder aufgrund eines Hinweises 
des Betroffenen feststellt, dass unrichtige Daten übermit- 
telt oder übermittelte Daten nachträglich unrichtig 
geworden sind. 

Absatz 1 Satz 5 verpflichtet die empfangende Stel- 
le, die übermittelnde Stelle unverzüglich zu informieren, 
sobald sich Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die über- 
mittelten Daten unrichtig oder zu löschen sind. 

Absatz 2 betrifft das Erfordernis der Kennzeichnung 
von Daten nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts in 
Fällen, in denen der Betroffene die Richtigkeit der Daten 
bestreitet und in denen sich die Richtigkeit oder Unrich- 
tigkeit nicht feststellen lässt. Diese Regelung entspricht 
der Regelung in § 33 Abs. 1 Satz 2 BKAG. 

Nach Absatz 3 Satz 1 sind unrechtmäßig übermit- 
telte oder unrechtmäßig empfangene Daten zu löschen. 

Absatz 3 Satz 2 Nr. 1 bestimmt, dass rechtmäßig 
übermittelte und empfangene Daten zu löschen sind, 
wenn sie für den Zweck, für den sie übermittelt worden 
sind, nicht oder nicht mehr erforderlich sind. Bei ohne 
Ersuchen übermittelten Daten besteht eine Prüfpflicht 
der empfangenden Stelle, ob die Daten für den der Über- 
mittlung zu Grunde liegenden Zweck erforderlich sind. 

Nach Absatz 3 Satz 2 Nr. 2 sind rechtmäßig 
übermittelte und empfangene Daten zudem nach Ablauf 
einer im nationalen Recht der übermittelnden Vertrags- 
partei vorgesehenen Höchstfrist für die Aufbewahrung 
von Daten zu löschen, wenn die empfangende Stelle bei 
der Übermittlung auf eine solche Höchstfrist, wie sie bei- 
spielsweise in § 32 Abs. 4 Satz 5 BKAG geregelt ist, hin- 
gewiesen hat. 

Absatz 3 Satz 3 regelt, dass nach Maßgabe des 
innerstaatlichen Rechts an Stelle einer Löschung eine 
Sperrung von Daten erfolgt, wenn es Grund zu der 
Annahme gibt, dass durch eine Löschung schutzwürdige 
Interessen des Betroffenen beeinträchtigt würden. Diese 
Regelung entspricht § 20 Abs. 3 Nr. 2 BDSG und § 32 
Abs. 2 Nr. 1 BKAG. Gesperrte Daten dürfen nur noch für 
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den Zweck, für den die Löschung unterblieben ist, über- 
mittelt oder genutzt werden (Absatz 3 Satz 4), was 
der Bestimmung des § 32 Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 1 BKAG 
entspricht; im Verhältnis zu § 20 Abs. 7 BDSG stellt 
Absatz 3 Satz 4 die speziellere Regelung dar. 

Zu Artikel 38 - Technische und organisatorische Maß- 
nahmen zur Gewährleistung von Daten- 
schutz und Datensicherheit 

Absatz 1 verpflichtet die Vertragsparteien, wirksame 
technische und organisatorische Maßnahmen zur Ge- 
währleistung von Datenschutz und Datensicherheit zu 
treffen (vgl. Artikel 7 der Datenschutzkonvention des 
Europarats, § 9 BDSG). 

Absatz 2 bestimmt, dass die Einzelheiten der tech- 
nischen Ausgestaltung des automatisierten Abrufverfah- 
rens in einer noch abzuschließenden Durchführungsver- 
einbarung zu regeln sind, und enthält einige wesentliche 
Vorgaben für diese Durchführungsvereinbarung (ins- 
besondere Anwendung von Verschlüsselungs- und 
Authentifizierungsverfahren im Falle der Nutzung all- 
gemein zugänglicher Netze, Kontrolle der Zulässigkeit 
der Abrufe). 

Zu Artikel 39 - Dokumentation und Protokollierung, 
besondere Vorschriften zur automa- 
tisierten und nicht automatisierten 
Übermittlung 

Artikel 39 soll eine wirksame Kontrolle der im Rah- 
men des Vertrags erfolgenden Datenübermittlungen 
gewährleisten. 

Die Absätze 1 und 2 betreffen die Art und Weise 
sowie den Umfang der Dokumentation nicht automa- 
tisierter Datenübermittlungen und -erhebungen (Ab- 
satz 1) sowie die Protokollierung automatisierter Daten- 
abrufe und -abgleiche (Absatz 2), die durch die Vertrags- 
staaten sicherzustellen sind. Aussagefähige Dokumenta- 
tionen bzw. Protokolle der stattgefundenen Datenver- 
arbeitungen dienen der effektiven Datenschutzkontrolle. 

Der im Vergleich zu anderen Bestimmungen des Vertrags 
hohe Detaillierungsgrad der Protokollierungsregelungen 
trägt insbesondere den Besonderheiten des Online- 
Zugriffs Rechnung. 

Die Dokumentation und die Protokollierung haben jeweils 
sowohl bei der abrufenden Vertragspartei als auch bei 
der Datei führenden Vertragspartei zu erfolgen. Die ein- 
zelnen Datenverarbeitungsvorgänge sind nicht lediglich 
stichprobenartig, sondern vollständig zu dokumentieren 
bzw. zu protokollieren („Vollprotokollierung“). Auch der 
Umfang der im Einzelfall zu dokumentierenden bzw. zu 
protokollierenden Daten ist für die beiden an einer Über- 
mittlung beteiligten Vertragsparteien nahezu identisch. 
Hierdurch wird ein besonders hohes Maß an Nachver- 
folgbarkeit und Kontrollmöglichkeiten geschaffen („dop- 
pelte Dokumentation“/„doppelte Protokollierung“). 

Nach Absatz 2 Satz 3 sind bei automatisierten 
Abrufen auch der Anlass der Anfrage oder Übermittlung 
sowie die Kennungen des den Abruf oder den Abgleich 
durchführenden und des den Abruf oder den Abgleich 
veranlassenden Beamten zu protokollieren, um der 
Datenschutzkontrollstelle die Rückverfolgung des Abrufs 


bis hin zu dem Beamten, der die übermittelten Informa- 
tionen letztlich benötigt hat, zu ermöglichen. Nur auf 
diese Weise kann zuverlässig nachvollzogen werden, ob 
keine zweckwidrige Verwendung der Daten stattgefun- 
den hat. Die Protokollierung hat durch die anfragende 
Stelle zu erfolgen. Insoweit liegt im Fall des automatisier- 
ten Abrufs von Daten aus den Fahrzeugregistern eine 
Abweichung von § 37a Abs. 3 Satz 2 StVG in Verbindung 
mit § 36 Abs. 7 Satz 1 StVG vor, wonach die Aufzeich- 
nung des Anlasses eines Abrufs und der für den Abruf 
verantwortlichen Person durch das Kraftfahrt-Bundes- 
amt vorgesehen ist. 

Die Absätze 3 bis 5 regeln die Durchführung der 
Kontrolle. Sie beziehen sich ihrem Wortlaut nach aus- 
schließlich auf „Protokolldaten“ und damit nur auf solche 
Daten, die automatisiert abgerufen oder abgeglichen 
worden sind. 

In Absatz 3 wird eine strikte Zweckbindung für die 
protokollierten Daten festgelegt (Satz 2), die als spe- 
zielle Regelung den Bestimmungen in § 37a Abs. 3 
Satz 2 StVG in Verbindung mit § 36 Abs. 6 Satz 2 und 3 
StVG für den automatisierten Abruf von Daten aus den 
Fahrzeugregistern vorgeht. Darüber hinaus wird eine 
Höchstfrist für die Mitteilung der Daten nach einem ent- 
sprechenden Ersuchen der für die Datenschutzkontrolle 
zuständigen Stelle bestimmt, die auch bei einem Ersu- 
chen einer Kontrollstelle eines anderen Vertragsstaates 
eingehalten werden muss (Satz 1). 

Absatz 4 regelt den Schutz der protokollierten Daten 
und die Aufbewahrungsfrist, die - abweichend von § 37a 
Abs. 3 Satz 2 StVG in Verbindung mit § 36 Abs. 6 Satz 4 
StVG - zwei Jahre beträgt. 

Die Kontrolle der Rechtmäßigkeit der Übermittlung oder 
der Erhebung personenbezogener Daten obliegt nach 
Absatz 5 Satz 1 den nach nationalem Recht für die 
Datenschutzkontrolle zuständigen unabhängigen Stellen, 
an die sich jeder Betroffene nach näherer Maßgabe des 
nationalen Rechts wenden kann (Absatz 5 Satz 2). 
Nach Absatz 5 Satz 3 sind die Kontrollstellen und 
die Daten verarbeitenden Stellen verpflichtet, die Recht- 
mäßigkeit der Datenübermittlungen und -erhebungen 
nicht nur auf Antrag eines Betroffenen, sondern - stich- 
probenartig - auch von Amts wegen zu überprüfen. 
Absatz 5 Satz 4 und 5 regelt die Aufbewahrung 
der Ergebnisse der Kontrolltätigkeit. Absatz 5 
Satz 6 und 7 regelt die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit der für die Datenschutzkontrolle 
zuständigen Stellen der Vertragsparteien und verpflichtet 
diese Stellen zu gegenseitiger Unterstützung. 

Zu Artikel 40 - Rechte der Betroffenen auf Auskunft 
und Schadensersatz 

Absatz 1 bestimmt in Anlehnung an Artikel 8 der 
Datenschutzkonvention des Europarats, Artikel 1 des 
Zusatzprotokolls vom 8. November 2001 zu dieser Kon- 
vention sowie die Artikel 1 2 und 28 Abs. 4 der EG-Daten- 
schutzrichtlinie, dass ein Betroffener in Bezug auf die zu 
seiner Person verarbeiteten Daten Anspruch auf Aus- 
kunft, Berichtigung unrichtiger Daten und Löschung 
unzulässigerweise gespeicherter Daten hat (Satz 1 
und 2). Die Berichtigung und die Löschung richten sich 
nach dem Recht, das für die Stelle gilt, die die Daten 
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jeweils speichert. Weiter ist bestimmt, dass der Betroffe- 
ne die Möglichkeit haben muss, sich im Falle einer Verlet- 
zung seiner Datenschutzrechte sowohl an ein Gericht als 
auch an eine unabhängige Kontrollstelle im Sinne von 
Artikel 28 der EG-Datenschutzriehtlinie zu wenden sowie 
Schadensersatz oder Abhilfe anderer Art geriehtlich 
durehzusetzen (Satz 3). Hervorzuheben ist, dass der 
Auskunftsanspruch nach Artikel 40 Abs. 1 Satz 1 des 
Vertrags - insoweit über die Auskunftsansprüehe nach 
der Datenschutzkonvention des Europarats hinausge- 
hend - auch das Recht umfasst, Auskunft über die 
Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung zu erhalten, 
und dass die Vertragsparteien den Auskunftsanspruch in 
ihrem nationalen Recht zwar näher ausgestalten und von 
bestimmten Voraussetzungen abhängig maehen, aber 
nicht generell ausschließen können. Die Ausschlussgrün- 
de nach § 12 Abs. 5 BKAG in Verbindung mit § 19 Abs. 4 
BDSG bleiben folglich unberührt. 

Absatz 2 Satz 1 ermöglicht einem Betroffenen, der 
dureh die Verarbeitung von naoh dem Vertrag übermittel- 
ten Daten gesehädigt worden ist, die Geltendmachung 
des Schadens, der ihm durch die Verarbeitung unrich- 
tiger Daten entstanden ist: Der Betroffene kann seinen 
Schadensersatzanspruch gegenüber der Stelle geltend 
machen, die die Daten empfangen hat, ohne dass diese 
sieh ihm gegenüber darauf berufen könnte, dass nicht 
sie, sondern die übermittelnde Stelle für die Unriehtigkeit 
derDaten verantwortlieh ist. Satz 2 legt insoweit einen 
Regressanspruch der empfangenden Stelle gegen die 
übermittelnde Stelle fest. 


Zu Artikel 41 - Auskunft auf Ersuchen der Vertrags- 
parteien 

Nach Artikel 41 hat die empfangende Vertragspartei die 
übermittelnde Vertragspartei auf Anfrage über die Verar- 
beitung der Daten und das dadurch erzielte Ergebnis zu 
informieren. Der Anspruch besteht zwar in erster Linie im 
Interesse der übermittelnden Stelle selbst, kann von die- 
ser aber auch im Interesse eines Betroffenen geltend 
gemacht werden, damit dieser sich nicht selbst an die 
empfangende ausländische Stelle wenden muss. 


Zu Kapitel 8 - 
Durchführungs- und 
Schlussbestimmungen 

In Kapitel 8 sind die Bestimmungen zusammenge- 
fasst, die das Inkrafttreten, die Umsetzung, die Anwen- 
dung und die Kündigung des Vertrags regeln. 

Zu Artikel 42 - Erklärungen 

Absatz 1 bestimmt, dass zum Zeitpunkt der Hinterle- 
gung der Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder 
Beitrittsurkunde jede Vertragspartei die für die Anwen- 
dung dieses Vertrags zuständigen Behörden benennt. 
Die Anwendungsfälle sind enumerativ aufgeführt. 

Nach Absatz 2 können solche Erklärungen jederzeit 
durch Erklärung gegenüber dem Verwahrer geändert 
werden. Die Änderungserklärung wird mit dem Tag des 
Eingangs beim Verwahrer wirksam. 


Zu Artikel 43 - Ministerkomitee 

Nach Artikel 43 werden die erforderlichen Entschei- 
dungen über die Umsetzung und Anwendung des Ver- 
trags durch einstimmigen Beschluss aller Vertragspar- 
teien durch ein Ministerkomitee getroffen. Deutschland 
wird durch den Bundesminister oder die Bundesmini- 
sterin des Innern und den Bundesminister oder die Bun- 
desministerin der Justiz im Ministerkomitee vertreten 
werden. 

Wesentliche Bedeutung kommt dem Ministerkomitee bei 
Feststellung der Erfüllung der Voraussetzungen zur 
Übermittlung personenbezogener Daten gemäß Arti- 
kel 34 Abs. 2 Satz 2 des Vertrags zu. 

Zu Artikel 44 - Durchführungsvereinbarungen 

Nach Artikel 44 können die zuständigen Stellen der Ver- 
tragsparteien Vereinbarungen zur Durchführung dieses 
Vertrags treffen. Vorrangig wird es sich um organisato- 
rische und technische Spezifikationen handeln. 

Zu Artikel 45 - Räumlicher Geltungsbereich 

Gemäß Artikel 45 gilt dieser Vertrag für die Niederlande 
und Frankreich ausschließlich für die in Europa gelege- 
nen Teile ihres Territoriums. Für die übrigen Vertragspar- 
teien gilt der Vertrag für das gesamte Hoheitsgebiet. 

Dem Vertrag neu beitretende EU-Mitgliedstaaten können 
Einschränkungen des räumlichen Geltungsbereichs 
durch die Abgabe einer Erklärung gemäß Artikel 51 
Abs. 2 Satz 2 vornehmen. 

Bei der Unterzeichnung des Vertrags hat Spanien folgen- 
de einseitige Erklärung abgegeben: 

„III. Das Königreich Spanien erkiärt unter Bezugnahme 
auf Artikel 45 Satz 1, dass es die Ansicht vertritt, 
dass auf den Vertrag die „Regeiung betreffend die 
Behörden Gibraltars Im Rahmen der Instrumente der 
EU und EG scwle verbundener Verträge“ vcm 
19. April 2000 nach Maßgabe der Bestimmung ihrer 
Nummer 5 anwendbar ist. “ 

Die Erklärung enthält keine besondere Bestimmung für 
diesen Vertrag, sondern eine Anpassung an die entspre- 
chende Erklärung, die Spanien auch im Bereich der Euro- 
päischen Union abgegeben hat. 

Zu Artikel 46 - Kosten 

Artikel 46 bestimmt, dass jede Vertragspartei die ihren 
Stellen aus der Anwendung des Vertrags entstehenden 
Kosten trägt (Satz 1), abweiehende Regelungen in 
besonderen Fällen aber möglich sind (Satz 2). 

Österreich und Deutschland haben - wie bereits im Rah- 
men der Ausführungen zu Artikel 7 erläutert - von der 
Mögliehkeit des Satzes 2 Gebrauch gemacht und für 
Kosten, die im Rahmen der Leistung von Rechtshilfe 
nach Artikel 7 anfallen, eine abweichende Regelung 
getroffen. 

Zu Artikel 47 - Verhältnis zu anderen zwei- oder 
mehrseitigen Übereinkünften 

Mit Absatz 1 wird ausdrücklich klargestellt, dass das 
Recht der Europäischen Union auoh im Hinblick auf seine 
zukünftigen Weiterentwicklungen Vorrang genießt. Über- 
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dies ist die Möglichkeit vorgesehen, auf Änderungen im 
rechtlichen Rahmen der Europäischen Union zu rea- 
gieren und den Vertrag gegebenenfalls diesen Änderun- 
gen anzupassen. 

Absatz 2 beinhaltet eine Kollisionsregel in Bezug auf 
bestehende zwei- oder mehrseitige Übereinkünfte zwi- 
schen den Vertragsparteien. Nach den Sätzen 1 und 
2 bleiben diese Verträge unberührt, so dass die Rege- 
lungen daraus weiterhin anwendbar sind. Im Fall der 
Unvereinbarkeit dieses Vertrags mit Rechten oder Ver- 
pflichtungen aus bestehenden Übereinkünften gelten 
nach Satz 3 die Regelungen dieses Vertrags. 

Zu Artikel 48 - Ratifikation, Annahme, Genehmigung 

Nach Satz 1 bedarf der Vertrag der Ratifikation, 
Annahme oder Genehmigung. Die entsprechenden 
Urkunden sind beim Verwahrer zu hinterlegen (Satz 2) . 
Weiter ist geregelt, dass anlässlich der Hinterlegung der 
genannten Urkunden eine Erklärung zum räumlichen 
Geltungsbereich abgegeben werden kann (Satz 3; 
siehe auch die Ausführungen zu Artikel 45). 

Zu Artikel 49 - Verwahrer 

Nach Artikel 49 hat die Regierung der Bundesre- 
publik Deutschland als Verwahrer die Pflicht, unverzüg- 
lich Ratifikationen, Annahmen, Genehmigungen, Bei- 
tritte, Vorbehalte und Kündigungen sowie alle sonstigen 
Erklärungen im Zusammenhang mit diesem Vertrag den 
anderen Vertragsparteien zu notifizieren und den Vertrag 
beim Sekretariat der Vereinten Nationen gemäß Arti- 
kel 102 der Satzung der Vereinten Nationen registrieren 
zu lassen. 

Weiter hinterlegt die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland die Urschrift des Vertrags im politischen 
Archiv des Auswärtigen Amtes und übermittelt jedem 
Unterzeichnerstaat und beitretenden Staat eine beglau- 
bigte Abschrift. 

Zu Artikel 50 - Inkrafttreten 

Nach Absatz 1 tritt der Vertrag 90 Tage nach Hinterle- 
gung der zweiten Ratifikations-, Annahme- oder Geneh- 
migungsurkunde zwischen den Vertragsparteien in Kraft, 
die ihn ratifiziert haben. Für die anderen Vertragsparteien 
ist bestimmt, dass der Vertrag jeweils 90 Tage nach Hin- 
terlegung ihrer entsprechenden Urkunden in Kraft tritt. 

Zu Artikel 51 - Beitritt 

Artikel 51 trifft Regelungen zum Beitritt anderer EU-Mit- 
gliedstaaten. 


Absatz 1 drückt dabei - wie auch der zweite Erwä- 
gungsgrund der Präambel sowie Artikel 1 Abs. 2 - als 
wesentliches Prinzip dieses Vertrags aus, dass er allen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union zum Beitritt 
offen steht (Satz 1). Weiter ist in Satz 2 geregelt, 
dass der Vertrag, die Gemeinsame Erklärung der Ver- 
tragsparteien bei der Unterzeichnung, die Durchfüh- 
rungsvereinbarungen gemäß Artikel 44 und die sonstigen 
Vereinbarungen zu diesem Vertrag mit ihrem Beitritt für 
die neu beitretenden Staaten verbindlich werden. 

Auf neu beitretende Staaten findet die Feststellung zum 
Datenschutz in der Gemeinsamen Erklärung zu Artikel 34 
Abs. 2 Satz 2, die Belgien, Deutschland, Spanien, Frank- 
reich, Luxemburg, die Niederlande und Österreich aus 
Anlass der Unterzeichnung des Vertrags am 27. Mai 2005 
abgegeben haben, jedoch keine Anwendung. 

Absatz 2 bestimmt, dass die Beitrittsurkunden der 
beitretenden Staaten beim Verwahrer hinterlegt werden 
und anlässlich der Hinterlegung dieser Urkunde eine 
Erklärung zum räumlichen Geltungsbereich abgegeben 
werden kann. 

Nach Absatz 3 tritt der Vertrag für beitretende EU- 
Mitgliedstaaten 90 Tage nach Hinterlegung ihrer Beitritts- 
urkunde in Kraft, jedoch frühestens zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Vertrags nach Artikel 50. 

Zu Artikel 52 - Kündigung 

Nach Artikel 52 kann der auf unbestimmte Zeit geschlos- 
sene Vertrag durch eine auf diplomatischem Weg an den 
Verwahrer gerichtete Notifikation gekündigt werden, 
wobei die Kündigung binnen sechs Monaten nach Ein- 
gang der Notifikation beim Verwahrer wirksam wird. 


Zu den Anlagen 
Zu Anlage 1 

Anlage 1 enthält die nach Artikel 17 Abs. 5 des Ver- 
trags notwendigen Angaben zur schriftlichen Anmeldung 
des Einsatzes der Flugsicherheitsbegleiter. Durch eine 
gesonderte Vereinbarung können die Vertragsparteien 
eine Änderung der Anlage 1 vereinbaren. 

Zu Anlage 2 

Anlage 2 benennt Dienstwaffen, Munition und Aus- 
rüstungsgegenstände im Sinne des Artikels 28 Abs. 2 
Satz 1 und 2 des Vertrags. 
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